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Neue Fachliteratur

Kommunales Kassenwesen. Grundlagen für Ausbil-

dung und Praxis auf Basis des rheinland-pfälzischen

Rechts, von Ralf Klomfaß, 2. Auflage 2021, 200 Sei-
ten, kartoniert, 24,90 h, ISBN 978-3-7922-0258-6,
Verlag Reckinger, Siegburg.

Dem Kassenwesen kommt in der kommunalen Praxis
eine große Bedeutung zu. Deshalb ben�tigen insbe-
sondere Kommunalbedienstete, die mit Buchungsfra-
gen betraut sind, zumindest kassen-rechtliche Grund-
kenntnisse.

Das vorliegende Lehr- und Praxisbuch stellt – basierend
auf dem rheinland-pf�lzischen Recht – systematisch die
Spezifika des kommunalen Kassenwesens heraus, sodass
auch ein Vergleich zu anderen Bundesl�ndern m�glich
ist. Das kompakte Buch richtet sich in erster Linie an kom-
munale Auszubildende, bietet mit weiterf�hrenden Hin-
weisen und vertiefenden Informationen aber auch erfah-
renen Praktikern eine hilfreiche Unterst�tzung.

Mit der zweiten, erweiterten Auflage werden s�mtliche
Kapitel aktualisiert, wobei �bergreifend auf die Digitali-
sierung eingegangen wird. So werden unter anderem
bei den Zahlungsformen online-basierte Zahlungswege
und damit zusammenh�ngende m�gliche Prozessabl�u-
fe erl�utert. Zum wichtigen Thema Kassensicherheit
werden neue praktische Beispiele aufgenommen.

Angereichert mit vielen Beispielen und �bungen ver-
mittelt der Autor �bersichtlich und kompakt die
Grundz�ge des Kommunalen Kassenwesens und lie-
fert Praktikern und Auszubildenden der Kommunen
ein wertvolles Lehr- und Nachschlagewerk.

Bürgermeister – was sie antreibt, wer sie umtreibt,
von Denise Peikert, 2020, 180 Seiten, Softcover,
9,80 h, ISBN 978-3-8293-1489-3, Kommunal- und
Schul-Verlag, Wiesbaden.

Steigende Mieten, hartn�ckige Funkl�cher und holprige
Straßen: Immer, wenn es konkret wird in Deutschland,
sind die B�rgermeisterinnen und B�rgermeister gefragt.

Manche m�ssen die Schrumpfung managen, andere
den Boom lenken. In diesem Portr�tbuch erz�hlen ei-
nige von ihnen, was sie besch�ftigt und antreibt. Ihre
Geschichten zeigen ein tatkr�ftiges Deutschland, das
ohne die M�nner und Frauen in den Rath�usern
schlecht dast�nde.

Portr�tiert werden Detlef Ebert (L�cknitz), Thomas
Herker (Pfaffenhofen), Thorsten Kr�ger (Geestland),
Claus Ruhe Madsen (Rostock), Marion Prange (Ost-
ritz), Henriette Reker (K�ln), Daniel Schultheiß (Ilmen-
au), Ashok-Alexander Sridharan (Bonn), Susanna Tau-
sendfreund (Pullach) und Karola Voß (Ahaus).

Außerdem melden sich unter anderem Stephan Weil,
Ole von Beust, Henning Scherf und Erwin Teufel in
Kurzinterviews zu Wort.

Handbuch Berufsbild Bürgermeister. Was Bürger-

meisterinnen und Bürgermeister in ihr Amt mitbrin-

gen sollten, hrsg. von Rainer Christian Beutel, Jo-
hannes Winkel und Uwe Zimmermann, 2021, 305
Seiten, Softcover, 49,90 h, ISBN 978-3-8293-1688-0,
Kommunal- und Schul-Verlag, Wiesbaden.

Es gibt kaum so ein sch�nes aber auch kaum ein so
herausforderndes Amt wie das der B�rgermeisterin
und des B�rgermeisters. Das liegt zun�chst an der in-
haltlichen Vielfalt.

In einer Stadt- oder Gemeindeverwaltung wird eine so
große Zahl gleichzeitig so unterschiedlicher Aufgaben
bew�ltigt, wie in keinem privatwirtschaftlichen Unter-
nehmen. Von der Feuerwehr �ber die Kinderg�rten bis
zum Standesamt oder zur Wirtschaftsf�rderung, von
der M�llabfuhr �ber die Abwasserbeseitigung bis zur
Wohnungsbauf�rderung oder zur Erwachsenenbil-
dung und Musikschule sind fachlich und politisch die
unterschiedlichsten Themenfelder zu gestalten.

Daraus ergeben sich gleichzeitig sehr hohe Anforde-
rungen an die F�hrungskompetenz der Chefin oder
des Chefs, weil ein besonders heterogener Personal-
k�rper mit ganz unterschiedlichen Grundtypen von
Menschen auf die Ziele der eigenen Kommune hin mo-
tiviert und ausgerichtet werden muss. Und das unter
den besonderen Rahmenbedingungen des Beamten-
und �ffentlichen Tarifrechts.

Das liegt zum anderen in der Notwendigkeit begr�ndet,
eine Vielzahl von Akteuren aus den st�dtischen Gremi-
en, den Sportvereinen, Schulen, Unternehmen, Organi-
sationen und den Medien daf�r zu gewinnen, die eigene
Kommune zukunftsfest und erfolgreich aufzustellen und
alle diese Menschen daf�r zu mobilisieren. Nicht zuletzt
macht die Notwendigkeit, unterschiedlichste Interessen
auszugleichen und letztlich Entscheidungen zu treffen,
das Amt besonders anspruchsvoll.

Viele treten ihr neues und sch�nes Amt mit großem En-
thusiasmus an und m�chten etwas Positives f�r die
Stadt oder Gemeinde zu bewegen. Und pl�tzlich stellt
man fest: daf�r gibt es nicht nur eine Richtung, ge-
schweige denn nur einen Weg. Denn pl�tzlich sind
die unterschiedlichsten Interessen im Spiel. Die Einen
wollen bauen, dann tritt eine Naturschutzinitiative auf
den Plan, und die Presse m�chte Informationen, was
der B�rgermeister zu tun gedenkt.

Und dann l�uft man Gefahr, vom Alltagsgeschehen so
absorbiert zu werden, dass f�r grunds�tzliche Projekte
zum Stadtmarketing, zum Aufbau einer b�rgerfreund-
lichen Stadtverwaltung oder zur B�rgerbeteiligung in
Grundsatzfragen nicht mehr gen�gend Zeit bleibt.
Durch repr�sentative Verpflichtungen der unter-
schiedlichsten Art wird dieser Effekt noch verst�rkt.

Was ist zu tun? Das Handbuch wird selbstverst�ndlich
nicht alle diese Probleme l�sen. Es soll aber einen Bei-
trag zum Erfolg in diesem Amt leisten. Insgesamt 18
pensionierte oder aktive B�rgermeisterinnen und B�r-
germeister aus Kommunen ganz unterschiedlicher
Gr�ße und regionaler Zugeh�rigkeit schildern aus der
Praxis f�r die Praxis ihre Erfahrungen f�r eine erfolg-
reiche Wahrnehmung des Amtes in sehr anwendungs-
orientierter Weise. Sie decken in ihren Beitr�gen alle
b�rgermeisterrelevanten Themen ab.

Amtierende und zuk�nftige B�rgermeisterinnen und
B�rgermeister m�ssen die dort geschilderten Fehler
nicht mehr machen und k�nnen von erprobten Erfolgs-
rezepten profitieren.
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Lohnsteuerliche Behandlung der Nutzung eines
Dienst-Kfz zu privaten Zwecken durch den
Kreisbrandinspektor

OFD Frankfurt/M., Rundverf�gung vom 22.9.2021,
S 2334 A-18-St 210.

Kreisbrandinspektoren befinden sich in st�ndiger Ruf-
bereitschaft und m�ssen somit in der Lage sein, jeder-
zeit und von jedem Ort aus m�glichst rasch und ohne
Verz�gerung den Einsatzort erreichen zu k�nnen
(Dauerrufbreitschaftsdienst).

Die Gestellung eines Einsatzfahrzeugs, welches als
Feuerwehrfahrzeug (Lackierung und Beschriftung) er-
kenntlich ist sowie �ber eine Sonderausstattung (fest
installiertes Blaulicht, Funk, Einsatzwerkzeuge) ver-
f�gt und somit zur privaten Nutzung ungeeignet ist,
liegt daher in dem alleinigen Interesse des Arbeitge-
bers, eine qualifizierte Einsatzleitung vor Ort sicherzu-
stellen.

Da regelm�ßig davon auszugehen ist, dass das Fahr-
zeug im Urlaubs- oder Krankheitsfall an den stellver-
tretenden Kreisbrandinspektor weiter zu geben ist,
um auch in diesem Fall weiterhin eine qualifizierte
Einsatzleitung vor Ort zu gew�hrleisten, stellt die
�berlassung insgesamt – auch f�r die Fahrten zwi-
schen Wohnung und Arbeitsst�tte – keinen zu versteu-
ernden geldwerten Vorteil dar. Bei einer Nutzung im
Urlaubs- und Krankheitsfall ist ein geldwerter Vorteil
zu erfassen, da in dieser Zeit kein Dauerbereitschafts-
dienst besteht.

Hinweis der OFD

Es bestehen keine Bedenken, diese Regelungen, bei
Vorliegen aller oben angef�hrten Voraussetzungen,
auf die �berlassung von Einsatzfahrzeugen an die Lei-
ter st�dtischer Feuerwehren zu �bertragen.

Der BFH hat diese Auffassung mit Beschluss vom
19.4.2021(VI R 43/18, BStBl II 2021, 605) best�tigt. Im
Urteilsfall wurde entschieden, dass die �berlassung ei-
nes Einsatzfahrzeuges an den Leiter der Freiwilligen
Feuerwehr w�hrend seiner „st�ndigen“ Bereitschafts-
zeiten nicht zu Arbeitslohn f�hrt.

�ber die Frage der Zuordnung der Fahrzeug�berlas-
sung zum Dienstverh�ltnis oder der ehrenamtlichen
T�tigkeit des Wehrf�hrers wurde nicht entschieden.

Erf�llung der umsatzsteuerlichen Anforderun-
gen bei elektronischen oder computergest�tz-
ten Kassensystemen oder Registrierkassen

BMF, Schreiben vom 16.11.2021,
III C 2-S 7295/19/10001:001.

I. �nderung des Umsatzsteuer-Anwendungserlasses

Unter Bezugnahme auf das Ergebnis der Er�rterungen
mit den obersten Finanzbeh�rden der L�nder wird
der Umsatzsteuer-Anwendungserlass (UStAE) vom
1.10.2010, BStBl I 2010, 846, der zuletzt durch das

BMF-Schreiben vom 27.10.2021, III C 2-S 7287-a/21/
10001:001, ge�ndert worden ist, in Abschnitt 14b.1
Abs. 1 wie folgt ge�ndert:

1. Satz 2 wird wie folgt gefasst:

„2Soweit der Unternehmer Rechnungen mithilfe elek-
tronischer oder computergest�tzter Kassensysteme
oder Registrierkassen erteilt, ist es hinsichtlich der er-
teilten Rechnungen im Sinne des § 33 UStDV aus-
reichend, wenn ein Doppel der Ausgangsrechnung
(Kassenbeleg) aus den unver�nderbaren digitalen Auf-
zeichnungen reproduziert werden kann, die auch die
�brigen Anforderungen der GoBD (vgl. BMF-Schrei-
ben vom 28.11.2019, BStBl I 2019, 1269) erf�llen, ins-
besondere die Vollst�ndigkeit, Richtigkeit und Zeitge-
rechtigkeit der Erfassung (siehe auch § 146 Abs. 1 und
4 AO).“

2. Nach Satz 2 wird folgender Satz 3 eingef�gt:

„3Aufbewahrungspflichten nach anderen Vorschriften
bleiben davon unber�hrt.“

3. Der bisherige Satz 3 wird neuer Satz 4.

II. Anwendung

Die Grunds�tze dieses Schreibens sind auf alle offenen
F�lle anzuwenden. F�r Zeitr�ume bis zum 31.12.2021
wird es nicht beanstandet, wenn die Aufbewahrungs-
pflicht nach der bisherigen Regelung in Ab-
schnitt 14b.1 Abs. 1 Satz 2 UStAE erf�llt wird.

Dieses Schreiben wird im Bundessteuerblatt Teil I ver-
�ffentlicht.

Informationen zur Belegausgabepflicht

OFD Karlsruhe, Rundverf�gung vom 26.11.2021,
S 0315-St 42.

Dieses Merkblatt soll �ber die seit dem 1.1.2020 beste-
hende Belegausgabepflicht (die sogenannte „Bon-
pflicht“) kurz informieren.

1. Warum wurde die Belegausgabepflicht eingef�hrt?

Bei Außenpr�fungen in der Bargeldbranche wurde
festgestellt, dass Kassenmanipulationen auf unter-
schiedlichste Art und Weise stattfinden, die zu erheb-
lichen Steuerausf�llen f�hren. Die Methoden der Um-
satzverk�rzung sind vielf�ltig und reichen �ber bloße
Nichteingabe, unberechtigte Stornierungen und L�-
schungen von Ums�tzen bis hin zum Einsatz einer
„Zweitkasse“ oder gar Manipulationssoftware.

Durch das Gesetz zum Schutz vor Manipulationen an
digitalen Grundaufzeichnungen vom 22.12.2016
(Kassengesetz, BStBl I 2017, 21) wurde unter anderem
die Belegausgabepflicht und die Sicherung der Daten
mit Hilfe einer zertifizierten technischen Sicherheits-
einrichtung (TSE) ab dem 1.1.2020 eingef�hrt. Dabei
muss der Beleg dem Kunden angeboten werden, eine
Verpflichtung zur Mitnahme besteht nicht. Nur mit
dem Ausl�sen der Belegerstellung wird der eingege-



VI ZKF 2022 Nr. 1 Magazin

bene Umsatz im System tats�chlich abgeschlossen
und unver�nderbar gesichert.

2. Gibt es die Belegausgabepflicht nur in Deutsch-
land?

Mit der Einf�hrung der Belegausgabepflicht ist
Deutschland eines der letzten L�nder innerhalb Euro-
pas, das technische L�sungen zur Verhinderung von
Manipulationen an elektronischen Systemen einsetzt.

3. Wer ist zur Belegausgabe verpflichtet?

Ab 1.1.2020 muss jede und jeder, der zur Aufzeich-
nung der Kasseneinnahmen ein elektronisches Auf-
zeichnungssystem nutzt, den Kunden einen Kassen-
beleg zur Verf�gung stellen (Belegerstellungspflicht).
Hierunter fallen elektronische oder computergest�tzte
Aufzeichnungssysteme, die „Kassenfunktion“ haben
(also z.B. elektronische Registrierkassen, PC-Kassen,
App-Systeme, Cloudsysteme, Kassenverbundsysteme
etc.). Nicht darunter fallen Fahrscheinautomaten,
Fahrscheindrucker, Kassen- und Parkscheinautoma-
ten der Parkraumbewirtschaftung, Ladepunkte f�r
Elektro- oder Hybridfahrzeuge, elektronische Buch-
haltungsprogramme, Waren- und Dienstleistungsauto-
maten, Geldautomaten, Taxameter und Wegstrecken-
z�hler sowie Geld- und Warenspielger�te.

In den Anwendungsbereich des § 146a Abgabenord-
nung (AO) fallen nur elektronische Aufzeichnungssys-
teme, die eine Kassenfunktion haben. Kassenfunktion
haben diese Systeme dann, wenn diese der Erfassung
und Abwicklung von zumindest teilweise baren Zah-
lungsvorg�ngen dienen k�nnen. Dies gilt auch f�r
vergleichbare elektronische, vor Ort genutzte Zah-
lungsformen (Elektronisches Geld wie z.B. Geldkar-
ten, virtuelle Konten oder Bonus-Punktesysteme von
Drittanbietern) sowie anstatt Geldes angenommener
Gutscheine, Guthabenkarten, Bons und dergleichen.
Akzeptiert das elektronische Aufzeichnungssystem
ausschließlich Debit- oder Kreditkarten oder bargeld-
lose Zahldienste, f�llt dieses mangels Kassenfunktion
nicht in den Anwendungsbereich des § 146a AO.

Bei Nutzung einer sog. „offenen Ladenkasse“ besteht
keine Belegausgabepflicht. Dennoch besteht weiterhin
die Pflicht zur Ausstellung von Quittungen i.S.d. § 368
BGB, Rechnungen (vgl. §§ 14, 14a, 14b UStG) oder an-
deren Belegen (z.B. § 144 Abs. 4 AO).

4. Wie kann der Beleg an den Kunden ausgegeben
werden?

Der Beleg kann gem. § 6 Satz 5 Kassensicherungsver-
ordnung (KassenSichV) in Papierform oder elektro-
nisch in einem standardisierten Datenformat ausgege-
ben werden. F�r die Beleg�bergabe in elektronischer
Form stehen bereits verschiedene Verfahren zur Verf�-
gung. So ist die Bereitstellung des Belegs zum Beispiel
�ber Kundenkarten, QR-Codes oder Apps, Near Field
Communication (NFC) sowie per E-Mail oder SMS
m�glich. Die elektronische Ausgabe bedarf der Zu-
stimmung des Belegempf�ngers. Diese Zustimmung
kann allgemein oder nur f�r den jeweiligen Einzelfall
erkl�rt werden.

Ab 1.1.2020 d�rfen EU-weit nur noch Kassenbons aus
Thermopapier mit strengen Grenzwerten bez�glich
Bisphenol A (BPA) hergestellt werden.

Die Beleg�bergabe (ob elektronisch oder in Papier-
form) muss in unmittelbarem zeitlichem Zusammen-
hang mit der Beendigung des Gesch�ftsvorgangs er-
folgen. Das Angebot zur Entgegennahme reicht aus,
wenn zuvor der Beleg erstellt wurde. Der auf Papier
ausgedruckte Beleg muss nicht vom Kunden mitge-
nommen werden. Beim elektronischen Beleg reicht es
jedoch nicht aus, diesen lediglich auf einem Termi-
nal/Display sichtbar zu machen. Er muss dem Kunden
zur Verf�gung gestellt werden (z.B. mittels QR-Code
�ber eine Handykamera App).

5. Welche Anforderungen sind zu beachten?

Der Beleg muss mindestens folgende Angaben enthal-
ten:

• Den vollst�ndigen Namen und die Anschrift des
leistenden Unternehmers,

• das Datum der Belegausstellung und den Zeitpunkt
des Vorgangbeginns sowie den Zeitpunkt der Vor-
gangsbeendigung,

• die Menge und die Art der gelieferten Gegenst�nde
oder den Umfang und die Art der sonstigen Leis-
tung,

• die Transaktionsnummer im Sinne des § 2 Satz 2
Nr. 2 KassenSichV,

• das Entgelt und den darauf entfallenden Steuerbe-
trag in einer Summe sowie den anzuwendenden
Steuersatz, im Fall einer Steuerbefreiung auch einen
Hinweis darauf,

• die Seriennummer des elektronischen Aufzeich-
nungssystems oder des Sicherheitsmoduls,

• den Betrag je Zahlungsart,

• den Signaturz�hler,

• den Pr�fwert.

Diese Angaben m�ssen f�r jedermann ohne maschi-
nelle Unterst�tzung lesbar oder aus einem QR-Code
auslesbar sein. Dieser QR-Code hat der digitalen
Schnittstelle der Finanzverwaltung (DSFinV), die f�r
die jeweils zugeh�rige Art des Aufzeichnungssystems
vorgeschrieben ist, zu entsprechen. Die digitale
Schnittstelle wird auf der Internetseite des Bundeszen-
tralamtes f�r Steuern in der jeweils geltenden Fassung
ver�ffentlicht.

6. Befreiung von der Belegausgabepflicht

Eine Befreiung von der Belegausgabepflicht kommt
auf Antrag nur dann in Betracht, wenn nachweislich
eine sachliche H�rte f�r den einzelnen Unternehmer
besteht. Diese liegt vor, wenn zB. durch h�here Gewalt
eine Belegausgabe nicht m�glich (Stromausfall, Was-
serschaden, Ausfall der Belegausgabeeinheit usw.)
oder wenn die Belegausgabepflicht im konkreten Ein-
zelfall unzumutbar ist. Dies muss durch den Unterneh-
mer nachgewiesen werden. Die vorgetragenen Gr�n-
de sind stets in Relation zu anderen, vergleichbaren
Unternehmern zu bewerten. Der erh�hte Verbrauch
an Bonrollen, damit entstehende Kosten und Umwelt-



einfl�sse stellen f�r sich genommen keinen ausrei-
chenden Grund dar, eine Befreiung zu genehmigen,
da dies im Gesetzgebungsverfahren ber�cksichtigt
wurde und auch die elektronische Belegausgabe zu-
l�ssig ist. Die Befreiung setzt voraus, dass durch die
Unterdr�ckung der Belegausgabe die Funktion der
zertifizierten TSE nicht eingeschr�nkt wird. Dies sollte
durch eine Best�tigung des Kassenherstellers nachge-
wiesen werden. Die Befreiung von der Belegausgabe-
pflicht befreit nicht von der Pflicht zur Ausstellung von
Quittungen i.S.d. § 368 BGB, Rechnungen (vgl. §§ 14,
14a, 14b UStG) oder anderen Belegen (z.B. § 144
Abs. 4 AO).

Umsatzsteuerliche Behandlung des KWK-Bonus
im Falle der Direktvermarktung

LfSt Bayern, Rundverf�gung vom 24.11.2021,
S 7210.1.1-4/1 St33.

I. Sachverhalt

Aus der Praxis wurde die Frage der umsatzsteuerrecht-
lichen W�rdigung der Zahlung eines KWK-Bonus im
Zusammenhang mit dem Direktvermarktungsmodell
f�r Bestandsanlagen, die vor dem 1.1.2012 in Betrieb
genommen wurden, herangetragen.

Konkret geht es bei den geschilderten Sachverhalten
um Konstellationen, in denen ein Biogasanlagenbetrei-
ber Strom und W�rme im Wege der Direktvermarktung
i.S.d. Erneuerbare-Energien-Gesetzes (EEG) liefert.

Der KWK-Bonus wurde in der Praxis – soweit ersicht-
lich – von den Anlagenbetreibern wie auch den
Netzbetreibern dabei als nichtsteuerbarer Zuschuss
behandelt. Begr�ndet wurde dies damit, dass der
KWK-Bonus Teil der (nichtsteuerbaren) Marktpr�mie
sei.

Ich bitte hierzu folgende Auffassung zu vertreten:

II. Rechtsgrundlage f�r die Zahlung eines
KWK-Bonus

F�r vor dem Inkrafttreten des EEG 2012 zum 1.1.2012
in Betrieb genommene Biogasanlagen besteht f�r den
20-j�hrigen F�rderzeitraum ein Anspruch auf Zahlung
eines KWK-Bonus vom Netzbetreiber neben der Ver-
g�tung durch den Abnehmer aufgrund der EEG-�ber-
gangsvorschriften i.S.d. § 27 Abs. 4 Nr. 3 EEG 2009.
Der Netzbetreiber wiederum erh�lt diese Gelder vom
�bertragungsnetzbetreiber.

Mit dem EEG 2012 und den nachfolgenden Fassungen
wurde der KWK-Bonus nicht mehr gesetzlich geregelt.
�ber die jeweiligen �bergangsvorschriften wird aller-
dings f�r die Bestandsanlagen auf § 27 Abs. 4 Nr. 3
EEG 2009 verwiesen, sodass �ber den F�rderzeitraum
ein entsprechender Zahlungsanspruch fortbesteht.

Der Anspruch auf Zahlung eines KWK-Bonus ergibt
sich demnach immer aus der Anspruchsgrundlage
§ 27 Abs. 4 Nr. 3 EEG 2009, jeweils in Verbindung mit
der einschl�gigen �bergangsregelung der EEG-Fas-
sungen aus 2012, 2014, 2017, 2021.

Konkret lauten die Anspruchsgrundlagen f�r die Zah-
lungen wie folgt:

• EEG 2009: § 27 Abs. 4 Nr. 3 EEG 2009

• EEG 2012: § 66 Abs. 1 Nr. 6 EEG 2012 i.V.m. § 16
Abs. 1 EEG 2009 i.V.m. § 27 Abs. 4 Nr. 3 EEG 2009

• EEG 2014: § 100 Abs. 1 Satz 1 Nr. 10 Buchst. c EEG
2014 i.V.m. § 27 Abs. 4 Nr. 3 EEG 2009

• EEG 2017: § 100 Abs. 2 Satz 1 Nr. 10 Buchst. c EEG
2017 i.V.m. § 27 Abs. 4 Nr. 3 EEG 2009

• EEG 2021: § 100 Abs. 1 Nr. 1 EEG 2021 i.V.m. § 100
Abs. 2 Satz 1 Nr. 10 Buchst. c EEG 2017 i.V.m. § 27
Abs. 4 Nr. 3 EEG 2009

III. KWK-Bonus und Marktpr�mie

Bei dem KWK-Bonus handelt es sich nach dem Geset-
zeswortlaut des § 27 Abs. 4 Nr. 3 EEG 2009 um eine
„Erh�hung der Verg�tung f�r Strom“, mithin um ein
Entgelt von dritter Seite f�r die Stromlieferung. Dies
entspricht auch der Verwaltungsauffassung in Ab-
schnitt 2.5 Abs. 19 UStAE.

Der KWK-Bonus ist damit nicht Teil der Marktpr�mie,
welche ab dem 1.1.2013 verpflichtend als echter und
damit als nicht steuerbarer Zuschuss zu behandeln ist.

Zur Begr�ndung im Einzelnen:

1. Hintergrund der Marktpr�mie

Der erzielbare Marktpreis f�r direkt vermarkteten
Strom liegt in der Regel unter der Einspeiseverg�tung
nach dem EEG. Sinn und Zweck der Marktpr�mie ist,
durch die F�rderung das Angebot f�r die Direktver-
marktung wirtschaftlich attraktiver zu gestalten, in-
dem die Kosten f�r den Mehraufwand wie Vertrieb,
Messwesen und Abrechnung ausgeglichen werden.
Da damit kein konkretes Entgelt f�r den gelieferten
Strom vorliegt, handelt es sich bei der Marktpr�mie
um einen echten, nicht umsatzsteuerbaren Zuschuss.

Dies best�tigt auch der Beschluss des FG Niedersach-
sen vom 17.2.2020 (11 V 348/19):

„Eine F�rderung der Stromk�ufer steht ersichtlich
nicht im Vordergrund, weil diese nicht zwingend auf
Strom aus erneuerbaren Energien angewiesen sind
und ihren Strombedarf aus herk�mmlichen Stromquel-
len zum �blichen Marktpreis decken k�nnen. Die Sub-
vention der Marktpr�mie kommt somit nicht den
Stromkunden zugute, sondern soll die Nachteile des
Stromproduzenten bei einer Direktvermarktung aus-
gleichen helfen (so Moorkamp, StuB 2013, 179, 181 un-
ter Hinweis auf BT-Drucks. 17/6061, 97).“

2. Gesetzliche Grundlage der Marktpr�mie

Eine Marktpr�mie wird unter den Voraussetzungen
des § 33g Abs. 1 EEG 2012 gew�hrt. Sie wurde mit
dem EEG 2012 eingef�hrt. Die Berechnung der H�he
der Marktpr�mie erfolgt aufgrund § 33g Abs. 2 EEG
2012 nach § 33h EEG 2012 und nach Maßgabe der An-
lage 4 zu diesem Gesetz. Nach § 33h EEG 2012 wird
die Marktpr�mie anhand der H�he der Verg�tung
nach § 16 EEG 2012, die f�r den direkt vermarkteten
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Strom bei der konkreten Anlage im Fall einer Verg�-
tung nach den §§ 23 bis 33 EEG 2012, auch unter Be-
r�cksichtigung der §§ 17 bis 21 EEG 2012, tats�chlich
in Anspruch genommen werden k�nnte (anzulegender
Wert), berechnet. Mit dem EEG 2012 wurde der
KWK-Bonus abgeschafft und die gesetzliche Grundla-
ge aus § 27 Abs. 4 Nr. 3 EEG 2009 entfernt, sodass er
nach den §§ 23 bis 33 EEG 2012 nicht in die Bemes-
sungsgrundlage der Marktpr�mie einfließt.

3. Abgrenzung KWK-Bonus von der Marktpr�mie

Die Verg�tungen nach § 27 Abs. 1 EEG 2009 werden
nach dem Gesetzeswortlaut als Verg�tungen „f�r
Strom“ bezeichnet. Ebenso wird der gem. § 27 Abs. 4
Nr. 3 EEG 2009 genannte KWK-Bonus gem�ß dem Ge-
setzeswortlaut als „Erh�hung f�r die Verg�tung von
Strom“ bezeichnet.

Dass der Gesetzgeber damit zum Ausdruck bringt,
dass es sich bei dieser Erh�hung um ein zus�tzliches
Entgelt f�r den gelieferten Strom (und nicht um ein
Entgelt f�r gelieferte W�rme) handelt, zog auch der

BFH in seinem Urteil vom 31.5.2017 (XI R 2/14,
BFHE 258, 191) als Argumentation f�r die Behandlung
als Entgelt f�r eine steuerbare Lieferung heran, was
schließlich Eingang in Abschnitt 2.5 Abs. 19 UStAE
fand.

Der KWK-Bonus ist damit entsprechend der Verwal-
tungsauffassung als zus�tzliches Entgelt f�r den gelie-
ferten Strom zu behandeln. Er ist Teil der urspr�nglich
gesetzlich vorgesehenen Einspeiseverg�tung und da-
mit nicht Teil der Marktpr�mie.

IV. Umsatzsteuerliche Behandlung

Der KWK-Bonus unterliegt damit als Entgelt von dritter
Seite der Umsatzsteuer.

Diese Grunds�tze sind in allen offenen F�llen zu be-
achten. Ein allgemeiner Vertrauenstatbestand, nach
dem der KWK-Bonus in F�llen der Direktvermarktung
als nicht steuerbarer Zuschuss f�r die Vergangenheit
beibehalten werden kann, besteht nicht.
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ZKF-Themen

Kassenanordnungen in Zeiten von Doppik und Digitalisierung – ein Werkstattbericht

Dr. Stephan Stüber, Leitender Regierungsdirektor, Hamburg*)

Die Freie und Hansestadt Hamburg hat seit dem Haushaltsjahr 2015 ihr Haushalts- und Rechnungswesen auf
einen doppischen Produkthaushalt umgestellt. Seitdem ist der Haushaltsplan nicht mehr nach Kapiteln und Ti-
teln, sondern nach Produkten gegliedert. Im Rechnungswesen werden nicht mehr nur Zahlungen in Form von
Einnahmen und Ausgaben, sondern auch nicht zahlungswirksame Gesch�ftsvorf�lle erfasst. Die Buchf�hrung
folgt dabei den Grunds�tzen der staatlichen doppelten Buchf�hrung, die am kaufm�nnischen Rechnungswesen
ausgerichtet ist.1) Zur Umstellung des Haushaltswesens hat die Freie und Hansestadt Hamburg ihre Landeshaus-
haltsordnung neu gefasst.2) In der Folge wurden auch fast alle Verwaltungsvorschriften zu diesem Gesetz neu
erlassen.3)

Eine besondere Herausforderung stellt die noch nicht abgeschlossene Neufassung der sehr umfangreichen sog.
Kassenvorschriften dar, die – von wenigen Vorschriften in der Landeshaushaltsordnung abgesehen – �berwie-
gend aus Verwaltungsvorschriften bestehen. Dies h�ngt zum einen damit zusammen, dass eine Buchf�hrung
allein der Kassengesch�fte (Zahlungen) durch die Kassen – wie sie in der Kameralistik �blich ist – in der staatli-
chen Doppik nicht mehr ausreicht. Dort m�ssen alle, auch nicht zahlungswirksame Gesch�ftsvorf�lle in den B�-
chern erfasst werden. Zum anderen sind die kassenrechtlichen Vorschriften der Freien und Hansestadt Hamburg
sehr umfangreich und stammen in ihrer Grundsubstanz aus einer Zeit, als Gesch�ftsprozesse ausschließlich auf
Papier dokumentiert wurden. Ziel der Neufassung ist es deshalb nicht nur, die Ver�nderungen durch die Doppik
aufzunehmen, sondern auch, die Vorschriften stringenter zu fassen und M�glichkeiten der Digitalisierung durch
einen Verzicht auf die Papiergebundenheit nutzen zu k�nnen, ohne die Zwecke des Kassenrechts aufzugeben.
F�r die Freie und Hansestadt Hamburg wurden die Kassenvorschriften in der Landeshaushaltsordnung im Jahr
2021 neu gefasst.4) Mit Wirkung ab dem Haushaltsjahr 2022 wurde zudem ein erstes Paket neuer kassenrechtli-
cher Verwaltungsvorschriften in Kraft gesetzt.5) Berichtet werden soll �ber einige Herausforderungen und L�-
sungsans�tze dieses Transformationsprozesses.

*) Der Autor ist als Abteilungsleiter in der Finanzbeh�rde in Hamburg f�r Haushaltssteuerung zust�ndig. Der Aufsatz gibt seine
pers�nliche Auffassung wieder.

1) Zu den verschiedenen Arten, einen staatlichen Haushaltsplan zu gliedern und das Rechnungswesen zu gestalten, siehe § 1a Abs. 1
HGrG.

2) Haushaltsordnung der Freien und Hansestadt Hamburg (HmbLHO).
3) Siehe Ver�ffentlichung im Internet unter www.hamburg.de/fb/vv-zur-lho.
4) Art. 5 des Gesetzes zur Weiterentwicklung des digitalen Finanzmanagements in Hamburg und zur �nderung haushaltsrechtlicher

Vorschriften v. 27.4.2021 (HmbGVBl., 283, 284).
5) Verwaltungsvorschriften (VV) zu § 70 HmbLHO (Buchf�hrung) v. 16.12.2021; VV zu § 74 HmbLHO (IT-Verfahren) v. 16.12.2021.
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1. Zwecke des sog. Kassenrechts

Das sog. Kassenrecht umfasst Vorschriften f�r Zahlun-
gen, Buchf�hrung und Rechnungslegung.6) Mit den
Vorschriften sollen im kameralen Rechnungswesen
verschiedene Zwecke erreicht werden. F�r die Neufas-
sung der Vorschriften in Hamburg waren die Zwecke
daraufhin zu pr�fen, ob sie auch im Kontext der staat-
lichen Doppik zu verfolgen sind.

1.1 Ordnungsm�ßigkeit der Rechnungslegung

�ffentliches Verm�gen unterliegt der �ffentlichen Kon-
trolle. Damit diese Kontrolle m�glich ist, muss jeder Ge-
sch�ftsvorfall so in einer Buchf�hrung erfasst werden,
dass am Ende eines Haushaltsjahrs Rechnung gelegt
und (in Hamburg) der Senat von der B�rgerschaft ent-
lastet werden kann.7) Mit der Entlastung nimmt die B�r-
gerschaft dem Senat die politische Verantwortung f�r
die Haushalts- und Wirtschaftsf�hrung ab, soweit sie
sich in der Rechnungslegung niederschl�gt.8) Voraus-
setzung daf�r ist, dass die Rechnungslegung vollst�ndig
und „ordnungsm�ßig“ im Sinne von „zuverl�ssig“ ist,
wozu auch gez�hlt wird, dass die Haushalts- und Wirt-
schaftsf�hrung des Senats den geltenden Rechtsvor-
schriften entspricht.9) Die bisherigen – kameralen – Kas-
senvorschriften haben den rechtlichen Rahmen daf�r
gebildet, dass dies f�r die Abrechnung der Einnahmen
und Ausgaben, also f�r alle zahlungswirksamen Ge-
sch�ftsvorf�lle sichergestellt ist.

Diese Aufgabe des Kassenrechts bleibt auch bei Anwen-
dung des doppischen Rechnungswesens bestehen – nur
eben mit ver�nderten Anforderungen, die sich aus dem
ge�nderten Buchungsstoff ergeben. Die Gesamtergeb-
nisrechnung der Freien und Hansestadt Hamburg wies
im Haushaltsjahr 2020 Ertr�ge in H�he von knapp
17,5 Mrd. h und Aufwendungen in H�he von etwa
18,2 Mrd. h aus. In der doppischen Gesamtfinanzrech-
nung waren es sogar Einzahlungen in H�he von �ber
51,3 Mrd. h und Auszahlungen in H�he von �ber
50,5 Mrd. h.10) Hierbei sind die Ertr�ge und Aufwendun-
gen sowie die Einzahlungen und Auszahlungen der
rechtlich unselbst�ndigen Landesbetriebe und Sonder-
verm�gen sowie der staatlichen Hochschulen noch nicht
ber�cksichtigt. Dahinter stehen Millionen Gesch�ftsvor-
f�lle, die sich wiederum aus Einzelfallentscheidungen
der Verwaltung ergeben, wie z.B. Steuer-, Bußgeld-
und Geb�hrenbescheide, Besoldungs- und Entgeltab-
rechnungen, Entscheidungen �ber Transferleistungen
sowie privat- wie �ffentlich-rechtlichen Vertr�ge. Dazu
kommen Gerichtsentscheidungen wie z.B. die Festset-
zung einer Gerichtsgeb�hr. Soweit mit diesen Ge-
sch�ftsvorf�llen Zahlungen verbunden sind, besteht
zwischen dem kameralen Rechnungswesen und der
staatlichen Doppik kein grunds�tzlicher Unterschied,
so dass man die Vorschriften grunds�tzlich unver�ndert
�bertragen k�nnte.

Ertr�ge und Aufwendungen bestehen aber auch aus
nicht zahlungswirksamen Gesch�ftsvorf�llen wie z.B.
aus dem Verlust und der Abnutzung von Verm�gens-
gegenst�nden. Dar�ber hinaus sind die Gesch�ftsvor-
f�lle nicht erst bei der Zahlung in die B�cher einzutra-
gen. Auswirkungen auf die Ergebnisrechnung
ergeben sich gelegentlich in anderen Haushaltsjahren
als dem Jahr einer Zahlung. Dies gilt insbesondere im
Fall von R�ckstellungen, aber auch f�r Forderungen
und Verbindlichkeiten, vor allem wenn Zahlungster-

mine mit l�ngeren Fristen gesetzt werden. Soweit es
Zweck des Kassenrechts ist, den Rahmen f�r eine ord-
nungsm�ßige Buchf�hrung und Rechnungslegung zu
sorgen, muss es im Kontext der staatlichen Doppik
zahlungswirksame wie nichtzahlungswirksame Ge-
sch�ftsvorf�lle erfassen.

1.2 Revisionsf�higkeit

Eng mit der Ordnungsm�ßigkeit der Rechnungsle-
gung verbunden ist die Revisionsf�higkeit, also die
Pr�fbarkeit. Die gesamte Haushalts- und Wirtschafts-
f�hrung der Freien und Hansestadt Hamburg wird
durch einen unabh�ngigen Rechnungshof �berwacht,
der zur Erteilung der Entlastung des Senats der B�r-
gerschaft �ber das Ergebnis seiner Pr�fungen j�hrlich
zu berichten hat.11) Weiterer Zweck der Vorschriften
zum Kassenrecht ist es deshalb, durch inhaltliche An-
forderungen an die Buchf�hrung sicherzustellen, dass
die Pr�fung der Rechnung m�glich ist; diese muss voll-
st�ndig revisionsf�hig sein. An dieser Anforderung hat
sich – wiederum mit Ausnahme des ge�nderten Bu-
chungsstoffs – durch die Doppik nichts ge�ndert.

1.3 Schutz des Staatsverm�gens

Dar�ber hinaus hat das bisherige Kassenrecht die Auf-
gabe, einen organisatorischen Rahmen zu setzen, der

6) Siehe z.B. die Bezeichnung der „Verwaltungsvorschrift f�r
Zahlungen, Buchf�hrung und Rechnungslegung (§§ 70 bis
72 und 74 bis 80 BHO) – VV-ZBR BHO“ als Teil der „Allge-
meinen Verwaltungsvorschriften zur Bundeshaushaltsord-
nung“ (VV-BHO). Diese Verwaltungsvorschriften basieren
auf einem Muster-Entwurf der Finanzministerien, der in den
meisten L�ndern wortgleich oder zumindest in �hnlicher Wei-
se in Kraft gesetzt wurde. „Zahlungen, Buchf�hrung und
Rechnungslegung“ ist auch die Bezeichnung des Teils IV
der Bundes- und der Landeshaushaltsordnungen, der die
§§ 70 ff. BHO bzw. LHO umfasst. Die VV-ZBR BHO enthalten
also n�here Bestimmungen zu den §§ 70 ff. BHO, die VV-ZBR
der L�nder n�here Bestimmungen zu den §§ 70 ff. der jewei-
ligen Landeshaushaltsordnung.

7) Art. 70 der Verfassung der Freien und Hansestadt Hamburg
(HV). �hnliche Bestimmungen finden sich in den Verfassun-
gen der anderen L�nder, in Art. 114 Abs. 1 GG f�r den Bund
und in den Kommunalverfassungsgesetzen der L�nder, z.B.
Art. 102 BayGO. Helm in Piduch (Begr.), Bundeshaushalts-
recht, § 70 BHO, Rz. 1, weist zu Recht darauf hin, dass das
Kassen-, Buchf�hrungs- und Rechnungswesen weitere Zwe-
cke erf�llt, als die Rechnungslegung vorzubereiten. Auf diese
Zwecke (z.B. unterj�hrige Haushaltssteuerung, Finanzstatis-
tik) kommt es f�r das vorliegende Thema aber nicht an.

8) Hellberg in David/St�ber (Hrsg.), Verfassung der Freien und
Hansestadt Hamburg (HV), Kommentar zum Wahl- und
Volkswillensbildungsrecht, zum Haushaltsrecht und zum
Recht des Beauftragten f�r Datenschutz und Informationsfrei-
heit (2020), Art. 70, Rz. 49.

9) Siehe § 83 HmbLHO. �hnlich § 90 BHO. Zur Ordnungsm�-
ßigkeit im doppischen Produkthaushalt Hellberg in David/
St�ber, HV, Art. 71, Rz. 67.

10) Mitteilung des Senats an die B�rgerschaft „Gesch�ftsbericht
und Haushaltsrechnung 2020“, Drucks. 22/5575 v. 31.8.2021,
Anlage 1, 164 ff. Der erhebliche Unterschied zu den Ertr�gen
und Aufwendungen ergibt sich u.a. daraus, dass die Finanz-
�mter der Freien und Hansestadt Hamburg Steuern erheben,
die an den Bund und zum Teil auch an andere L�nder weiter-
gereicht werden m�ssen. Diese Zahlungen werden als
„durchlaufende Posten“ ausschließlich in der doppischen Fi-
nanzrechnung erfasst. Auch Einzahlungen und Auszahlun-
gen im Zusammenhang mit Kassenverst�rkungskrediten
durchlaufen nur die Finanz-, aber nicht die Ergebnisrech-
nung.

11) Art. 71 Abs. 1 HV. �hnliche Bestimmungen finden sich in den
Verfassungen der anderen L�nder und in Art. 114 Abs. 2 GG
f�r den Bund. Zur Rechnungspr�fung in den Kommunalver-
fassungsgesetzen der L�nder siehe z.B. Art. 103 ff. BayGO.
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die sog. Kassensicherheit gew�hrleistet. Sch�den f�r das
Staatsverm�gen sollen verhindert werden. Die Kasse,
d.h. im Wesentlichen der Zahlungsverkehr12), soll vor
Eingriffen von außen (�ußere Kassensicherheit) sowie
vor Fehlern und vor Manipulationen von innen (innere
Kassensicherheit) gesch�tzt werden. Bei der �ußeren
Kassensicherheit geht es um die Sicherung von Kassen-
r�umen und Kassenbeh�ltern vor einem Zugriff von un-
berechtigten Personen und vor sonstigen Sch�den wie
z.B. Feuer sowie um den Schutz der eingesetzten IT-Ver-
fahren vor unbefugtem Zugriff. Der inneren Kassensi-
cherheit dient insbesondere der Grundsatz der Funktio-
nentrennung. Dieser besagt, dass die inhaltliche
Entscheidung �ber eine Zahlung, die sog. Anordnung,
von deren Ausf�hrung und beides von der Buchf�hrung
und wiederum alles drei von der Pr�fung zu trennen ist.
So schreibt z.B. § 72 Satz 1 HmbLHO13) ausdr�cklich
vor, dass an Zahlungen oder Buchungen nicht beteiligt
sein darf, wer Anordnungen trifft oder an ihnen verant-
wortlich mitwirkt.14) Die Anordnung muss deshalb von
einer Stelle außerhalb der Kasse kommen. Im Bund und
in allen L�ndern, so auch in Hamburg, ist ausdr�cklich
vorgeschrieben, dass die Anordnung durch das zust�n-
dige Ministerium15) oder die von ihm erm�chtigte
Dienststelle schriftlich oder auf elektronischem Wege er-
teilt wird.16)

Die Doppik allein f�hrt nicht dazu, Anforderungen an
den Zahlungsverkehr zu �berdenken. Mit der Anord-
nung an die Kasse ist aber auch die inhaltliche Verant-
wortung f�r die Ausf�hrung des Haushaltsplans ver-
bunden. Wenn aber eine Volksvertretung die
Verwaltung erm�chtigt, nicht mehr nur – wie im kame-
ralen Rechnungswesen – Ausgaben zu leisten17), son-
dern Aufwendungen oder Kosten unabh�ngig von ih-
rer Zahlungswirksamkeit zu verursachen18), spricht
vieles daf�r, das f�r Zahlungen geltende Verantwor-
tungsmodell der Kameralistik auf Aufwendungen bzw.
Kosten zu �bertragen. Denn die erm�chtigte Stelle ist
im Hinblick auf die Inanspruchnahme der ihr erteilten
Erm�chtigung rechenschaftspflichtig. In Hamburg
wurde z.B. das doppische Rechnungswesen als Ne-
benrechnung schon im Jahr 2006 eingef�hrt. Bis Ende
2014 war aber die Kameralistik noch f�hrend; was im
doppischen Abschluss genau gebucht wurde, spielte
f�r die haushaltsrechtliche Erm�chtigung kaum eine
Rolle. Mit der Umstellung im Haushaltsjahr 2015 �n-
derte sich dies: die B�rgerschaft erm�chtigt seitdem
die Verwaltung u.a., Kosten zu verursachen. Die
– fachlich zu Recht durchaus selbstbewussten – Buch-
halterinnen und Buchhalter buchten weiter das, was
sie f�r richtig hielten, mit dem Ergebnis, dass Erm�ch-
tigungen im Haushaltsplan gelegentlich �berschritten
waren, weil die f�r die Ausf�hrung des Haushaltsplan
zust�ndigen Stellen mit diesen Buchungen nicht ge-
rechnet hatten.19) Nicht immer bestand zwischen ver-
antwortlicher Stelle und Buchhaltung Konsens �ber
die korrekte Abbildung des Gesch�ftsvorfalls in den
B�chern. Es wurde deshalb schnell klar, dass das Ver-
antwortungsmodell des kameralen Kassenrechts, das
durch die Anordnung von Zahlungen zum Ausdruck
kommt, grunds�tzlich auf alle Eintr�ge von Gesch�fts-
vorf�llen in die B�cher �bertragen werden muss, un-
abh�ngig davon, ob sie zahlungswirksam sind oder
nicht.20) § 70 Abs. 2 HmbLHO bezieht das Anord-
nungserfordernis deshalb nunmehr auf die „Eintra-
gung eines Gesch�ftsvorfalls in die B�cher (Bu-

chung)“. Adressatin der Anordnung ist nicht mehr in
erster Linie die Kasse, sondern die Buchhaltung. So-
weit mit der Anordnung auch eine Zahlung ausgel�st
werden soll, ist die Kasse mittelbare Adressatin.

1.4 Schutzzweck der Vorschriften in der Doppik

Zusammengefasst dienen die sog. Kassenvorschrif-
ten21) im Kontext der staatlichen Doppik dem umfas-
senderen Schutz des Staatsverm�gens sowie der Ge-
w�hrleistung der Zuverl�ssigkeit, Vollst�ndigkeit und
Revisionsf�higkeit der Rechnungslegung. Dies ist nun-
mehr als Zweck der Vorschriften in Hamburg in § 70

12) Neben dem Zahlungsverkehr sind die Kassen in der Regel
auch f�r die Aufbewahrung von hinterlegten Verm�gensge-
genst�nden zust�ndig.

13) Ebenso § 77 BHO und § 77 in allen LHO mit Ausnahme von
Hamburg.

14) Hamburg hat die Funktionentrennung auf der gesetzlichen
Ebene mit dem Gesetz zur Weiterentwicklung des digitalen
Finanzmanagements in Hamburg und zur �nderung haus-
haltsrechtlicher Vorschriften noch ausdr�cklich erweitert. So
heißt es nunmehr in § 72 Satz 2 HmbLHO: „Niemand darf
gleichzeitig an Buchungen und Zahlungen beteiligt sein.“

15) In Hamburg von der „zust�ndigen Beh�rde“.
16) Basierend auf § 32 HGrG findet sich diese Regelung in § 70

Satz 2 BHO/LHO, in Hamburg in § 70 Abs. 2 HmbLHO.
17) So § 3 Abs. 1 BHO/LHO. Daneben werden die Verwaltungen

durch § 34 Abs. 1 BHO/LHO auch verpflichtet, Einnahmen
rechtzeitig und vollst�ndig zu erheben.

18) § 5 Abs. 1 HmbLHO, § 96 Abs. 1 HessGO. Nach § 37 Abs. 5
HmbLHO sind Forderungen rechtzeitig und vollst�ndig zu
begr�nden und einzuziehen. In den anderen L�ndern ist die
Erm�chtigungswirkung des Haushaltsplans der Kommunen
nicht so eindeutig geregelt. Dort ist vorgesehen, dass der
Haushaltsplan „f�r die Haushaltsf�hrung verbindlich“ ist,
siehe z.B. § 66 Abs. 3 Satz 2 BbgKVerf, § 113 Abs. 3 Satz 2
NdsKomVG.

19) Z.B. werden in Hamburg „Personalkosten“ und „sonstige
Kosten“ getrennt erm�chtigt, siehe § 14 Abs. 3 HmbLHO. Pe-
riodenfremde Kosten wie die Nachzahlung von Sozialversi-
cherungsbeitr�gen im Folgejahr der F�lligkeit aufgrund einer
Spitzabrechnung des Sozialversicherungstr�gers geh�ren zu
den „sonstigen Kosten“. Solche waren in den ersten Jahren
nach der Umstellung des Haushaltswesens nicht veranschlagt
worden, weil der Sachverhalt kameral zu den „Personalaus-
gaben“ z�hlt. Bei der Haushaltsplanaufstellung wurde des-
halb unterstellt, dass die Nachzahlungen zu den „Personal-
kosten“ geh�ren. Der Ansatz der „sonstigen Kosten“ reichte
dann nicht aus; die f�r die Inanspruchnahme der Erm�chti-
gung zust�ndige Stelle – nicht die Buchhaltung – musste sich
f�r die �berziehung der Erm�chtigung rechtfertigen.

20) Soweit die Kommunen Bayerns das doppische Rechnungswe-
sen eingef�hrt haben, sind Anordnungen u.a. zu erteilen,
wenn Einzahlungen angenommen oder Auszahlungen ge-
leistet (Zahlungsanordnung) oder Buchungen vorzunehmen
sind, die das Ergebnis in den B�chern ver�ndern und die sich
nicht in Verbindung mit einer Zahlung ergeben (Buchungs-
anordnung), § 34 Abs. 1 Verordnung �ber das Haushalts-,
Kassen- und Rechnungswesen der Gemeinden, der Landkrei-
se und der Bezirke nach den Grunds�tzen der doppelten
kommunalen Buchf�hrung BayKommHV-Doppik. In den
Kommunen in Brandenburg d�rfen die Freigabe der Buchun-
gen mit und ohne Zahlungswirksamkeit und die Ausf�hrun-
gen der Buchungen nicht von derselben Person wahrgenom-
men werden, § 42 Abs. 1 Verordnung �ber die Aufstellung
und Ausf�hrung des Haushaltsplans der Gemeinden
BbgKomHKV. In anderen L�ndern ist dies f�r die kommunale
Ebene nicht vorgesehen. Die entsprechenden landesrechtli-
chen Vorschriften sehen weiterhin „Kassenanordnungen“
vor, die sich nur auf Zahlungen beziehen, siehe z.B. f�r Meck-
lenburg-Vorpommern § 24 GemHVO-Doppik M-V.; f�r Nie-
dersachsen § 42 und § 60 Nr. 25 Verordnung �ber die Aufstel-
lung und Ausf�hrung des Haushaltsplans sowie die
Abwicklung der Kassengesch�fte der Kommunen KomHKVO
Nds.; f�r Rheinland-Pfalz § 25 GemHVO R-P.

21) An den Begriffen „Kassenrecht“ und „Kassenvorschriften“
wird zurzeit in Hamburg noch festgehalten, weil niemandem
etwas Besseres eingefallen ist.
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Abs. 3 Satz 3 HmbLHO sowie in Nr. 1.2 VV zu § 70
HmbLHO festgeschrieben. Die Regelung bildet den
Maßstab f�r die Interpretation der Vorschriften und
f�r die Gew�hrung von Ausnahmen.

2. Digitalisierung des Anordnungsverfahrens

Ein zentraler Aspekt des sog. Kassenrechts in der
staatlichen Doppik ist damit die Anordnung. Sie soll
k�nftig m�glichst in digitaler Weise getroffen werden.
Steht man vor der Aufgabe, Anforderungen (in Ver-
waltungsvorschriften) an einen digitalen Anordnungs-
prozess zu definieren, sollte man sich zun�chst be-
wusst machen, wie er in der analogen, Papier
gest�tzten, manuellen Welt gestaltet ist. Dabei darf es
selbstverst�ndlich nicht das Ziel sein, den manuellen
Prozess nur zu „elektrifizieren“. Man kann jedoch
nur entscheiden, ob auf einen Verfahrensschritt in ei-
nem digitalen Umfeld verzichtet oder dieser anders ge-
staltet werden kann, wenn man den jeweiligen Sinn
und Zweck herausgearbeitet hat.

2.1 Manuelles Anordnungsverfahren

Deshalb sollen zun�chst die Anforderungen an eine
manuelle Anordnung dargestellt werden, wie sie
– mit Unterschieden im Detail – in Bund, L�ndern und
Kommunen seit Jahrzehnten gelten. Beispielhaft wer-
den die Regelungen des Bundes herangezogen.22)

�ber die Vorgabe hinaus, dass eine Kasse nur auf eine
Anordnung hin t�tig werden darf, enthalten die Haus-
haltsordnungen von Bund und L�ndern keine weiteren
Bestimmungen, wie es zu dieser Anordnung kommt.
Einzelheiten finden sich vielmehr in Verwaltungsvor-
schriften der Finanzministerien zu bestimmten Vor-
schriften des Teils IV der Bundeshaushaltsordnung
bzw. der jeweiligen Landeshaushaltsordnung. Dieser
Teil heißt „Zahlungen, Buchf�hrung und Rechnungs-
wesen“, weshalb die Verwaltungsvorschriften in Form
eines Akronyms als „VV-ZBR“ bezeichnet werden.

Eine Anordnung wird in diesen Verwaltungsvorschriften
definiert als „das Ergebnis einer Abfolge von Entschei-
dungen, mit denen die Verantwortlichkeiten f�r die
Richtigkeit der anzunehmenden Einzahlung, der zu leis-
tenden Auszahlung oder der vorzunehmenden Buchung
wahrgenommen werden.“23) Dabei darf im Regelfall „an
einer Anordnung, die zu einer Einzahlung oder einer
Auszahlung f�hrt, (...) nicht nur eine Person allein betei-
ligt sein“24) (sog. Vier-Augen-Prinzip). „Die Verantwort-
lichkeiten erstrecken sich insgesamt darauf, dass die in
der Anordnung und in den sie begr�ndenden Unterla-
gen enthaltenen und f�r die Zahlung und Buchung maß-
gebenden Angaben vollst�ndig und richtig sind und
nach den geltenden Vorschriften, insbesondere nach
den Grunds�tzen der Wirtschaftlichkeit, verfahren wor-
den ist. (...)“.25) „Die Verantwortlichkeiten im Anord-
nungsverfahren werden durch die Feststellung der rech-
nerischen Richtigkeit, die Feststellung der sachlichen
Richtigkeit und die Aus�bung der Anordnungsbefugnis
wahrgenommen.“26)

Mit der Feststellung der sachlichen Richtigkeit27) wird
die Verantwortung daf�r �bernommen, dass die f�r die
Zahlung und Buchung maßgebenden Angaben voll-
st�ndig und richtig sind. Weiter wird verantwortet, dass
die geltenden Vorschriften eingehalten worden sind,
insbesondere dass die Lieferung oder Leistung als sol-

che und auch die Art ihrer Ausf�hrung geboten war,
die Lieferung oder Leistung entsprechend der zugrunde
liegenden Vereinbarung oder Bestellung sachgem�ß
und vollst�ndig ausgef�hrt worden ist, Abschlagszah-
lungen, Vorauszahlungen, Pf�ndungen und Abtretun-
gen vollst�ndig und richtig ber�cksichtigt worden sind,
die haushaltsrechtlichen Voraussetzungen f�r die Zah-
lung vorliegen und auf die Zahlung dem Grunde und
der H�he nach ein Anspruch besteht.28) Das Wort „ins-
besondere“ zeigt, dass die Aufz�hlung Regelbeispiele
enth�lt und nicht abschließend ist. Mit der Feststellung
der sachlichen Richtigkeit wird auch die Verantwortung
daf�r �bernommen, dass mit der Zahlung alle f�r sie
einschl�gigen Vorschriften beachtet werden. Das er-
streckt sich in das Fachrecht, wie z.B. auf die Frage, ob
ein Anspruch auf Grundsicherung besteht, ob eine Ge-
b�hr rechtm�ßig festgesetzt worden ist oder ein Bußgeld
zu Recht verlangt wird.

Mit der „Aus�bung der Anordnungsbefugnis“ wird
dann von einer zweiten Person die Verantwortung da-
f�r �bernommen, dass in der Anordnung keine offen-
sichtlichen Fehler enthalten sind, die Bescheinigungen
der sachlichen und rechnerischen Richtigkeit von den
dazu befugten Personen abgegeben worden sind und
bei Zahlungsanordnungen die erforderlichen Mittel
verf�gbar sind.29)

Die Feststellungen der rechnerischen und der sachli-
chen Richtigkeit sowie die Anordnung sind durch Un-
terschrift zu bescheinigen.30)

Alle Buchungen sind zu belegen. F�r das kamerale
Haushaltswesen schreiben die Haushaltsordnungen
dies ausdr�cklich vor.31) Im kaufm�nnischen Rech-
nungswesen geh�rt der Grundsatz „Keine Buchung
ohne Beleg“ zu den Grunds�tzen ordnungsm�ßiger
Buchf�hrung (GoB) nach § 238 Abs. 1 HGB, weil sich
die Gesch�ftsvorf�lle in ihrer Entstehung und Abwick-
lung nur durch Belege verfolgen lassen. Die Grunds�t-
ze f�r die staatliche Doppik nehmen hierauf Bezug.32)

2.2 Digitalisiertes Anordnungsverfahren

Durch die Digitalisierung ver�ndert sich dieses manu-
elle Anordnungsverfahren in vielerlei Hinsicht. Aufga-
ben, die bei manuellen Prozessen in der Regel von
einer Person wahrgenommen werden, werden arbeits-
teilig organisiert (dazu 2.2.1). Papiergebundene Bele-
ge, die die Grundlage der Revisionsf�higkeit darstel-

22) Die meisten L�nder haben die Verwaltungsvorschriften des
Bundes �berwiegend mehr oder weniger wortgleich f�r sich
selbst �bernommen. So haben vergleichbare Vorschriften bis
zum Haushaltsjahr 2021 auch in Hamburg gegolten.

23) Nr. 1.1.1 Satz 2 VV-ZBR BHO.
24) Nr. 1.1.2 Satz 1 VV-ZBR BHO.
25) Nr. 1.2 VV-ZBR BHO.
26) Nr. 2.2.1 Anlage 2 VV-ZBR BHO.
27) Die Feststellung der rechnerischen Richtigkeit soll hier nicht

n�her betrachtet werden.
28) Nr. 2.2.3 Anlage 2 in Verbindung mit Nr. 1.2 VV-ZBR BHO.
29) Nr. 2.2.4 Anlage 2 VV-ZBR BHO in Verbindung Nr. 3.1 Abs. 2

Verfahrensrichtlinie f�r Mittelverteiler und Titelverwalter f�r
das automatisierte Verfahren f�r das Haushalts-, Kassen- und
Rechnungswesen des Bundes (VerfRiB-MV/TV-HKR).

30) Nr. 2.2.2 Satz 3, Nr. 2.2.3 Satz 2 und Nr. 2.2.4.1 Anlage 2 VV-
ZBR BHO, Nr. 3.1.2 Abs. 1 S�tze 4 und 5 Verfahrensrichtlinie
f�r die Nutzung der elektronischen Schnittstellen zum auto-
matisierten Verfahren f�r das Haushalts-, Kassen- und Rech-
nungswesen des Bundes (VerfRiBeS-HKR).

31) § 75 BHO/LHO.
32) § 4 Abs. 1 Satz 2 HmbLHO, § 7a Abs. 1 Satz 1 HGrG.
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len, werden durch digitale Nachweise ersetzt (dazu
2.2.2). Schließlich wurde die �bernahme von Verant-
wortung bisher durch eine Unterschrift nachgewiesen.
Bei einem digitalisierten Prozess ist also ein Ersatz f�r
eine Unterschrift erforderlich (dazu 2.2.3).

2.2.1 Arbeitsteilige Gesch�ftsprozesse

Wenn man sich insbesondere die Verantwortung n�her
betrachtet, die mit der Feststellung der sachlichen Rich-
tigkeit verbunden ist, wird deutlich, dass diese Feststel-
lung am Ende mehrerer Arbeitsschritte steht. So ist es in
der Regel nicht damit getan, dass eine Anweisung an die
Kasse f�r die anordnungsbefugte Person vorbereitet
wird. Vielmehr ist diese Anweisung an die Kasse nur er-
forderlich, weil es zuvor eine inhaltliche Entscheidung
gegeben hat, die eine andere Person als die Kasse als
Adressatin hatte. So kann z.B. eine Zahlungspflicht eines
Dritten durch einen Bescheid (Abgabenbescheid, Buß-
geldbescheid, R�ckforderungsbescheid usw.) festgesetzt
worden sein. Auch kann eine Zahlungspflicht eines Drit-
ten durch Vertrag begr�ndet worden (z.B. Vermietung,
Entgelt f�r Nutzung einer Einrichtung) oder aufgrund de-
liktischen Handelns geltend gemacht worden sein. F�r
all diese F�lle wird gegen�ber der Kasse eine Einzahlung
angeordnet. Umgekehrt setzt auch die Anordnung einer
Auszahlung voraus, dass zuvor zugunsten eines Dritten
ein Zahlungsanspruch begr�ndet worden ist, sei es wie-
derum durch Bescheid (z.B. Wohngeld-, Beihilfe- oder
Zuwendungsbescheid, Bescheid �ber Steuererstattung),
Vertrag (z.B. Miet-, Arbeits- oder Werkvertrag) oder An-
erkennung eines Schadenersatzanspruchs. Mit der Fest-
stellung der sachlichen Richtigkeit �bernimmt die Sach-
bearbeiterin oder der Sachbearbeiter die Verantwortung
daf�r, dass diese zugrundeliegende Entscheidung inhalt-
lich richtig, also recht- und zweckm�ßig ist. In vielen F�l-
len werden diese Entscheidung und die Feststellung der
sachlichen Richtigkeit im Rahmen der Anordnung zeit-
lich zusammenfallen.

Von diesem Grundfall eines Gesch�ftsprozesses wird –
beg�nstigt durch die M�glichkeiten der Digitalisie-
rung, aber nicht ausschließlich durch diese – immer
h�ufiger abgewichen:

2.2.1.1 Fehlende (Fach-)Kenntnis

Manchmal fehlt es der Person, die die sachliche Richtig-
keit feststellen soll, an der (Fach-)Kenntnis, so dass sie
keine umfassende inhaltliche Bewertung vornehmen
kann. Typische F�lle sind die Pr�fung von Baurechnun-
gen durch Besch�ftigte, die keinen baufachlichen Sach-
verstand haben, oder die Abrechnung von Mehrarbeits-
stunden durch eine Person in einer Personalstelle, die
nicht weiß, ob die Mehrarbeit auch geleistet worden ist.
Solche F�lle l�st das Kassenrecht bereits f�r manuelle
Anordnungen durch das Instrument der sog. Teilbe-
scheinigung:33) Die zur Feststellung der sachlichen
Richtigkeit berufene Person holt eine Teilbescheinigung
einer kundigen Person ein, l�sst sich in den genannten
Beispielen also die inhaltliche Richtigkeit der Baurech-
nung durch eine Architektin oder einen Architekten und
die Leistung von Mehrarbeit z.B. durch die Vorgesetzte
eines beg�nstigten Mitarbeiters best�tigen. Die mit der
Teilbescheinigung beauftragte Person �bernimmt eine
Teilverantwortung. Im gleichen Umfang wird die Per-
son, die die sachliche Richtigkeit feststellt, von ihrer Ver-
antwortung befreit, solange die Teilfeststellung plausi-

bel ist.34) Im Unterschied zum nachfolgenden Fall sind
weder die zur Feststellung der sachlichen Richtigkeit
berufene Person noch die oder der Anordnungsbefugte
an die Teilfeststellung gebunden, insbesondere wenn
sie nicht plausibel ist.

2.2.1.2 Bindung an vorgelagerte Entscheidungen

Es sind aber auch Fallkonstellationen denkbar, in denen
die sachliche Richtigkeit festgestellt und ein Gesch�fts-
vorfall zur Buchung – in der Regel auch zur Zahlung – an-
zuordnen ist, obwohl die feststellende oder die anordnen-
de Person erkennt, dass die inhaltliche Entscheidung
nicht richtig ist. So ist z.B. bei der Vergabe eines Auftrags
oder bei der Gew�hrung einer Zuwendung die Anord-
nung der Zahlung erst bei Rechnungstellung bzw. Abfor-
derung der Mittel erforderlich. In der staatlichen Doppik
liegt im Fall der Vergabe eines Auftrags ein in den B�-
chern zu erfassender Gesch�ftsvorfall in der Regel bereits
vor, wenn die oder der Auftragnehmende die Leistung er-
bracht hat. Aus Vereinfachungsgr�nden wird aber auch
hier h�ufig darauf abgestellt, dass die erbrachte Leistung
abgerechnetwordenist.WenndieLeistung„wiebestellt“
erbracht worden ist, wird die oder der Auftraggebende in
der Regel zahlen m�ssen, auch wenn sie z.B. aufgrund
von haushalts- oder vergaberechtlichen Bestimmungen
nicht h�tte bestellt werdend�rfen. Werden bei derBestel-
lung oder bei der Zuwendungsgew�hrung – also bei Er-
lass des Bescheides – Fehler gemacht und dadurch nicht
mehr recht- und zweckm�ßig gehandelt, d�rfte die sach-
liche Richtigkeit der Auszahlung nicht festgestellt wer-
den. Das wird als Problem insbesondere dann relevant,
wenn zwei unterschiedliche Personen handeln, also die
eine bestellt oder den Zuwendungsbescheid erl�sst, und
eine andere die sachliche Richtigkeit einer Zahlung fest-
stellen soll. Selbst wenn die zweite Person – oder im wei-
teren Verlauf die f�r die Anordnung zust�ndige Person –
erkennt, dass die vorgelagerte Entscheidung inhaltlich
nicht richtig war, kann die Zahlung nicht verweigert wer-
den, da die Leistung auf Basis einer wirksamen Grundla-
ge (Vertrag, Bescheid) erbracht wurde. In solchen F�llen
kann sich die Verantwortung f�r die sachliche Richtigkeit
nicht mehr auf die vorgelagerte inhaltliche Entscheidung
beziehen. Vielmehr muss die Verantwortung hierf�r voll-
st�ndig im vorgelagerten Prozess getragen werden.

Intensiv diskutiert wurde diese Situation am Beispiel
eines sozialrechtlichen Dreiecksverh�ltnisses: Kinder
haben in Hamburg unter bestimmten Voraussetzun-
gen einen Anspruch auf Betreuung in einer Kinderta-
gesst�tte. Dies ist teilweise kostenlos, f�r bestimmte
Leistungen m�ssen die Eltern einen Eigenanteil leis-
ten. Anspruch und Eigenanteil werden von den Be-
zirks�mtern in Hamburg auf Antrag festgesetzt. Die
Eltern erhalten einen sog. Kita-Gutschein, den sie in
einer Kindertagesst�tte ihrer Wahl einl�sen k�nnen.
Die Tr�ger der Kindertagesst�tten haben einen Rah-
menvertrag mit der Stadt Hamburg, wonach sie ihre
Leistungen aufgrund der Kita-Gutscheine bei der So-
zialbeh�rde (vergleichbar einem Sozialministerium ei-
nes Landes) abrechnen k�nnen. Die Zahlungen an die
Kita-Tr�ger werden also in der Sozialbeh�rde angeord-
net. Wurden die Betreuungsleistungen so erbracht,
wie es im Gutschein vorgesehen ist, ist die Stadt Ham-
burg verpflichtet, sie zu bezahlen, selbst wenn der

33) Nr. 2.2.1.2 Anlage 2 VV-ZBR BHO.
34) Nr. 3.4.3 S�tze 3 und 4 VerfRiB-MV/TV-HKR.
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Gutschein vom Bezirksamt nicht h�tte ausgestellt wer-
den d�rfen, z.B. weil die Eltern die gesetzlichen Vor-
aussetzungen nicht erf�llen. Die Person in der Sozial-
beh�rde, die die sachliche Richtigkeit f�r die
Anordnung der Zahlung festzustellen hat, muss die
„Richtigkeit“ also selbst dann bescheinigen, wenn sie
den Fehler des Bezirksamts erkennen sollte.

Das bisherige Kassenrecht ordnet deshalb bereits f�r
die „Buchung eingegangener Verpflichtungen“ und
f�r sog. „Festlegungen“ eine Anordnung an,35) obwohl
noch keine Zahlung geleistet und noch kein Ge-
sch�ftsvorfall in die B�cher eingetragen wird. Viel-
mehr handelt es sich bei der „Buchung eingegangener
Verpflichtungen“ und bei einer Festlegung um eine
Mittelbindung im Bewirtschaftungssystem f�r den
Haushaltsplan, in dem nicht zwingend zugleich die
Rechnungslegung erfolgt. Das IT-System dient viel-
mehr dazu zu �berwachen, welcher Anteil einer haus-
haltsrechtlichen Erm�chtigung bereits in Anspruch ge-
nommen worden ist.

Jedoch passen viele Inhalte, die mit einer (Zah-
lungs-)Anordnung verbunden werden, auf Buchungen
eingegangener Verpflichtungen und auf Festlegungen
nicht. Vor diesem Hintergrund wurde f�r die Freie und
Hansestadt Hamburg entschieden, diesen Fall k�nftig
weder als eigenen Fall der Anordnung noch als Teilbe-
scheinigung zu behandeln. Vielmehr werden eigenst�n-
dige Anforderungen an die Pr�fung der inhaltlichen
Richtigkeit der (Vor-)Entscheidung in dem der Anord-
nung der Eintragung des Gesch�ftsvorfalls vorgelager-
ten Prozess, also z.B. der Bestellung, des Zuwendungs-
bescheids oder der Ausstellung des Kita-Gutscheins,
gestellt: Die inhaltliche Richtigkeit dieser Entscheidung
ist durch eine zweite Person dahingehend zu pr�fen, ob
offensichtliche Fehler enthalten sind und ob eine haus-
haltsrechtliche Erm�chtigung vorliegt, soweit diese er-
forderlich ist. Die Pr�fung ist zu bescheinigen.36) Die
Person, die die sachliche Richtigkeit der (sp�teren) Aus-
zahlung feststellen soll, ist von der inhaltlichen Pr�fung
der vorgelagerten Entscheidung befreit.37) Werden f�r
die vorlaufende Entscheidung und das Anordnungsver-
fahren unterschiedliche IT-Verfahren eingesetzt, strah-
len die kassenrechtlichen Anforderungen auf das Ver-
fahren mit der vorgelagerten Entscheidung aus, auch
wenn es im �brigen kassenrechtlichen Vorschriften
mangels Anordnung nicht unterworfen ist.

2.2.1.3 Erfassung von Stammdaten

Mit der Digitalisierung geht h�ufig einher, dass Daten
aus verschiedenen Quellen zusammengetragen werden.
Kann die Person, die die sachliche Richtigkeit des In-
halts einer Anordnung beurteilen soll, die Richtigkeit al-
ler Daten beurteilen, gibt es keine Abweichungen be-
z�glich der Verantwortungs�bernahme im Vergleich
zum bisherigen manuellen Prozess. Anders ist dies zu
beurteilen, wenn in einem IT-System Daten miteinander
verkn�pft werden, ohne dass die Person, die die sachli-
che Richtigkeit des Inhalts einer Anordnung pr�fen soll,
diese Verkn�pfung noch nachvollziehen kann. So wer-
den in der Praxis z.B. IT-Verfahren im Bereich der Sozi-
alleistungen gelegentlich so ausgestaltet, dass die Per-
son, die die Feststellung der sachlichen Richtigkeit
treffen soll, „nur“ noch die Verantwortung f�r eine be-
stimmte Fallgruppe, einen bestimmen Leistungserbrin-
ger und ggf. eine Leistungsmenge �bernimmt. Die zu

zahlenden Entgelte sind aber mit der Fallgruppe und
die Bankdaten mit dem Leistungserbringer fest ver-
kn�pft und werden mitunter nicht einmal angezeigt.
Als immer wiederkehrende Daten k�nnen sie als
„Stammdaten“ bezeichnet werden. Weder f�r die Ver-
kn�pfung noch f�r die verkn�pften Daten kann bei der
Entscheidung �ber den Einzelfall die Verantwortung ge-
tragen werden; die Verantwortung f�r die sachliche
Richtigkeit der Zahlung wurde in Hamburg deshalb ent-
sprechend begrenzt.38) Da beim Erfassen und Verkn�p-
fen der genannten Stammdaten Fehler passieren k�n-
nen, die sich dann auf eine Vielzahl von F�llen
erstrecken, ist das Vier-Augen-Prinzip hierauf vorverla-
gert worden.39)

2.2.1.4 Plausibilit�tspr�fung nicht m�glich

Selten werden IT-Verfahren von der Verwaltung ange-
schafft, um damit allein Prozesse der Zahlungen und
Buchf�hrung abzuwickeln. In der Regel steht die Fall-
bearbeitung im Mittelpunkt. H�ufig haben IT-Verfah-
ren auch �berhaupt keinen Bezug zum Rechnungswe-
sen, werden dann aber sp�ter f�r solche Zwecke
mitgenutzt. So wird in Hamburg z.B. eine Software
zur Zeiterfassung der Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter eingesetzt. Polizei und Feuerwehr nutzen sie, um
Dienstpl�ne zu erstellen.

Wird ein solches IT-Verfahren dann mit einem anderen
IT-Verfahren �ber eine Schnittstelle verbunden, um
bereits erfasste Daten als Grundlage f�r die Anord-
nung von Gesch�ftsvorf�llen zu nutzen, die in die B�-
cher einzutragen sind, k�nnen im zweiten IT-Verfah-
ren in der Regel die begr�ndenden Unterlagen nicht
eingesehen werden. Das bedingt, dass eine zweite Per-
son die inhaltliche Richtigkeit auch im Hinblick auf of-
fensichtliche Fehler (Plausibilit�t) nicht pr�fen kann.
So wird das genannte Zeiterfassungsprogramm in
Hamburg genutzt, um festzustellen, welche Dienste
zu ung�nstigen Zeiten (Wochenenden, Feiertage) und
wie viel Mehrarbeit geleistet wurde, um im Abrech-
nungsverfahren f�r die Besoldung entsprechende Zu-
schl�ge und Verg�tungen auszuzahlen. Die das Besol-
dungsverfahren nutzenden Besch�ftigten k�nnen aber
nicht nur nicht wissen, ob z.B. Mehrarbeit wirklich ge-
leistet worden ist – daf�r holen sie eine Teilbescheini-
gung nach den obigen Ausf�hrungen unter 2.2.1.1
ein –, sie k�nnen auch die Teilbescheinigung anhand
begr�ndender Unterlagen nicht auf Plausibilit�t pr�fen,
wenn diese �ber die Schnittstelle nicht vollst�ndig mit-
gegeben werden. Bei einem papiergebundenen Prozess
sind begr�ndende Unterlagen der Ausfertigung der
Anordnung beizuf�gen. Die anordnende Person hat
auch die M�glichkeit, sich ggf. den vollst�ndigen Vor-
gang vorlegen zu lassen, wenn Bedarf zu n�herer Pr�-
fung besteht. Das ist bei begr�ndenden Unterlagen in
IT-Verfahren h�ufig gar nicht oder nur mit sehr viel Auf-
wand zu leisten. Damit derart miteinander verkn�pfte
IT-Verfahren nicht weniger sicher sind, muss in Ham-
burg die inhaltliche Richtigkeit von Daten bereits im
�bergebenden IT-Verfahren im Hinblick auf offen-
sichtliche Fehler von einer zweiten Person gepr�ft wer-

35) Nr. 1.3.6 VV-ZBR BHO und Nr. 2.7 VerfRiB-MV/TV-HKR.
36) Nr. 2.4.2.4.2 Abs. 2 VV zu § 70 HmbLHO.
37) Nr. 2.4.2.4.2 Abs. 1 VV zu § 70 HmbLHO.
38) Nr. 2.4.2.4.2 Abs. 2 Satz 1 VV zu § 70 HmbLHO.
39) Nr. 8.1.2.1.1 Abs. 2 und Nr. 8.1.2.1.2 Abs. 1 und 3 Satz 1 VV zu

§ 74 HmbLHO.
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den.40) Der Pr�fungsumfang der anordnenden Person
wurde insoweit beschr�nkt.41) Das Vier-Augen-Prinzip
wird damit zumindest teilweise in ein IT-Verfahren vor-
verlagert, in dem selbst nicht angeordnet wird.

2.2.1.5 Pr�fung einer ausreichenden haushaltsrechtli-
chen Erm�chtigung nicht m�glich

Aufgabe der anordnungsbefugten Person ist es, neben
der Plausibilit�t des bereits sachlich richtig festgestellten
Inhalts des Entwurfs der Anordnung zu pr�fen, ob eine
haushaltsrechtliche Erm�chtigung vorliegt und ob diese
ausreichend ist.42) Andernfalls d�rfte so lange nicht an-
geordnet werden, bis die haushaltsrechtliche Erm�chti-
gung vorliegt.43) Wird eine haushaltsrechtliche Erm�ch-
tigung von vielen Personen, d.h. auch von mehreren
anordnungsbefugten Personen, gleichzeitig in An-
spruch genommen, ist es unter Umst�nden nicht m�g-
lich, bei jeder Anordnung sicherzustellen, dass die Er-
m�chtigung noch ausk�mmlich sein wird. In Hamburg
kann das wiederum vor allem bei Massengesch�ften
im Bereich der Sozialleistungen sowie bei Besoldungs-
und Gehaltszahlungen vorkommen. F�r diesen Fall wur-
de die anordnungsbefugte Person von der Verantwor-
tung f�r das Vorliegen einer ausreichenden haushalts-
rechtlichen Erm�chtigung ausdr�cklich freigestellt,
wenn einer anderen Stelle, insbesondere einem zentra-
len Controlling, die Verantwortung daf�r �bertragen
worden ist, dass die Erm�chtigung jederzeit ausreichend
ist.44)

2.2.2 Digitaler Nachweis

So klar und einfach der Grundsatz „Keine Buchung
ohne Beleg“ ist, so schwierig ist es, in einem digitalen
Umfeld den Begriff „Beleg“ zu definieren. Im gelten-
den (kameralen) Kassenrecht ist es wie folgt versucht
worden: „Ein Beleg ist eine elektronische oder schrift-
liche Unterlage, auf der ein Gesch�ftsvorfall und die
Auswirkungen, die seine Buchung ausl�sen, beschrie-
ben sind.“45) Der Versuch hat nicht nur das Problem,
dass der nach Papier klingende Begriff „Beleg“ – ob-
wohl eine elektronische Variante ausdr�cklich aner-
kannt wird – trotzdem mit „Unterlage“ umschrieben
wird, was letztlich doch wieder nach Papier riecht.
Auch ist diese Definition nicht abschließend. Im Bun-
desrecht wird der vorstehenden Definition noch eine
ganze Aufz�hlung angeh�ngt: „Belege im Sinne der
VV sind auch die in einem automatisierten Verfahren
erzeugten Protokolle, Nachweisungen und Arbeitsab-
laufunterlagen sowie Tagesabschl�sse, Anschreibun-
gen und die dazugeh�rigen Unterlagen bei den f�r
Zahlungen zust�ndigen Stellen, Kontogegenb�cher
mit Belegen und Zahlungsnachweisungen und ggf.
weitere von den f�r Zahlungen zust�ndigen Stellen
zu f�hrende B�cher und Anordnungen und Anschrei-
bungen �ber die Annahme und Auslieferung von
Wertgegenst�nden.“46) Der Begriff „Belege“ wird also
u.a. mit „(Kontogegenb�cher mit) Belegen“ umschrie-
ben, was nicht recht weiterf�hrt. In Hamburg fehlte in
den VV-ZBR bis zum Haushaltsjahr 2021 dieser zweite
Satz. Stattdessen wurde auf den Abschnitt III der An-
lage 3 VV-ZBR verwiesen47), der unter der �berschrift
„Belege“ gleich mehr als f�nf Seiten Text enthielt. Dort
wurde zun�chst der Text der VV-ZBR wiederholt, um
sodann eine weitere Definition zu liefern: „Belege sind
visuell lesbare Unterlagen f�r die

• Buchungen der Kasse oder einer sonst f�r Buchun-
gen zust�ndigen Stelle,

• Eintragungen der Zahlstelle und

• Sicherung des Arbeitsablaufs bei Buchungen sowie
bei der Erstellung oder Nachpr�fung der Anordnun-
gen und sonstigen Anordnungen, ihren Anlagen
oder begr�ndenden Unterlagen mit Hilfe von
IT-Verfahren.“48)

In dem unter 2.2.1.4 beschriebenen Fall der Auszahlung
einer Verg�tung f�r Mehrarbeit aufgrund einer Zeiter-
fassung in einem vorgelagerten IT-System stellt sich ex-
emplarisch die Frage, was genau die „visuell lesbare
Unterlage“ f�r die Buchung dieser Auszahlung ist.

Da der Grundsatz „Keine Buchung ohne Beleg“ auch
dem Handelsrecht zugrunde liegt, lohnt ein Blick, wie
das Steuerrecht die Frage nach dem „digitalen Beleg“
beantwortet. Das Bundesministerium der Finanzen hat
hierzu „Grunds�tze zur ordnungsm�ßigen F�hrung
und Aufbewahrung von B�chern, Aufzeichnungen und
Unterlagen in elektronischer Form sowie zum Datenzu-
griff (GoBD)“49) erlassen. Verlangt wird: „Die Buchun-
gen und die sonst erforderlichen Aufzeichnungen m�s-
sen durch einen Beleg nachgewiesen sein oder
nachgewiesen werden k�nnen.“50) Konkretisiert wird
dies wie folgt: „Jeder Gesch�ftsvorfall ist urschriftlich
bzw. als Kopie der Urschrift zu belegen. Ist kein Fremd-
beleg vorhanden, muss ein Eigenbeleg erstellt werden.
Zweck der Belege ist es, den sicheren und klaren Nach-
weis �ber den Zusammenhang zwischen den Vorg�n-
gen in der Realit�t einerseits und dem aufgezeichneten
oder gebuchten Inhalt in B�chern oder sonst erforderli-
chen Aufzeichnungen und ihre Berechtigung anderer-
seits zu erbringen (Belegfunktion). Auf die Bezeichnung
als ,Beleg’ kommt es nicht an. Die Belegfunktion ist die
Grundvoraussetzung f�r die Beweiskraft der Buchf�h-
rung und sonst erforderlicher Aufzeichnungen. Sie gilt
auch bei Einsatz eines DV-Systems.“ Anerkannt werden
in den GoBD dann auch elektronische Meldungen und
Datens�tze ohne bildhafte Urschrift.51) Bezogen auf eine
Ausgangsrechnung muss keine bildhafte Kopie der
Ausgangsrechnung gespeichert werden, „wenn jeder-
zeit auf Anforderung ein entsprechendes Doppel der
Ausgangsrechnung erstellt werden kann.“

40) Nr. 8.1.2.4 VV zu § 74 HmbLHO.
41) Nr. 2.4.2.5.2 VV zu § 70 HmbLHO.
42) Nr. 2.2.4 Anlage 2 VV-ZBR BHO in Verbindung Nr. 3.1 Abs. 2

VerfRiB-MV/TV-HKR; in Hamburg ist dies nunmehr in
Nr. 2.4.2.5.1 f�nfter Spiegelpunkt VV zu § 70 HmbLHO vor-
gegeben.

43) Vgl. St�ber in David/St�ber (Hrsg.), Verfassung der Freien
und Hansestadt Hamburg (HV), Kommentar zum Wahl- und
Volkswillensbildungsrecht, zum Haushaltsrecht und zum
Recht des Beauftragten f�r Datenschutz und Informationsfrei-
heit (2020), Art. 66 Rz. 108.

44) Nr. 2.4.2.5.2 f�nfter Spiegelpunkt VV zu § 70 HmbLHO.
45) Nr. 4.3 Satz 1 VV-ZBR BHO.
46) Nr. 4.3 Satz 2 VV-ZBR BHO.
47) Nr. 4.3.2 VV-ZBR HmbLHO in der bis zum Haushaltsjahr 2021

geltenden Fassung.
48) Nr. 6.1 Satz 3 Anlage 3 VV-ZVR HmbLHO in der bis zum

Haushaltsjahr 2021 geltenden Fassung.
49) BMF v. 28.11.2019, IV A 4-S 0316/19/10003:001, BStBl I 2019,

1269.
50) BMF v. 28.11.2019, IV A 4-S 0316/19/10003:001, BStBl I 2019,

1269.
51) BMF v. 28.11.2019, IV A 4-S 0316/19/10003:001, BStBl I 2019,

1269.
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Dieser Vergleich mit dem Steuerrecht macht zweierlei
deutlich: Zum einen kann „Beleg“ in einem engen und
einem weiten Sinne verstanden werden. Die Definition
„Jeder Gesch�ftsvorfall ist urschriftlich bzw. als Kopie
der Urschrift zu belegen. Ist kein Fremdbeleg vorhan-
den, muss ein Eigenbeleg erstellt werden.“ klingt da-
nach, dass eine Buchung z.B. mit einer Rechnung
nachzuweisen ist. Bei einem solchen (engen) Begriffs-
verst�ndnis ist die Buchung – also der Eintrag in einem
Buch – selbst nicht Teil des Belegs, d.h., sie wird vom
Beleg nicht nachgewiesen, sondern inhaltlich durch
den Beleg begr�ndet. Die Kassenvorschriften des Bun-
des verwenden hierf�r den Begriff der „begr�ndenden
Unterlage“: „F�r die Anordnung zur Leistung oder zur
Annahme einer Zahlung und zur Buchung sind Belege
erforderlich, die Zweck und Anlass f�r die Erstellung
einer Anordnung zweifelsfrei erkennen lassen (be-
gr�ndende Unterlagen).“52) „Beleg“ kann in einem
weiten Sinne aber auch so verstanden werden, dass
der Nachweis eines Eintrags in die B�cher z.B. durch
eine laufende Nummer selbst zum Beleg geh�rt. In die-
sem Sinne lassen sich die o.g. Aufzahlungen in den
Kassenvorschriften, die sogar bestimmte B�cher in
den Belegbegriff einbeziehen, verstehen.

Zum anderen zeigen die steuerrechtlichen Grunds�t-
ze, dass – auch wenn der Begriff „Beleg“ dies sugge-
riert – nicht zwingend etwas Anfassbares, Bildhaftes
verlangt werden muss. Entscheidend ist, dass ein si-
cherer und klarer Nachweis �ber den Zusammenhang
zwischen den Vorg�ngen in der Realit�t einerseits und
dem aufgezeichneten oder gebuchten Inhalt in B�-
chern gef�hrt werden kann.

Da der Begriff „Beleg“ mehrdeutig ist und in der Vergan-
genheit h�ufig zu Missverst�ndnissen gef�hrt hat, wird
in Hamburg nunmehr auf ihn verzichtet. Soweit der Be-
leg im engeren Sinne gemeint ist, wird wie bisher von
„begr�ndender Unterlage“ gesprochen53), im �brigen
von „Nachweis“ (z.B. einer Buchung).54) „Begr�ndende
Unterlage“ wird definiert als Nachweis, der „einzeln
oder gemeinsam mit anderen Anlass, Zweck und Inhalt
der anzuordnenden Maßnahme zweifelsfrei erkennen“
l�sst. Aus den begr�ndenden Unterlagen m�ssen insbe-
sondere Gegenstand und Rechtsgrund der Maßnahme
hervorgehen.55) Zwar wurde an dem Wort „Unterlage“
hier festgehalten. Jedoch wurde ausdr�cklich klarge-
stellt, dass als begr�ndende Unterlagen alle schriftlichen
und elektronischen Dokumente und Daten anzuerken-
nen sind, die lesbar sind, die die Identit�t der oder des
Erstellenden sicher feststellen lassen und deren Inhalt
nach der Erstellung nicht mehr ver�ndert wurde.56) Wie
dies sichergestellt wird, wird anders als bisher nicht mehr
vorgeschrieben.57) Die unter 2.2.1.4 beispielhaft erw�hn-
te elektronische Arbeitszeiterfassung kann damit eine
(elektronische) begr�ndende Unterlage darstellen.

2.2.3 Digitale Bescheinigung

Sowohl die Feststellung der rechnerischen und der
sachlichen Richtigkeit als auch die Anordnung m�ssen
„bescheinigt“ werden.58) F�r manuelle Anordnungen
erfolgt die Bescheinigung durch eine Unterschrift.59)

2.2.3.1 Digitaler Unterschriftenersatz

Bei einem digitalen Gesch�ftsprozess ist eine Unter-
schrift nicht m�glich. In anderen Rechtsgebieten wie
z.B. dem Verwaltungsverfahrensrecht wurde die quali-

fizierte elektronische Signatur der Unterschrift gleich-
gestellt.60) Jedoch spielt diese Signatur in der Praxis
bisher kaum eine Rolle; die daf�r erforderliche Technik
hat sich am Markt nicht durchgesetzt.

Um f�r die Anordnung zu einem digitalen �quivalent zu
kommen, muss man sich die Funktionen einer Unter-
schrift vor Augen f�hren. Sie hat zum ersten eine Zuord-
nungsfunktion, die darin besteht, die Identit�t der han-
delnden Person zu bezeugen und damit vor
F�lschungen durch Dritte zu sch�tzen61) (auch Identi-
t�tsfunktion genannt). In einem IT-Verfahren kann man
dies �ber ein Berechtigungskonzept l�sen, also dadurch,
dass nur befugte Personen auf einen anzuordnenden
Fall zugreifen k�nnen und sich z.B. durch ein Passwort
authentifizieren m�ssen. Um unberechtigten Zugriffen
vorzubeugen, sind Anforderungen an die Sicherheit
des Passworts oder eines anderen Identifikationsmittels
zu definieren und festzulegen, wann dieses ggf. erneut
einzugeben bzw. wann die Identit�t erneut nachzuwei-
sen ist. So n�tzt ein Passwort z.B. wenig, wenn es selbst
bei l�ngeren Abwesenheiten vom benutzten Endger�t
nur einmal am Tag eingegeben werden m�sste, weil
sich dann Unberechtigte leichten Zugang verschaffen
k�nnten. Anwenderinnen und Anwender m�ssen ver-
pflichtet werden, den Bildschirm zu sperren, sobald sie
ihren Arbeitsplatz verlassen. Automatische Bildschirm-
sperren unterst�tzen die Sicherheit.62)

Zum zweiten hat eine Unterschrift eine Abschluss-
funktion. Mit ihr wird klarstellt, dass es sich bei dem
Dokument nicht um einen bloßen Entwurf, sondern
um eine Erkl�rung handelt, der Rechtswirkung zu-
kommen soll.63) Die Abschlussfunktion betrifft eine
Wirkung nach außen und nach innen: von außen, also
von einem Dritten, kann durch die Unterschrift er-
kannt werden, dass das Entwurfsstadium verlassen
wurde und die Rechtswirkungen eintreten sollen.
Nach innen, also auf die oder den Unterschreibenden,
hat die Unterschrift eine Warnfunktion: sie soll Schutz
davor bieten, �bereilt zu handeln. Wer etwas unter-
schreiben muss, weiß, dass das zu Unterschreibende
zumindest �berflogen oder gar durchgelesen werden
muss und dass man ggf. Nachteile aus dem tragen
muss, was man unterschrieben hat.

Vor dem Hintergrund der Abschluss- und vor allem der
damit verbundenen Warnfunktion wurde in Hamburg
bereits vor �ber zehn Jahren ein sog. Bescheinigungs-
fenster kreiert. Sind die Eintr�ge und die Pr�fschritte

52) Nr. 1.1.3 VV-ZBR BHO.
53) Siehe Nr. 2.3.4 VV zu § 70 HmbLHO.
54) Siehe Nr. 10.1 VV zu § 74 HmbLHO.
55) Nr. 2.3.4.1 VV zu § 70 HmbLHO.
56) Nr. 2.3.4.2 Abs. 1 VV zu § 70 HmbLHO.
57) Bis zum Haushaltsjahr 2021 wurde in Hamburg f�r elektro-

nisch �bermittelte begr�ndende Unterlagen eine digitale Sig-
natur verlangt.

58) Nr. 2.2.1.1 Satz 1 Anlage 2 VV-ZBR BHO.
59) Bezogen auf die Anordnung Nr. 2.2.4.1 Anlage 2 VV-ZBR

BHO, bezogen auf die Feststellungen Nr. 2.2.2 Satz 2 und
Nr. 2.2.3 Satz 2 Anlage 2 VV-ZBR BHO.

60) § 3a Abs. 2 Satz 2 VwVfG. Wortgleich § 3a Hamburgisches
Verwaltungsverfahrensgesetz (HmbVwVfG).

61) Vgl. Einsele in M�nchener Kommentar zum BGB, 8. Aufl.
2018, § 126 Rz. 10.

62) Ebenso Bergmann/Schedler, Cybersicherheit in der Buchhal-
tung – Herausforderungen aus der Sicht der externen Finanz-
kontrolle des Bundes, VM 2018, 27, 30.

63) Vgl. Einsele in M�nchener Kommentar zum BGB, 8. Aufl.
2018, § 126 Rz. 10.
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f�r die Feststellung der sachlichen Richtigkeit oder die
Anordnung abgeschlossen, so dass die Feststellung
oder Anordnung getroffen werden soll, reicht es in ei-
nem IT-Verfahren aus, wenn ein eigenes Fenster auf-
geht, in dem auf die mit der Feststellung oder Anord-
nung verbundenen Pflichten hingewiesen wird und
die Sachbearbeiterin oder der Sachbearbeiter ein Pass-
wort eingibt. Ein Ausdruck mit einer Unterschrift ist
nicht mehr erforderlich.

Dieses Bescheinigungsfenster ist in der Praxis auf ein
geteiltes Echo gestoßen. Positiv wurde aufgenommen,
dass damit eine elektronische Anordnung �berhaupt
erst erm�glicht wird, wenn die qualifizierte elektroni-
sche Signatur nicht zur Verf�gung steht. Zugleich wur-
de kritisiert, dass ein solches Fenster immer gesondert
programmiert werden muss und deshalb zus�tzliche
Kosten ausl�st. Denn bei der Regelung handelt es sich
ja um eine „Hamburgensie“, d.h. bei IT-Verfahren, die
auch von anderen Gebietsk�rperschaften genutzt wer-
den, ist ein solches Bescheinigungsfenster nicht bereits
vorgesehen. Auch ist bei Massenverfahren insbesonde-
re im Bereich der Personalabrechnung auf Kritik gesto-
ßen, dass f�r jeden Einzelfall das Passwort erneut einge-
geben werden muss. Deshalb wurde in Hamburg
nunmehr das Bescheinigungsfenster neben der qualifi-
zierten elektronischen Signatur nur noch als eine M�g-
lichkeit der Bescheinigung vorgegeben. Stattdessen
wird nun allgemeiner verlangt zu gew�hrleisten, dass
die oder der Besch�ftigte eine bewusste Erkl�rung ab-
gibt, aus der ihre oder seine Funktion sowie der Umfang
und das Ergebnis der vorgenommenen Pr�fung ersicht-
lich sind und die ihr oder ihm eindeutig zugeordnet wer-
den kann.64) F�r Massenverfahren wurde �berdies er-
m�glicht, auf die Passworteingabe im Zusammenhang
mit der Abgabe der Erkl�rung zu verzichten. Die damit
verbundenen Risiken sind in einer Risikoanalyse zu be-
werten. In einer Dienst- oder Fachanweisung w�re dann
konkret zu bestimmen, welche Verantwortung mit wel-
chen Handlungen im IT-Verfahren verbunden ist.65)

Auch wurde erwogen, eine Analogie zu Bestellungen
im Internet vorzusehen. Dort wird h�ufig verlangt, ins-
besondere allgemeine Gesch�ftsbedingungen durch das
Setzen eines H�kchens aktiv anzuerkennen, bevor ein
Feld z.B. mit der Bezeichnung „kostenpflichtig kaufen“
angeklickt werden kann. Entsprechend k�nnte der
Warnfunktion zumindest bei IT-Verfahren mit vielen Ge-
sch�ftsvorf�llen damit Gen�ge getan sein, dass die
Kenntnis der mit der Feststellung oder Anordnung ver-
bundenen Verantwortung durch das Setzen eines H�k-
chens best�tigt werden muss, bevor ein sprechend z.B.
mit „sachlich richtig“ oder „angeordnet“ bezeichnetes
Feld angeklickt werden kann.

2.2.3.2 Medienbruch

In der Praxis ist festzustellen, dass IT-Verfahren eine
elektronische Anordnung, die die vorstehenden Anfor-
derungen erf�llt, h�ufig nicht vorsehen. Das liegt zum
einen daran, dass es keinen bundesweiten Standard
f�r elektronische Anordnungen gibt. Die Vorschriften
des Bundes setzen f�r die Anordnungen gegen�ber ei-
ner Bundeskasse eine Unterschrift auf Papier voraus,
und sei es in Form einer Sammelanordnung nach elek-
tronischen Teilbescheinigungen.66) Viele L�nder und
Kommunen orientieren sich am Recht des Bundes oder
lassen als Pendant zur Unterschrift allenfalls die quali-
fizierte elektronische Signatur zu.

Vor diesem Hintergrund ist es gelegentlich erforderlich,
Anordnungen f�r Zahlungen und nicht zahlungswirksa-
me Gesch�ftsvorf�lle zwar in einem IT-Verfahren zu
erfassen sowie der Buchhaltung und der Kasse elektro-
nisch zu �bermitteln, diese aber zugleich auszudrucken
und zu unterschreiben. Ein solcher Parallelprozess stellt
einen Medienbruch dar, der zus�tzliche Fehler bergen
kann.67) Es muss deshalb technisch sichergestellt sein,
dass die Anordnung in Papier unmittelbar aus dem
IT-Verfahren heraus generiert wird und alle wesentli-
chen Informationen enth�lt. Zugleich d�rfen die Daten
ab dem Zeitpunkt, zu dem sie ausgedruckt wurden,
nicht mehr ge�ndert werden k�nnen.68) Da sich die
Feststellung der sachlichen Richtigkeit und die Anord-
nung in dieser Konstellation an die Erfassung im IT-Ver-
fahren zeitlich anschließen, kann – wie im rein manuel-
len Verfahren – im Rahmen von Feststellung und
Anordnung auch gepr�ft werden, ob die Daten richtig
und vollst�ndig erfasst wurden.

Wird dagegen der Eintrag eines Gesch�ftsvorfalls in
die B�cher zun�chst manuell angeordnet und die Da-
ten erst anschließend in einem IT-Verfahren zur weite-
ren Verarbeitung erfasst, k�nnen eventuelle �bertra-
gungsfehler oder auch bewusste Manipulationen von
denen zur Feststellung und Anordnung befugten Per-
sonen nicht erkannt werden. Deshalb ist f�r solche F�l-
le zu verlangen, dass die Vollst�ndigkeit und Richtig-
keit der Datenerfassung von einer zweiten Person
gepr�ft wird69) und sowohl die vollst�ndige und richti-
ge Datenerfassung als auch die Pr�fung der Datener-
fassung bescheinigt werden.70)

3. Fazit

Die Digitalisierung bietet f�r die Buchf�hrung und die
Zahlungen einer Gebietsk�rperschaft viel Potenzial,
die Effizienz und die Qualit�t zu steigern. Dabei d�rfen
der Schutz des Staatsverm�gens sowie die Zuverl�s-
sigkeit, Vollst�ndigkeit und Revisionsf�higkeit der
Rechnungslegung nicht vernachl�ssigt werden, son-
dern sollten im Gegenteil Maßstab der Digitalisierung
sein. Dies setzt allerdings voraus, dass die rechtlichen
Anforderungen mit den technischen Entwicklungen
auch mithalten und die Zwecke der Kassenvorschriften
zeitgem�ß �bersetzen. Die Freie und Hansestadt Ham-
burg hat sich hierzu auf den Weg gemacht. Die Praxis
wird zeigen m�ssen, ob durch die neuen Kassenvor-
schriften einerseits die Zwecke noch hinreichend er-
reicht werden k�nnen und andererseits das Potenzial
der Digitalisierung auch gehoben werden kann.

64) Nr. 2.5.2.1 Abs. 1 VV zu § 70 HmbLHO.
65) Nr. 2.5.2.1 Abs. 2 VV zu § 70 HmbLHO.
66) Nr. 2.2.2 Satz 3, Nr. 2.2.3 Satz 2 und Nr. 2.2.4.1 Anlage 2 VV-

ZBR BHO, und insbesondere Nr. 3.1.2 Abs. 1 S�tze 4 und 5
VerfRiBeS-HKR. In der Praxis wird das sog. Dialogerfahren
genutzt werden, mit dem ohne Unterschrift, aber mit Transak-
tionsnummern (TAN) Anordnungen erteilt werden.

67) Kritisch zu solchen Medienbr�chen auch Bergmann/Sched-
ler, Cybersicherheit in der Buchhaltung – Herausforderungen
aus der Sicht der externen Finanzkontrolle des Bundes, VM
2018, 27, 29.

68) Siehe Nr. 3.1.1 Satz 2 VerfRiBeS-HKR.
69) Nrn. 4.2 und Nr. 5.1 Bestimmungen �ber die Mindestanforde-

rungen f�r den Einsatz automatisierter Verfahren im Haus-
halts-, Kassen- und Rechnungswesen des Bundes (Best-
MaVB-HKR).

70) Nrn. 8.1.2.1.1 und Nr. 8.1.2.1.2 VV zu § 74 HmbLHO.
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ZKF-Praxisfall

Neues vom steuerlichen Querverbund bei der Beteiligung mehrerer Kommunen

St�dtischer Rechtsdirektor a.D. Norbert Meier, Essen*)

Die in diesem Beitrag angesprochene Problematik soll anhand des folgenden Beispielsfalls1) skizziert werden:

Die Gemeinden A, B und C sind jeweils zu einem Drittel Gesellschafter einer GmbH, die in den drei Kommunen
jeweils ein Bad betreibt. Alle drei B�der erzielen Dauerverluste. Die Gemeinden haben eine von der Beteiligungs-
quote abweichende Verlusttragung vereinbart. Diese legt fest, dass die (Teil-)Verluste nach Maßgabe der im je-
weiligen Gemeindegebiet entstehenden B�derverluste zu tragen sind. Zul�ssig?

1. Rechtliche Grundlagen des steuerlichen Querver-
bunds

Der steuerliche Querverbund wurde im Rahmen des
JStG 2009 erstmals gesetzlich in § 4 Abs. 6 KStG gere-
gelt. Danach kann ein Betrieb gewerblicher Art (vgl.
die Legaldefinition in § 4 Abs. 1 KStG) mit einem oder
mehreren anderen Betrieben gewerblicher Art zusam-
mengefasst werden, wenn sie gleichartig sind (Nr. 1),
zwischen ihnen nach dem Gesamtbild der tats�chli-
chen Verh�ltnisse objektiv eine enge wechselseitige
technisch-wirtschaftliche Verflechtung von einigem
Gewicht besteht (Nr. 2) oder es sich um Betriebe ge-
werblicher Art i.S.d. § 4 Abs. 3 KStG handelt (Nr. 3),
also solche, die der Versorgung der Bev�lkerung mit
Wasser, Gas, Elektrizit�t oder W�rme, dem �ffentli-
chen Verkehr oder dem Hafenbetrieb dienen. Die Kri-
terien des § 4 Abs. 6 KStG gelten sowohl bei der Zu-
sammenfassung verschiedener Betriebe gewerblicher
Art einer Kommune als auch bei der Zusammenfas-
sung verschiedener T�tigkeiten innerhalb einer kom-
munalen Eigengesellschaft. F�r Eigengesellschaften
ergibt sich diese M�glichkeit �ber die Anwendung
der Spartenrechnung gem�ß § 8 Abs. 9 Satz 1 Nr. 1
und 2 KStG. Sowohl beim Betrieb gewerblicher Art
als auch bei Kapitalgesellschaften im Sinne einer Ei-
gengesellschaft werden bei sog. Dauerverlustgesch�f-
ten die Rechtsfolgen einer verdeckten Gewinnaus-
sch�ttung (vgl. § 8 Abs. 3 Satz 2 KStG) unter
Beachtung der Voraussetzungen des § 8 Abs. 7 Satz 1
Nr. 1 und 2 KStG nicht gezogen. Die v.g. Regelungen
bilden die Grundlage f�r die rechtliche Gestaltung der
Verlustverrechnung im steuerlichen Querverbund.

2. Bisherige Rechtslage

Sofern mehrere Kommunen an einer Gesellschaft mit
Dauerverlusten beteiligt sind, stellt sich die grunds�tz-
liche Frage, wie die Verlusttragung durch die einzel-
nen kommunalen Gesellschafter konkret auszugestal-
ten ist. Nach dem sog. Querverbundschreiben des
BMF vom 12.11.20092) bestimmte sich die Verlust�ber-
nahme entsprechend der jeweiligen Beteiligungsquo-
te, w�hrend hiervon abweichende Vereinbarungen zur
Verlusttragung unzul�ssig sein sollten. Im Beispielsfall
h�tten damit A, B und C zu je einem Drittel die Verlus-
te �bernehmen m�ssen.

Bereits ein Jahr nach Erlass des sog. Querverbund-
schreibens hat die Finanzverwaltung eine Einschr�n-
kung dieser zuvor skizzierten Bestimmung vorgenom-
men, und zwar in Form einer Sonderregelung f�r den
�PNV-Bereich. Nach einer bundesweit abgestimmten

Verf�gung des Bayrischen Landesamtes f�r Steuern
vom 18.10.20103) sollen die Gesellschafter einer
�PNV-Gesellschaft die Verluste auch entsprechend
der in den jeweiligen Kreisen erbrachten Verkehrs-
dienstleistungen tragen d�rfen. So kann auf die gefah-
renen Jahreskilometer abgestellt werden, wenn z.B.
die Kreise A und B eine �PNV-GmbH gr�nden, an
der sie h�lftig beteiligt sind, die GmbH Verkehrs-
dienstleistungen in den beiden Kreisgebieten in unter-
schiedlichem Umfang erbringt und eine Vereinbarung
zwischen den beiden Gesellschaftern abgeschlossen
wird, wonach diese die Verluste entsprechend den in
den jeweiligen Kreisen erbrachten Verkehrsdienstleis-
tungen zu tragen haben. Sofern die Vereinbarung auf
nachpr�fbar vern�nftigen Gr�nden beruht, soll diese
dann ausnahmsweise anzuerkennen sein.

3. Neuere Rechtslage

Mit BMF-Schreiben vom 6.7.20214) wird die bisherige
Tz. 28 des „Querverbundschreibens“ aus dem Jahre
2009 durch Tz. 28 und Tz. 28a ersetzt:

Danach wird im Hinblick auf die Verlusttragung nicht
mehr ausschließlich auf die Beteiligungsquote abge-
stellt. Diese Neuregelung wiederholt zum einen den
bisher schon geltenden Grundsatz, wonach sicherge-
stellt sein muss, dass bei kommunalen Eigengesell-
schaften ausschließlich und nachweislich die kommu-
nalen Gesellschafter die gesamten Verluste tragen. Die
jeweilige Pflicht zur Verlust�bernahme kann sich da-
bei – wie bisher – nach Maßgabe der Beteiligungsquo-
te richten; neu ist jedoch, dass auch eine Bemessung
„nach anderen, nachpr�fbar vern�nftigen Auftei-
lungsmaßst�ben“ zul�ssig sein soll. Diese „neuen“
Grunds�tze sind auf alle offenen F�lle anzuwenden.
Insoweit w�rde bez�glich des in der Einleitung skiz-
zierten Beispielsfalls auch die Verlusttragung durch
A, B und C auf der Basis der im jeweiligen Gemeinde-
gebiet entstehenden B�derverluste anzuerkennen
sein.

*) Der Autor war bis zum 30.6.2021 als Finanzjustiziar im
Rechtsamt der Stadt Essen t�tig und ist seit dem 1.7.2021 pen-
sioniert.

1) In Anlehnung an den Beispielsfall im BMF-Schreiben v.
6.7.2021, IV C 2-S 2706/19/10007:001, BStBl I 2021, 914,
Tz. 28a.

2) BMF v. 12.11.2009, IV C 7-S 2706/08/10004, BStBl I 2009,
1303, Tz. 28.

3) LfSt Bayern v. 18.10.2010, S 2706.1.1-14/2 St 31.
4) BMF v. 6.7.2021, IV C 2-S 2706/19/10007:001, BStBl I 2021,

914.
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4. Eigene W�rdigung

Die fr�here, im „Querverbundschreiben“ aus dem
Jahre 2009 von der Finanzverwaltung vertretene Auf-
fassung, wonach f�r die Verlust�bernahme bei meh-
reren kommunalen Gesellschaftern ausschließlich auf
die jeweilige Beteiligungsquote abzustellen sei, ist
schon fr�h als wenig praxistauglich kritisiert worden,
vor allem wegen der sich daraus ergebenden Konse-
quenz, dass eine oder mehrere Gesellschafter-Ge-
meinden anteilig auch f�r Verluste, z.B. f�r B�der,
aufkommen m�ssen, die in einer anderen Kommune

liegen. Die Neuregelung zur Erweiterung der disquo-
talen Verlusttragung bei mehreren kommunalen
Gesellschaftern stellt sich daher als praxistauglich
dar. Das Kriterium, das es sich um einen „nachpr�f-
bar vern�nftigen“ Maßstab handeln muss, gew�hr-
leistet zudem, dass die Vereinbarung anderer Auftei-
lungsmaßst�be als denjenigen der Beteiligungsquote
nicht „ausufert“ und einer sachlichen und nachvoll-
ziehbaren Begr�ndung bedarf. Vor diesem Hinter-
grund ist die Neuregelung als begr�ßenswert zu w�r-
digen.

ZKF-Gemeinde als Steuerschuldner

Keine Verlustverrechnung zwischen zwei BgA
eines Eigenbetriebes, wenn eine Zuf�hrung zu
den R�cklagen durchgef�hrt wird

FG Mecklenburg-Vorpommern, Urteil vom 27.1.2021,
2 K 135/17.

Sachverhalt:

Zwischen den Beteiligten ist streitig, ob der Beklagte
f�r den Monat August ... gegen�ber der Kl�gerin
(Kl.in) Kapitalertragsteuer festsetzen durfte.

Die Kl.in ist eine Gemeinde, die u.a. einen Eigenbe-
trieb unterh�lt. Die T�tigkeit des Eigenbetriebes um-
fasst u.a. den Hafenbetrieb und den Kurbetrieb.

Das Finanzamt f�hrt und veranlagt den Kur- und den
Hafenbetrieb jeweils als gesonderte Betriebe gewerb-
licher Art (BgA). Entsprechend der Regelungen der Ei-
genbetriebsverordnung in der f�r das Streitjahr gelten-
den Fassung vom 25.2.2008 (EigVO M-V a.F.) wird die
Gewinnermittlung zun�chst f�r den gesamten Eigen-
betrieb (§ 20 EigVO M-V a.F.) und sodann auch f�r je-
den Bereich einzeln erstellt (§ 24 EigVO M-V a.F. Der
Eigenbetrieb, der BgA Hafen und der BgA Kurbetrieb
ermitteln ihre Gewinne jeweils durch Betriebsverm�-
gensvergleich nach § 4 Abs. 1 EStG. Die Ergebnisse
der BgA finden sich jeweils saldiert im Gewinn/Verlust
des Eigenbetriebes wieder.

Im Jahr 2013 erwirtschaftete der Hafenbetrieb einen Ge-
winn; der Kurbetrieb erzielte erstmals einen Verlust.

Das Finanzamt teilte der Kl.in mit dem Schreiben vom
11.9.2014 mit, dass es im Jahr 2013 zu einer Verlustver-
rechnung zwischen den beiden BgA gekommen sei. Es
sei darin eine Mittelverwendung zu Zwecken außer-
halb des BgA Hafen zu sehen, welche die nachgela-
gerte Besteuerung nach § 20 Abs. 1 Nr. 10 Buchst. b
EStG nach sich ziehe. Der erwirtschaftete �berschuss
des BgA Hafen werde zu betriebsfremden Zwecken –
dem Verlustausgleich des Betriebszweiges Kurbetrieb
– verwendet. Damit l�gen kapitalertragsteuerpflichtige
Leistungen i.H.v. ... h beim BgA Hafen vor. Das Finanz-
amt setzte mit Bescheid vom 20.10.2014 f�r den BgA
Hafen des Eigenbetriebes Kapitalertragsteuer und So-
lidarit�tszuschlag fest.

Die Kl.in legte dagegen form- und fristgerecht Ein-
spruch ein. Zur Begr�ndung trug sie vor, dass eine Ver-
lustverrechnung zwischen beiden BgA nicht vorliege.
BgA, die als Eigenbetriebe gef�hrt w�rden, w�rden im

Verh�ltnis zur Tr�gerk�rperschaft wie selbst�ndige
Kapitalgesellschaften behandelt werden. F�r den Ab-
fluss einer Aussch�ttung bed�rfe es formal eines Aus-
sch�ttungsbeschlusses der Gemeinde. Der BFH habe
mit seinem Urteil vom 16.11.20111) Eigenbetriebe
vom Anwendungsbereich der Aussch�ttungsfiktion
ausgenommen. F�r 2013 sei �ber den Jahresabschluss
noch nicht entschieden worden; es sei jedoch beab-
sichtigt, den Jahresfehlbetrag des Kurbetriebs mit
dem Gewinnvortrag des Kurbetriebs zu verrechnen.

W�hrend des Einspruchsverfahrens reichte die Kl.in den
Beschluss der Gemeindevertretung vom 1.12.2014 zum
Jahresabschluss 2013 des Eigenbetriebes ein. Darin
wurde u.a. beschlossen, den Verlust im Kurbetrieb
durch Verrechnung mit dem Gewinnvortrag des Kurbe-
triebes auszugleichen.

Der Beklagte wies den Einspruch mit der Einspruchs-
entscheidung vom 3.3.2017 als unbegr�ndet zur�ck.
F�r F�lle, in denen der BgA nur ein Teil eines Eigen-
betriebes sei, w�rden hinsichtlich der R�cklagenbil-
dung bei diesem BgA die f�r die Regiebetriebe an-
wendbaren Grunds�tze gelten. Den Tatbestand des
§ 20 Abs. 1 Nr. 10 Buchst. b EStG erf�lle in einem sol-
chen Fall bspw. auch der Ausgleich von Gewinnen des
BgA mit hoheitlichen Verlusten des Betriebes.

Die Kl.in hat am 4.4.2017 Klage erhoben.

Aus den Gr�nden:

Die zul�ssige Klage ist begr�ndet. Der angefochtene
Bescheid vom 20.10.2014 in Gestalt der Einspruchsent-
scheidung vom 3.3.2017 ist rechtswidrig und verletzt
die Kl.in in ihren Rechten (§ 100 Abs. 1 Satz 1 FGO).

Der Beklagte hat die Kapitalertragsteuer gem�ß § 43
Abs. 1 Satz 1 Nr. 7c EStG i.V.m. § 20 Abs. 1 Nr. 10
Buchst. b EStG zu Unrecht festgesetzt, weil der BgA
Hafen den Gewinn i.H.v. ... h nicht f�r Zwecke außer-
halb des BgA verwendet, sondern den R�cklagen zu-
gef�hrt hat.

a) Gem�ß § 20 Abs. 1 Nr. 10 Buchst. b Satz 1 EStG ge-
h�rt zu den Eink�nften aus Kapitalverm�gen u.a. der
nicht den R�cklagen zugef�hrte Gewinn eines Be-
triebs gewerblicher Art i.S.d. § 4 KStG ohne eigene
Rechtspers�nlichkeit. Weitere Voraussetzungen sind,
dass der BgA nicht von der K�rperschaftsteuer befreit
ist und seinen Gewinn durch Betriebsverm�gensver-

1) BFH v. 16.11.2011, I R 108/09, BStBl II 2013, 328.
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gleich ermittelt oder mehr als 350 000 h Umsatz im Ka-
lenderjahr oder mehr als 30 000 h Gewinn im Wirt-
schaftsjahr hat. Gem�ß § 20 Abs. 1 Nr. 10 Buchst. b
Satz 2 EStG f�hrt die sp�tere Aufl�sung der R�cklagen
zu Zwecken außerhalb des Betriebs gewerblicher Art
ebenfalls zu einem Gewinn i.S. des Satzes 1.

§ 20 Abs. 1 Nr. 10 Buchst. b EStG enth�lt eine Aus-
sch�ttungsfiktion, denn aufgrund der fehlenden recht-
lichen Selbst�ndigkeit des BgA kann eine tats�chliche
Gewinnaussch�ttung an die Tr�gerk�rperschaft nicht
erfolgen.2)

Von Kapitalertr�gen i.S.d. § 20 Abs. 1 Nr. 10 Buchst. b
EStG wird die Einkommensteuer durch Abzug vom Ka-
pitalertrag erhoben (§ 43 Abs. 1 Satz 1 Nr. 7 Buchst. c
EStG). Als Gl�ubiger der Kapitalertr�ge und damit als
Schuldner der Kapitalertragsteuer (§ 44 Abs. 1 Satz 1
EStG) gilt in diesen F�llen gem�ß § 44 Abs. 6 Satz 1
EStG die jPd�R; der BgA gilt als Schuldner der Kapital-
ertr�ge. Die Kapitalertragsteuer entsteht im Zeitpunkt
der Bilanzerstellung; sie entsteht sp�testens acht Mona-
te nach Ablauf des Wirtschaftsjahrs.3)

b) Unter Ber�cksichtigung dieser Grunds�tze f�llt auf
den Gewinn i.H.v. ... h des BgA Hafen keine Kapitaler-
tragsteuer an.

Im Streitfall sind zwar die Tatbestandsmerkmale des
§ 20 Abs. 1 Nr. 10 Buchst. b EStG grunds�tzlich erf�llt
(aa). Der BgA Hafen hat den Gewinn i.H.v. ... h jedoch
nicht f�r Zwecke außerhalb des BgA verwendet, son-
dern rechtlich zul�ssig seinen R�cklagen zugef�hrt (bb).

aa) (1) Die Kl.in ist als jPd�R gem�ß § 1 Abs. 1 Nr. 6
KStG i.V.m. § 4 KStG mit dem Einkommen aus ihren
Betrieben gewerblicher Art – zu denen der BgA Hafen
und der BgA Kurbetrieb geh�ren – k�rperschaftsteuer-
pflichtig.

(2) Der BgA Hafen ist als sog. Regiebetrieb einzustu-
fen.

Die Besteuerung der Gewinne eines nicht von der K�r-
perschaftsteuer befreiten BgA ohne eigene Rechtsper-
s�nlichkeit h�ngt davon ab, ob es sich bei diesem Be-
trieb haushaltsrechtlich um einen Eigenbetrieb oder
einen Regiebetrieb handelt.

Unter einem Eigenbetrieb ist ein finanzwirtschaftliches
Sonderverm�gen im haushaltsrechtlichen Sinne zu
verstehen, das organisatorisch verselbst�ndigt, gleich-
wohl aber rechtlich unselbst�ndiger Teil der K�rper-
schaft des �ffentlichen Rechts ist (vgl. § 1 Abs. 2 EigVO
M-V a.F.). Regiebetriebe sind rechtlich unselbst�ndige
Einheiten der Tr�gerk�rperschaft, die finanzwirt-
schaftlich nicht Sonderverm�gen der Tr�gerk�rper-
schaft (z.B. Gemeinde) darstellen.4)

Der BgA Hafen ist lediglich Teil des Eigenbetriebes „...
Hafen- und Kurbetrieb“ und damit kein finanzwirt-
schaftliches Sonderverm�gen der Kl.in. Als Regiebetrieb
besitzt er keine eigene Rechtspers�nlichkeit, ist außer-
dem nicht von der K�rperschaftsteuer befreit und ermit-
telt seinen Gewinn durch Betriebsverm�gensvergleich.

bb) Entgegen der Auffassung des Beklagten hat der
BgA Hafen den hier streitigen Gewinnanteil i.H.v. ... h

seinen R�cklagen zugef�hrt, so dass insoweit keine
steuerpflichtigen Eink�nfte aus Kapitalverm�gen i.S.d.
§ 20 Abs. 1 Nr. 10 Buchst. b EStG entstanden sind.

(1) Die Bildung einer R�cklage i.S.d. § 20 Abs. 1 Nr. 10
Buchst. b Satz 1 EStG ist auch im Fall des Regiebe-

triebs einer kommunalen Gebietsk�rperschaft zul�s-
sig. Mangels gesetzlicher Beschr�nkungen reicht f�r
deren steuerliche Anerkennung jedes „Stehenlassen“
der handelsrechtlichen Gewinne als Eigenkapital aus,
sofern anhand objektiver Umst�nde nachvollzogen
und �berpr�ft werden kann, dass dem Regiebetrieb
die entsprechenden Mittel weiterhin als Eigenkapital
zur Verf�gung stehen sollen. Angesichts der auf Fik-
tionen basierenden Besteuerungsmerkmale sind hier-
an aber keine strengen Anforderungen zu stellen. So
reicht es im Fall einer kommunalen Gebietsk�rper-
schaft grunds�tzlich aus, dass die Bildung der R�ckla-
gen auf Beschl�ssen der zust�ndigen Gremien der Tr�-
gerk�rperschaft beruht, auch wenn diese Beschl�sse
haushaltsrechtlich nicht bindend sind und sich nicht
in einer kameralistischen Buchf�hrung der Tr�gerk�r-
perschaft niederschlagen k�nnen.5)

(2) Daran gemessen lagen die Voraussetzungen f�r die
Bildung einer R�cklage in entsprechender H�he vor.
Die BgA Hafen und Kurbetrieb haben den f�r das Jahr
2013 erzielten Gewinn bzw. Verlust jeweils durch Be-
triebsverm�gensvergleich ermittelt. Auf der Grundla-
ge des Beschlusses der Gemeindevertretung zum Jah-
resabschluss 2013 des Eigenbetriebes sollte aus dem
auf den BgA Hafen entfallenden Gewinn ein bestimm-
ter Anteil an die Gemeinde ausgesch�ttet werden.
Hinsichtlich des auf den BgA Kurbetrieb entfallenden
Verlustes wurde ausdr�cklich festgelegt, dass dieser
nur durch Verrechnung mit dem Gewinnvortrag des
Kurbetriebes – und nicht durch Verrechnung mit dem
Gewinn des BgA Hafen – ausgeglichen werden sollte.
Im Streitfall ist der f�r den BgA Hafen ermittelte und
nicht an die Gemeinde ausgesch�ttete Jahres�ber-
schuss in der Bilanz ausdr�cklich in eine (Ge-
winn-)R�cklage eingestellt und damit tats�chlich in
der Bilanz des BgA Hafen ausgewiesen worden. Damit
kann anhand objektiver Umst�nde nachvollzogen und
�berpr�ft werden, dass dem BgA Hafen der nicht an
die Gemeinde ausgesch�ttete Gewinn weiterhin als
Eigenkapital f�r dessen satzungsm�ßige Zwecke zur
Verf�gung stehen sollte. Dies reicht f�r die Zuf�hrung
zu den R�cklagen i.S.d. § 20 Abs. 1 Nr. 10 Buchst. b
Satz 1 EStG aus. ...

Der Beklagte kann sich zur Begr�ndung seiner Auffas-
sung auch nicht auf das BMF-Schreiben vom
28.1.20196) berufen. Nach Tz. 40 gilt danach ein Ge-
winn f�r Zwecke außerhalb des BgA als verwendet,
wenn er einem anderen BgA der gleichen Tr�gerschaft
oder einer Eigengesellschaft zugef�hrt wird. Eine sol-
che Zuf�hrung zum BgA Kurbetrieb oder zum Eigen-
betrieb „... Hafen- und Kurbetrieb“ hat im Streitfall
indes ausweislich des Beschlusses der Gemeindever-
tretung nicht stattgefunden.

Auch aus Tz. 35 des BMF-Schreibens vom 28.1.20197)

l�sst sich nicht ableiten, dass der BgA Hafen den hier
streitigen Gewinnanteil f�r Zwecke außerhalb seines
Betriebes verwendet haben k�nnte. Das BMF hat in
Tz. 35 seines Schreibens ausdr�cklich auf die Urteile

2) BFH v. 16.11.2011, I R 108/09, BStBl II 2013, 328.
3) BFH v. 30.1.2018, VIII R 42/15, BStBl II 2019, 96; VIII R 15/16,

BStBl II 2019, 101; VIII R 75/13, BStBl II 2019, 91.
4) BFH v. 11.9.2013, I R 77/11, BStBl II 2015, 161.
5) BFH v. 30.1.2018, VIII R 42/15, BStBl II 2019, 96; VIII R 15/16,

BStBl II 2019, 101.
6) BMF v. 28.1.2019, IV C 2-S 2706-a/15/10001, BStBl I 2019, 97.
7) BMF v. 28.1.2019, IV C 2-S 2706-a/15/10001, BStBl I 2019, 97.
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des BFH vom 30.1.20188) Bezug genommen, nach denen
anhand objektiver Umst�nde nachvollzogen und �ber-
pr�ft werden muss, dass der handelsrechtliche Gewinn
durch Stehenlassen dem Regiebetrieb als Eigenkapital
zur Verf�gung stehen soll. Diese Voraussetzungen lie-
gen – wie oben dargestellt – im Streitfall vor. Soweit
das BMF dar�ber hinaus als objektiven Umstand insbe-
sondere einen f�rmlichen Beschluss der zust�ndigen
Gremien der Tr�gerschaft fordert, welcher sp�testens
acht Monate nach Ablauf des Wirtschaftsjahres des
BgA gefasst sein muss, findet sich diese zeitliche Ein-
schr�nkung in der Rechtsprechung des BFH9) nicht. ...

4. Die Revision war zur Fortbildung des Rechts zuzu-
lassen (§ 115 Abs. 2 Nr. 2 FGO).

Verpachtungen durch die �ffentliche Hand

BMF, Schreiben vom 15.12.2021, IV C 2-S 2706/19/
10008:001.

Der BFH hat mit Urteil vom 10.12.2019, I R 58/17,
BStBl II 2021, 945, zum Fall eines Verpachtungs-BgA
(§ 4 Abs. 4 KStG) entschieden, dass es zur Frage der
Entgeltlichkeit allein auf das Tragen der wirtschaftli-
chen Last der Pachtzinsen durch den P�chter an-
kommt. Diese liege nicht vor, wenn der Pachtzins und
ein dem P�chter gew�hrter Betriebskostenzuschuss in
mindestens gleicher H�he bei wirtschaftlicher Betrach-
tung in Abh�ngigkeit zueinander stehen. Auf eine
rechtliche und tats�chliche Verkn�pfung zwischen
Pachtzins und Zuschuss kommt es nach Auffassung
des BFH nicht an. Im Rahmen eines Obiter Dictums
ist der BFH unter Hinweis auf seine Entscheidung
vom 9.11.20161) zudem zu der Auffassung gelangt,
dass auch das defizit�re Verpachtungsgesch�ft eines
Verpachtungs-BgA nicht die Voraussetzungen eines
Dauerverlustgesch�fts i.S.v. § 8 Abs. 7 Satz 1 Nr. 1
i.V.m. Abs. 7 Satz 2 KStG erf�llen kann.

Unter Bezugnahme auf das Ergebnis der Er�rterungen
mit den obersten Finanzbeh�rden der L�nder wird das
BMF-Schreiben vom 12.11.20092) wie folgt ge�ndert:

Nach Rdnr. 15 wird folgende Rdnr. 15a eingef�gt:

„(15a) Es liegt keine entgeltliche Verpachtung und da-
mit kein Verpachtungs-BgA vor, wenn bei wirtschaftli-
cher Betrachtung nicht der P�chter, sondern der Ver-
p�chter die wirtschaftliche Last des vereinbarten
Pachtzinses zu tragen hat. Das ist z.B. der Fall, wenn
der P�chter einen Zuschuss mindestens in H�he der
Pacht erh�lt.“

Rdnr. 17 wird wie folgt gefasst:

„(17) Werden dagegen nicht alle wesentlichen Be-
triebsgrundlagen an den P�chter �berlassen, liegt kein
Verpachtungs-BgA, sondern grunds�tzlich eine Ver-
m�gensverwaltung vor. Erf�llt eine derartige Verpach-
tung aber die pers�nlichen und sachlichen Vorausset-
zungen f�r eine Betriebsaufspaltung (vgl. H 15.7
Abs. 4 EStH „Allgemeines“), stellt sie eine gewerbli-
che T�tigkeit dar, die zu einem BgA i.S.d. § 4 Abs. 1
KStG f�hrt. Dies gilt auch dann, wenn auf Seiten des

Verp�chters lediglich eine Einnahmeerzielungsabsicht
vorliegt; eine Gewinnerzielungsabsicht ist insoweit
nicht erforderlich (§ 4 Abs. 1 KStG). Zur Frage des Vor-
liegens einer Entgeltlichkeit gelten die Grunds�tze der
Rdnr. 15a. Hierbei sind in einer Gesamtbetrachtung
neben der Pacht auch erwartbare Dividenden und
Wertzuw�chse zu ber�cksichtigen.“

Rdnr. 22 wird wie folgt gefasst:

„(22) Die Sonderregelung des § 8 Abs. 7 Satz 1 Num-
mer 1 KStG erfasst den einzelnen BgA i.S.d. § 4 KStG,
der ein Dauerverlustgesch�ft unterh�lt. Dies gilt auch,
wenn er Organtr�ger ist und das Dauerverlustgesch�ft
von der Organgesellschaft unterhalten wird (§ 15
Satz 1 Nummer 4 Satz 2 KStG). Handelt es sich um ei-
nen BgA, der in Folge einer Zusammenfassung i.S.d.
§ 4 Abs. 6 KStG entstanden ist, muss dieser BgA ein
Dauerverlustgesch�ft unterhalten.“

Rdnr. 47 wird wie folgt gefasst:

„(47) Die Beg�nstigung setzt voraus, dass der BgA
oder die Kapitalgesellschaft die Gesch�fte selbst t�ti-
gen. �berl�sst der BgA oder die Kapitalgesellschaft
nur Wirtschaftsg�ter an Dritte, damit diese vergleich-
bare Gesch�fte t�tigen k�nnen, liegt grunds�tzlich bei
dem BgA oder der Kapitalgesellschaft kein beg�nstig-
tes Gesch�ft vor (z.B. die �berlassung einer Multifunk-
tionshalle an verschiedene Veranstalter).

F�hrt die �berlassung durch die jP�R zur Fiktion des
(dauerdefizit�ren) Verpachtungs-BgA (§ 4 Abs. 4
KStG) und �bt in diesen F�llen nur der P�chter die in
§ 8 Abs. 7 Satz 2 KStG aufgef�hrten T�tigkeiten aus,
ist § 8 Abs. 7 KStG auf den Verpachtungs-BgA nicht
anzuwenden, da dieser das Gesch�ft nicht selbst t�tigt.
Erfolgt die �berlassung durch die jP�R hingegen im
Rahmen einer Betriebsaufspaltung, die bei der �ber-
lassenden jP�R zu einem Besitz-BgA i.S.d. § 4 Abs. 1
KStG f�hrt und werden in diesen F�llen die in § 8
Abs. 7 Satz 2 KStG aufgef�hrten T�tigkeiten aus-
schließlich von der Betriebsgesellschaft ausge�bt, ist
§ 8 Abs. 7 KStG auf den Besitz-BgA anzuwenden.“

Rdnr. 48 wird wie folgt gefasst:

„(48) Beispiel 1:

Stadt B ist zu 100 % an der �PNV-GmbH beteiligt, die
ihrerseits den (dauerdefizit�ren) �PNV im Stadtgebiet
B unterh�lt. B �berl�sst die in ihrem Eigentum befind-
lichen Gleisanlagen entgeltlich an die �PNV-GmbH
und erhebt aus verkehrspolitischen Gr�nden keine
kostendeckende Pacht.

Die �berlassung erf�llt die Voraussetzungen einer Be-
triebsaufspaltung und f�hrt zu einem dauerdefizit�ren
Besitz-BgA. Dieser umfasst die �berlassenen Gleisan-
lagen sowie die Beteiligung an der �PNV-GmbH. Auf
den dauerdefizit�ren Besitz-BgA ist § 8 Abs. 7 KStG
anzuwenden.“

Die vorstehenden Grunds�tze sind auf alle offenen
F�lle anzuwenden. Es wird jedoch nicht beanstandet,
wenn die bisher geltenden Grunds�tze bis zum
31.12.2022 angewandt werden.

Dieses Schreiben wird im Bundessteuerblatt Teil I ver-
�ffentlicht.

8) BFH v. 30.1.2018, VIII R 42/15, BStBl II 2019, 96; VIII R 15/16,
BStBl II 2019, 101; VIII R 75/13, BStBl II 2019, 91.

9) BFH v. 30.1.2018, VIII R 42/15, BStBl II 2019, 96, Rz. 36.

1) BFH v. 9.11.2016, I R 56/15, BStBl II 2017, 498.
2) BMF v. 12.11.2009, IV C 7-S 2706/08/10004, BStBl I 2009,

1303.
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ZKF-Finanzstatistik

Kommunen schließen das 1. Halbjahr 2021 mit
Finanzierungsdefizit von 5,7 Mrd. l ab

Statistisches Bundesamt, Mitteilung vom 4.10.2021.

Die Gemeinden und Gemeindeverb�nde (ohne Stadt-
staaten) wiesen im 1. Halbjahr 2021 ein Finanzierungs-
defizit von 5,7 Mrd. Euro auf. Im 1. Halbjahr 2020 hatte
das Defizit knapp 9,6 Mrd. h betragen, im 1. Halbjahr
2019, also vor Beginn der Corona-Pandemie, 0,3 Mrd. h.
Die besonderen Zuweisungen des kommunalen Soli-
darpakts 2020, die der Bund und die L�nder zum Aus-
gleich der Einnahmenausf�lle in der Corona-Krise an
die Kommunen gezahlt haben, wurden in der zweiten
H�lfte des Jahres 2020 ausgezahlt und beeinflussen
daher die aktuellen Ergebnisse nicht.

Das Ergebnis setzt sich aus kommunalen Kern- und Ex-
trahaushalten zusammen: Das Defizit der Kernhaushalte
belief sich im 1. Halbjahr 2021 auf 6,7 Mrd. h im Ver-
gleich zu 9,5 Mrd. im 1. Halbjahr 2020 und 0,9 Mrd. h

im 1. Halbjahr 2019. Die Extrahaushalte hatten im Be-
richtszeitraum einen Finanzierungs�berschuss in H�he
von rund 1,0 Mrd. Euro im Vergleich zu einem nahezu
ausgeglichenen Haushalt im Vorjahreszeitraum.

Langsame Erholung der Gewerbesteuereinnahmen

Im 1. Halbjahr 2021 stiegen die gesamten Bereinigten
Einnahmen der Kommunen im Vergleich zum 1. Halb-
jahr 2020 um 6,4 % beziehungsweise 8,2 Mrd. h auf
135,7 Mrd. h. Die Steuereinnahmen waren um 12,0 %
h�her und beliefen sich auf 44,3 Mrd. h (+4,7 Mrd. h).
Dabei war zwar bei den Gewerbesteuereinnahmen
(netto) ein Zuwachs um 23,4 % auf 23,6 Mrd. h (nach
19,1 Mrd. h im 1. Halbjahr 2020) feststellbar, jedoch
konnte der Betrag von 24,3 Mrd. h des 1. Halbjahrs
2019 nicht erreicht werden.

Die Schl�sselzuweisungen in H�he von 23,3 Mrd. h

waren im 1. Halbjahr 2021 um 6,3 % niedriger als im
Vorjahreszeitraum, weil im 2. Halbjahr 2020 Zahlun-
gen vorgezogen wurden, um die Kommunalfinanzen
zu stabilisieren. Die Einnahmen aus Verwaltungs-
und Benutzungsgeb�hren nahmen um 3,9 % zu und
beliefen sich auf 15,5 Mrd. h.

Eingliederungshilfe f�r
Menschen mit Behinde-
rungen neu geordnet

Die Bereinigten Ausga-
ben der Gemeinden und
Gemeindeverb�nde stie-
gen im 1. Halbjahr 2021
im Vergleich zum 1. Halb-
jahr 2020 um 3,1 % bezie-
hungsweise 4,3 Mrd. h

auf 141,4 Mrd. h. Dabei
sind die Ausgaben f�r So-
zialleistungen in H�he
von 32,1 Mrd. h im Ver-
gleich zum 1. Halbjahr
2020 um 5,9 % gestiegen.
Ausschlaggebend ist die
Neuordnung der Einglie-

derungshilfe f�r Menschen mit Behinderungen im
Sozialgesetzbuch IX (SGB IX) ab dem Jahr 2020.
Hierf�r wurden 8,4 Mrd. h ausgegeben, nach
6,7 Mrd. h im 1. Halbjahr 2020. Bis 2020 waren �hn-
liche Eingliederungsleistungen f�r Menschen mit Be-
hinderungen in der Sozialhilfe (SGB XII) geregelt. Im
1. Halbjahr 2021 haben die Leistungen der Sozialhil-
fe (SGB XII) 8,4 Mrd. h betragen, das waren
0,4 Mrd. h weniger als im Vorjahreszeitraum. Zusam-
mengefasst waren die Leistungen nach SGB IX und
SGB XII mit 16,8 Mrd. h im 1. Halbjahr 2021 um
1,4 Mrd. h h�her als im Vorjahreszeitraum. Im
1. Halbjahr 2019 wurden f�r die Leistungen nach
SGB XII 15,6 Mrd. h ausgegeben, also 0,2 Mrd. h

mehr als f�r die Leistungen nach SGB IX und SGB
XII zusammen im 1. Halbjahr 2020. Dies k�nnte auf
eine Untererfassung als Folge der Systemumstellung
im 1. Halbjahr 2020 hindeuten.

H�here Beteiligung des Bundes an den kommunalen
Leistungen nach SGB II

Bei den Leistungen nach SGB II ist ein Anstieg der
Leistungen f�r Unterkunft und Heizung um 4,2 %
auf rund 6,0 Mrd. h festzustellen. Als dauerhafte Maß-
nahme zur Entlastung der kommunalen Haushalte
wurde anl�sslich der Corona-Pandemie der gesetzli-
che Anteil des Bundes an dieser Leistungsart auf ma-
ximal 74 % erh�ht (§ 46 Abs. 5 SGB II). Deswegen wa-
ren die Einnahmen aus Erstattungen von Ausgaben
f�r Unterkunft und Heizung im 1. Halbjahr 2021 um
71,4 % h�her als im 1. Halbjahr 2020 und erreichten
4,2 Mrd. h.

W�hrend die Personalausgaben der Kommunen um
4,2 % auf 36,7 Mrd. h und der laufende Sachaufwand
um 4,5 % auf 32,7 Mrd. st�rker als die bereinigten Aus-
gaben gestiegen sind, waren die Sachinvestitionen im
1. Halbjahr 2021 um 2,5 % r�ckl�ufig. Investiert wur-
den 15,9 Mrd. h, darunter 11,5 Mrd. h f�r Baumaß-
nahmen. Der Anstieg der Ausgaben wurde zudem
durch gesunkene Zinsausgaben ged�mpft (-7,3 % auf
1,1 Mrd. h).

Kommunale Finanzierungssalden – Kern- und Extrahaushalte in Mio. h

Quelle: Statistisches Bundesamt (Destatis), 2021.
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Steuerliche Maßnahmen zur Ber�cksichtigung
der Auswirkungen des Coronavirus

BMF, Schreiben vom 7.12.2021, IV A 3-S 0336/20/
10001:045.

In weiten Teilen des Bundesgebietes entstehen durch
das Coronavirus weiterhin betr�chtliche wirtschaftli-
che Sch�den. Es ist daher angezeigt, den Gesch�dig-
ten erneut durch eine angemessene Verl�ngerung der
steuerlichen Maßnahmen zur Vermeidung unbilliger
H�rten entgegenzukommen.

Im Einvernehmen mit den obersten Finanzbeh�rden
der L�nder gilt daher im Hinblick auf Steuern, die
von den Landesfinanzbeh�rden im Auftrag des Bundes
verwaltet werden, erg�nzend zum BMF-Schreiben
vom 19.3.20201) Folgendes:

1. Stundung im vereinfachten Verfahren

1.1 Die nachweislich unmittelbar und nicht unerheb-
lich negativ wirtschaftlich betroffenen Steuerpflichti-
gen k�nnen bis zum 31.1.2022 unter Darlegung ihrer
Verh�ltnisse Antr�ge auf Stundung der bis zum
31.1.2022 f�lligen Steuern stellen. Die Stundungen
sind l�ngstens bis zum 31.3.2022 zu gew�hren. § 222
Satz 3 und 4 AO bleibt unber�hrt.

1.2 In den F�llen der Ziffer 1.1 k�nnen �ber den
31.3.2022 hinaus Anschlussstundungen f�r die bis zum
31.1.2022 f�lligen Steuern im Zusammenhang mit einer
angemessenen, l�ngstens bis zum 30.6.2022 dauernden
Ratenzahlungsvereinbarung gew�hrt werden.

1.3 Bei der Nachpr�fung der Voraussetzungen f�r (An-
schluss-)Stundungen nach den Ziffern 1.1 und 1.2 sind
keine strengen Anforderungen zu stellen. Die Antr�ge
sind nicht deshalb abzulehnen, weil die Steuerpflichti-
gen die entstandenen Sch�den wertm�ßig nicht im
Einzelnen nachweisen k�nnen.

1.4 Auf die Erhebung von Stundungszinsen kann in
den vorgenannten F�llen verzichtet werden.

2. Absehen von Vollstreckungsmaßnahmen
(Vollstreckungsaufschub) im vereinfachten
Verfahren

2.1 Wird dem Finanzamt bis zum 31.1.2022 aufgrund
einer Mitteilung des Vollstreckungsschuldners be-
kannt, dass der Vollstreckungsschuldner nachweislich
unmittelbar und nicht unerheblich negativ wirtschaft-
lich betroffen ist, soll bis zum 31.3.2022 von Vollstre-
ckungsmaßnahmen bei bis zum 31.1.2022 f�llig gewor-
denen Steuern abgesehen werden.

In diesen F�llen sind die im Zeitraum vom 1.1.2021 bis
zum 31.3.2022 entstandenen S�umniszuschl�ge grund-
s�tzlich zu erlassen.

2.2 Bei Vereinbarung einer angemessenen Ratenzah-
lung ist in den F�llen der Ziffer 2.1 eine Verl�ngerung
des Vollstreckungsaufschubs f�r die bis zum 31.1.2022
f�lligen Steuern l�ngstens bis zum 30.6.2022 ein-
schließlich des Erlasses der bis dahin insoweit entstan-
denen S�umniszuschl�ge m�glich.

2.3 Die Finanz�mter k�nnen den Erlass der S�umnis-
zuschl�ge durch Allgemeinverf�gung (§ 118 Satz 2
AO) regeln.

3. Anpassung von Vorauszahlungen im verein-
fachten Verfahren

Die nachweislich unmittelbar und nicht unerheblich
negativ wirtschaftlich betroffenen Steuerpflichtigen
k�nnen bis zum 30.6.2022 unter Darlegung ihrer Ver-
h�ltnisse Antr�ge auf Anpassung der Vorauszahlun-
gen auf die Einkommen- und K�rperschaftsteuer 2021
und 2022 stellen. Bei der Nachpr�fung der Vorausset-
zungen sind keine strengen Anforderungen zu stellen.
Diese Antr�ge sind nicht deshalb abzulehnen, weil die
Steuerpflichtigen die entstandenen Sch�den wertm�-
ßig nicht im Einzelnen nachweisen k�nnen.

4. Stundung, Vollstreckungsaufschub und An-
passung von Vorauszahlungen in anderen
F�llen

F�r Antr�ge auf (Anschluss-)Stundung oder Vollstre-
ckungsaufschub außerhalb der Ziffern 1.1 und 1.2 bzw.
2.1. und 2.2 sowie auf Anpassung von Vorauszahlungen
außerhalb der Ziffer 3 gelten die allgemeinen Grunds�t-
ze und Nachweispflichten. Dies gilt auch f�r Ratenzah-
lungsvereinbarungen �ber den 30.6.2022 hinaus.

Dieses Schreiben erg�nzt das BMF-Schreiben vom
19.3.20202) und tritt an die Stelle des BMF-Schreibens
vom 18.3.20213). [...]

Gleich lautende Erlasse der obersten Finanzbe-
h�rden der L�nder zu gewerbesteuerlichen
Maßnahmen zur Ber�cksichtigung der andau-
ernden Auswirkungen des Coronavirus

FM Nordrhein-Westfalen, Erlass vom 9.12.2021,
G 1460-7-V B 3.1)

Nach dem Ergebnis einer Er�rterung der obersten Fi-
nanzbeh�rden der L�nder gilt zur Ber�cksichtigung
der andauernden Auswirkungen des Coronavirus bei
der Festsetzung des Gewerbesteuermessbetrages
f�r Zwecke der Vorauszahlungen (§ 19 Abs. 3 Satz 3
GewStG), Folgendes:

Nach § 19 Abs. 3 Satz 3 GewStG kann auch das Finanz-
amt bei Kenntnis ver�nderter Verh�ltnisse hinsichtlich
des Gewerbeertrags f�r den laufenden Erhebungszeit-
raum die Anpassung der Gewerbesteuer-Vorauszahlun-
gen veranlassen. Das gilt insbesondere f�r die F�lle, in
denen das Finanzamt Einkommensteuer- und K�rper-
schaftsteuervorauszahlungen anpasst (R 19.2 Abs. 1

1) BMF v. 19.3.2020, IV A 3-S 0336/19/10007:002, BStBl I 2020,
262.

2) BMF v. 19.3.2020, IV A 3-S 0336/19/10007:002, BStBl I 2020,
262.

3) BMF v. 18.3.2021, IV A 3-S 0336/20/10001:037, BStBl I 2021,
337.

1) Ersetzt die gleich lautenden Erlasse der obersten Finanzbe-
h�rden der L�nder v. 19.3.2020, BStBl I 2020, 281 und v.
25.1.2021, BStBl I 2021, 151.
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Satz 5 GewStR). Vor diesem Hintergrund k�nnen nach-
weislich unmittelbar und nicht unerheblich negativ wirt-
schaftlich betroffene Steuerpflichtige bis zum 30.6.2022
unter Darlegung ihrer Verh�ltnisse Antr�ge auf Herab-
setzung des Gewerbesteuermessbetrages f�r Zwecke
der Gewerbesteuer-Vorauszahlungen 2021 und 2022
stellen. Bei der Nachpr�fung der Voraussetzungen sind
keine strengen Anforderungen zu stellen. Diese Antr�ge
sind nicht deshalb abzulehnen, weil die Steuerpflichti-
gen die entstandenen Sch�den wertm�ßig nicht im Ein-
zelnen nachweisen k�nnen. Nimmt das Finanzamt eine
Festsetzung des Gewerbesteuermessbetrages f�r Zwe-
cke der Vorauszahlungen vor, ist die betreffende Ge-
meinde hieran bei der Festsetzung ihrer Gewerbesteu-
er-Vorauszahlungen gebunden (§ 19 Abs. 3 Satz 4
GewStG).

F�r etwaige Stundungs- und Erlassantr�ge gilt auch
im Hinblick auf einen m�glichen Zusammenhang mit
Auswirkungen des Coronavirus, dass diese an die Ge-
meinden und nur dann an das zust�ndige Finanzamt
zu richten sind, wenn die Festsetzung und Erhebung
der Gewerbesteuer nicht den Gemeinden �bertragen
worden ist (§ 1 GewStG und R 1.6 Abs. 1 GewStR).

Diese Erlasse ergehen im Einvernehmen mit dem Bun-
desministerium der Finanzen.

Interkommunale Darlehen und Einlagenschutz
f�r kommunale Gebietsk�rperschaften

Deutscher St�dtetag, Information vom 4.10.2021,
20.38.20 D.

[Durch die] Bundesanstalt f�r Finanzdienstleistungs-
aufsicht (BaFin) [war] grunds�tzlich zu kl�ren, unter
welchen Voraussetzungen interkommunale Darlehen
rechtlich zul�ssig sind und damit als Alternative f�r
kommunale Einlagen in Frage kommen.

Nunmehr hat die BaFin auf diese Frage wie folgt rea-
giert:

„Wegen des Umstands, dass die Kommunen zeitweise
kurzfristige �berschussliquidit�ten anlegen m�ssen,
fragen Sie, unter welchen Voraussetzungen interkom-
munale Darlehen ohne Erlaubnis nach § 32 Abs. 1
Satz 1 des Gesetzes �ber das Kreditwesen (Kredit-
wesengesetz – KWG) zul�ssig seien, und ob es in mei-
nem Haus hierzu ein Merkblatt oder Pr�fschema gebe.

Die Gew�hrung von Gelddarlehen erf�llt auf der Ge-
berseite grunds�tzlich den Tatbestand des Kreditge-
sch�fts (§ 1 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 KWG), die Annahme
der Gelder auf der Nehmerseite den Tatbestand des
Einlagengesch�fts (§ 1 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 KWG). Beide
stehen gegebenenfalls als Bankgesch�ft unter Erlaub-
nisvorbehalt nach § 32 Abs. 1 KWG, wenn sie ge-
werbsm�ßig oder in einem Umfang betrieben werden
sollen, der einen in kaufm�nnischer Weise eingerich-
teten Gesch�ftsbetrieb erfordert. F�r Interkommunal-
kredite gelten dabei die gleichen Regeln wie zwischen
Privatrechtssubjekten. Auch die Gemeinden sind bei
einer funktionalen Betrachtung funktional Unterneh-
men und k�nnen damit auch Kreditinstitute im Sinne
der §§ 32 Abs. 1, 1 Abs. 1 KWG sein.

Anders liegt es, wenn sich Gemeinden in Erf�llung �f-
fentlicher Aufgaben, etwa im Rahmen gemeinsamer
�ffentlicher Projekte, also gerade nicht auf privatrecht-

licher Grundlage, untereinander Gelder leihen. �f-
fentliche Aufgaben umfassen die Aufgaben des eige-
nen oder des �bertragenen Wirkungskreises, die den
Gemeinden durch die Gemeindeverfassungen der
L�nder �ffentlich-rechtlich zugewiesen sind, vgl. zum
Beispiel Art. 7 und 8 der Gemeindeordnung f�r den
Freistaat Bayern (Gemeindeordnung – GO). Die Erf�l-
lung �ffentlicher Aufgaben und das Betreiben von
Bankgesch�ften schließen sich aus. Was zur Erf�llung
�ffentlicher Aufgaben dient, ist gemeinderechtliche
Vorfrage, zu deren Kl�rung ich Beurteilungen der zu-
st�ndigen Kommunalaufsichtsbeh�rden heranziehen
kann.

Wegen der Einzelheiten und verschiedenen Konstella-
tionen verweise ich auf Erting1), der meine Verwal-
tungspraxis zu interkommunalen Darlehen umfassend
und zutreffend darlegt [...].

Weiter weise ich auf meine Merkbl�tter zu den Tatbe-
st�nden des Einlagen- und des Kreditgesch�fts, die auf
meiner Internetseite „www.bafin.de“ abrufbar sind,
hin. Weitere Merkbl�tter oder ein Pr�fschema sind
nicht vorhanden; sie w�ren auch, da eine abschließen-
de aufsichtsrechtliche Beurteilung grunds�tzlich nur
m�glich ist, wenn die vertraglichen Vereinbarungen
bekannt sind, die den jeweiligen Gesch�ften zugrunde
liegen sollen, nur bedingt von Nutzen.“

Zur Frage des Einlagenschutzes f�r kommunale Ge-
bietsk�rperschaften:

„In Hinblick auf die Einlagensicherung hat der
– durch die europ�ische Einlagensicherungsrichtlinie
2014/49/EU vom 16.4.2014 (ABl. EU 2014 Nr. L 173,
149) gebundene – deutsche Gesetzgeber im Einlagen-
sicherungsgesetz geregelt, dass staatliche Stellen kei-
nen Schutz ihrer Einlagen erhalten.

Optionen f�r die Gemeinden, ihre Gelder gesetzlich
abgesichert anzulegen, bestehen deshalb nicht. Im Fo-
kus der gesetzlichen Einlagensicherung steht der pri-
vate Einleger, dessen Vertrauen in die Stabilit�t des
Finanzsystems besonders gesch�tzt wird (Erw�gungs-
grund 31 der Richtlinie).

Neben den gesetzlichen Entsch�digungseinrichtun-
gen, die uneingeschr�nkt an die Einhaltung dieser Re-
geln gebunden sind, wurden in der Bundesrepublik
auch zwei institutssichernde Einlagensicherungssyste-
me anerkannt. Zum Erhalt dieser Anerkennung sind
diese Systeme verpflichtet, die Liquidit�t und die Sol-
venz der angeschlossenen Institute bedingungslos ab-
zusichern. Dies schließt alle Forderungen gegen ein
Institut ein, auch solche, die einem Ausschlussgrund
der gesetzlichen Einlagensicherung unterfallen.

Auf die Entscheidung des Einlagensicherungsfonds
des Bundesverbandes deutscher Banken, den ge-
sch�tzten Adressatenkreis f�r seine Einlagensiche-
rung einzuschr�nken, habe ich keinen Einfluss, da die-
se Einrichtung, die keinen Rechtsanspruch in Aussicht
stellen darf, nicht meiner Aufsicht unterliegt.

Es wird weiterhin der Eigenverantwortung insbeson-
dere professioneller Anleger obliegen, die Risiken ih-
rer Anlagen selbst einzusch�tzen und entsprechende
Vorsorge f�r m�gliche Ausf�lle zu treffen.“ [...]

1) Erting, NVwZ 2009, 1339 ff.
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Gewerbesteuer

Teilnahmebefugnis eines Gemeindebedienste-
ten an einer Außenpr�fung

FG D�sseldorf, Urteil vom 23.6.2021, 7 K 656/18 AO.

Sachverhalt:

Die Beteiligten streiten �ber die Teilnahme eines Ge-
meindebediensteten an einer durch den Beklagten an-
geordneten Außenpr�fung.

Unternehmensgegenstand der in B-Stadt ans�ssigen
Kl�gerin laut Handelsregister ist der Handel mit Er-
zeugnissen und der Vertrieb von Waren [...] sowie da-
mit im Zusammenhang stehenden Dienstleistungen
[...]

Mit Verf�gung vom 9.8.2017 ordnete der Beklagte eine
steuerliche Außenpr�fung bei der Kl�gerin f�r die Jah-
re 2013 bis 2015 u.a. f�r K�rperschaftsteuer, Umsatz-
steuer und Gewerbesteuer an. Nach einem entspre-
chenden Teilnahmeersuchen der Stadt B erging am
29.11.2017 eine ge�nderte Anordnung, in der es unter
Bezug auf § 21 Abs. 3 des FVG heißt: „In Erg�nzung
zur Pr�fungsanordnung vom 9.8.2017 teile ich Ihnen
mit, dass Herr A als Bediensteter der Stadt B f�r die
Gewerbesteuer an der Pr�fung teilnimmt.“

Den dagegen gerichteten Einspruch wies der Beklagte
durch Einspruchsentscheidung vom 14.2.2018 als un-
begr�ndet zur�ck.

Am 6.3.2018 hat die Kl�gerin Klage erhoben.

Zur Begr�ndung tr�gt sie vor, durch die Verf�gung zur
Teilnahme des Gemeindepr�fers an der Außenpr�fung
habe der Beklagte seinen Kompetenzbereich �ber-
schritten, indem er einen fremden Verwaltungsakt er-
lassen habe. § 21 FVG regele nur die Rechte und
Pflichten zwischen den Beh�rden, erm�chtige den Be-
klagten aber nicht dazu, die Kl�gerin zur Duldung der
Teilnahme des Gemeindebediensteten zu verpflichten.
Zudem bestehe die Besorgnis einer Verletzung des
Steuergeheimnisses. Es liege nicht der Regelfall vor,
dass sich das Rechtsverh�ltnis zwischen der Stadt B
und der Kl�gerin nur auf Rechtsbeziehungen zwischen
Steuergl�ubiger und Steuerschuldner beschr�nke.
Vielmehr erbringe die Kl�gerin gegen�ber der Stadt
B bzw. deren Tochtergesellschaften ... privatrechtlich
vereinbarte Leistungen. Im Rahmen der Außenpr�-
fung k�nnten auch Gesch�fte der Kl�gerin mit diesen
Gesellschaften oder der Stadt selbst �berpr�ft werden.
Bei einer Beteiligung des Gemeindebediensteten sei
nicht auszuschließen, dass die Kalkulationsunterlagen
der Kl�gerin zu diesen Gesch�ften offengelegt werden
m�ssten und ggf. mit anderen Kalkulationsunterlagen
verglichen werden k�nnten. Letztlich sei der Gemein-
debedienstete dem K�mmerer und dem B�rgermeister
der Stadt B gegen�ber auskunftspflichtig; der B�rger-
meister der Stadt B sei Mitglied im Beirat der genann-
ten Gesellschaften, die die Kl�gerin beide beliefere.
Alleine die M�glichkeit, dass der B�rgermeister der
Stadt B �ber einzelne Vertr�ge oder Kalkulationen in-

formiert werden k�nnte, schließe aus, dass derartige
Informationen an den Gemeindebediensteten weiter-
gegeben werden d�rften. Daher sei dessen Teilnahme
an der Außenpr�fung unzul�ssig. [...]

Aus den Gr�nden:

Die Klage ist begr�ndet.

Die Pr�fungsanordnung war rechtswidrig, soweit darin
die Teilnahme des Gemeindebediensteten angeordnet
wurde.

Gem�ß § 21 Abs. 3 i.V.m. Abs. 2 FVG sind die Gemein-
den hinsichtlich der Realsteuern (Gewerbe- und
Grundsteuern: § 3 Abs. 2 AO, Art. 106 Abs. 6 Satz 1
GG), die von den Landesfinanzbeh�rden verwaltet
werden, berechtigt, durch Gemeindebedienstete an
Außenpr�fungen teilzunehmen, die durch die Landes-
finanzbeh�rden durchgef�hrt werden.

1. Der Beklagte war f�r den Erlass eines Verwaltungs-
akts, der das Beteiligungsrecht der Gemeinde gegen-
�ber dem Steuerpflichtigen (Kl�gerin) i.S. einer Dul-
dungspflicht regelt, formell zust�ndig. Insoweit
verweist der Senat auf das Urteil des BFH vom
23.1.20201), dessen Ausf�hrungen er sich anschließt.
Auch die Kl�gerin h�lt an ihrer gegenteiligen Rechts-
auffassung – so versteht der Senat den Schriftsatz vom
17.11.2020 – nicht mehr fest.

2. Allerdings steht der Schutz des Steuergeheimnisses
(§ 30 AO) im vorliegenden Fall einer Teilnahmebefug-
nis der Gemeinde entgegen.

Im Ausgangspunkt geht der Beklagte zwar zu Recht
davon aus, dass die Einr�umung des Beteiligungs-
rechts an der Außenpr�fung Bestandteil des Verwal-
tungsverfahrens zur Festsetzung der Gewerbesteuer
ist und die Offenbarung der zur Durchf�hrung des Ver-
fahrens erforderlichen Kenntnisse �ber Verh�ltnisse
des Steuerpflichtigen nach § 30 Abs. 4 Nr. 1 i.V.m.
Abs. 2 Nr. 1 Buchst. a AO gegen�ber der Gemeinde
zul�ssig ist.2) F�r den Regelfall, dass sich das Rechts-
verh�ltnis zwischen Gemeinde und Steuerpflichtigem
nur auf Rechtsbeziehungen zwischen Steuergl�ubiger
und Steuerschuldner beschr�nkt, ist das Steuerge-
heimnis durch die einschl�gigen Normen, die die Be-
teiligungsrechte der Gemeinde regeln, und die darin
vorgesehenen Schutzmechanismen ausreichend ge-
sch�tzt und es bedarf keiner Abw�gung im Einzel-
fall.3)

Anders hat dies der 4. Senat des BFH in einem Verfah-
ren des einstweiligen Rechtschutzes aber aufgrund be-
sonderer Umst�nde des Einzelfalls gesehen, wenn Ge-
meinde und Steuerpflichtiger sich eben nicht nur in
einem �ber-/Unterordnungsverh�ltnis, sondern als Kon-
kurrenten oder Vertragspartner gegen�berstehen.4)

Der BFH f�hrt dazu aus: „Es erscheint aber zweifelhaft,
ob auf dieser Grundlage unabh�ngig von den Besonder-
heiten des Einzelfalls ein umfassendes Informations-

1) BFH v. 23.1.2020, III R 9/18, BStBl II 2020, 436.
2) So auch BFH v. 23.1.2020, III R 9/18, BStBl II 2020, 436.
3) Vgl. ausf�hrlich BFH v. 23.1.2020, III R 9/18, BStBl II 2020,

436.
4) Vgl. BFH v. 4.5.2017, IV B 10/17, BFH/NV 2017, 1009.
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und Akteneinsichtsrecht in Bezug auf alle Tatsachen be-
steht, die f�r die Verwirklichung des Gewerbesteueran-
spruchs der Gemeinde von Bedeutung sein k�nnen [...].
Im Schrifttum werden hierzu unterschiedliche Auffas-
sungen vertreten.5) Dabei betreffen die diesbez�glich
vertretenen Auffassungen soweit ersichtlich nur den Re-
gelfall, dass sich das Rechtsverh�ltnis zwischen Ge-
meinde und Steuerpflichtigem nur auf Rechtsbeziehun-
gen zwischen Steuergl�ubiger und Steuerschuldner
beschr�nkt. Zwischen der Gemeinde oder dieser nach-
geordneten Organisationseinheiten (z.B. Beteiligungs-
gesellschaften) und dem Steuerpflichtigen k�nnen zu-
gleich aber auch noch andere Rechtsbeziehungen
bestehen, etwa wenn – wie im hiesigen Fall – der Steu-
erpflichtige der Gemeinde gegen�ber privatrechtlich
vereinbarte Leistungen erbringt. Gemeinde und Steuer-
pflichtiger k�nnen sich auch als Wettbewerber gegen-
�berstehen. Werden der Gemeinde aus der Beteiligung
am Verwaltungsverfahren zur Ermittlung des Gewerbe-
ertrags Kalkulationsgrundlagen des Steuerpflichtigen
bekannt, besteht die Gefahr, dass die gewonnenen Er-
kenntnisse insoweit zum Vorteil der Gemeinde bei ihrer
wirtschaftlichen T�tigkeit verwertet werden. Ob dieser
Gefahr durch institutionelle Trennung der Zust�ndigkei-
ten innerhalb der Gemeinde wirksam begegnet werden
kann, erscheint bereits zweifelhaft. Offensichtlich be-
steht die Gefahr jedenfalls, wenn es an einer institutio-
nellen Trennung fehlt, wie die Antragstellerin f�r ihren
Fall vortr�gt. Das Recht zur Offenbarung der im Be-
steuerungsverfahren vom FA erlangten Kenntnisse ge-
gen�ber der Gemeinde darf nach �berzeugung des Se-
nats nur dem Zweck dienen, der Gemeinde eine
wirksame Durchsetzung ihres Steueranspruchs zu er-
m�glichen, nicht aber dazu, ihr einen Vorteil bei einer
wirtschaftlichen Bet�tigung zu verschaffen. Bei summa-
rischer Betrachtung spricht deshalb viel daf�r, das Betei-
ligungsrecht der Gemeinden so einzugrenzen, dass kei-
ne Kenntnisse der Finanzverwaltung offenbart werden,
die f�r eine wirtschaftliche T�tigkeit der Gemeinde von
Bedeutung sein k�nnen“.6)

Bei Anwendung dieser Grunds�tze, denen der Senat
sich anschließt, �berwiegt im vorliegenden Fall bei einer
Abw�gung der Umst�nde des Einzelfalls auf Grundlage
der angefochtenen Pr�fungsanordnung der Schutz des
Steuergeheimnisses der Kl�gerin das Interesse der Ge-
meinde an einer Teilnahme an der Außenpr�fung.

Denn nach dem unwidersprochenen Vortrag der Kl�-
gerin befindet sich diese nicht lediglich in einem
�ber-/Unterordnungsverh�ltnis gegen�ber der Stadt
B, sondern erbringt dieser bzw. deren Tochtergesell-
schaften gegen�ber Leistungen aufgrund privatrecht-
licher Vereinbarungen. Es ist also durchaus denkbar
und m�glich, dass der Pr�fer des Beklagten und damit
auch der Gemeindebedienstete Einblicke in Kalkulati-
onsgrundlagen f�r die vertraglichen Beziehungen mit
der Stadt und deren Tochtergesellschaften oder in Kal-
kulationsgrundlagen und Vertragsbeziehungen mit
anderen Kunden der Kl�gerin erhalten. Preisgegebene
oder erhaltene Erkenntnisse im Rahmen der Pr�fung
k�nnen daher f�r eine wirtschaftliche T�tigkeit oder
f�r andere außersteuerliche Interessen der Gemeinde
von Bedeutung sein. Diese Daten sind aus Sicht der
Kl�gerin besonders sensibel und sch�tzenswert und
daher im Rahmen der Abw�gung mit besonderem Ge-
wicht ausgestattet. Denn auch anderen Vertragspart-

nern gegen�ber w�rde die Kl�gerin ihre Kalkulations-
grundlagen und weiteren Vertragsbeziehungen nicht
ohne weiteres offenlegen.

Demgegen�ber steht das durch § 21 Abs. 3 FVG gesetz-
lich geregelte Einsichts- und Teilnahmerecht der Ge-
meinde, das letztlich auch der Umsetzung der grundge-
setzlich verankerten Selbstverwaltungsgarantie (Art. 28
Abs. 2 GG) dient. Die Norm kann als „Ausgleich“ daf�r
gesehen werden, dass die Gemeinde als Steuergl�ubi-
ger insoweit fremdbestimmt ist, dass sie an die Messbe-
tragsfestsetzungen der Landesfinanzbeh�rde gebunden
ist. Gerade bei der Gewerbesteuer entscheidet die Fi-
nanzverwaltung abschließend dar�ber, ob und inwie-
weit ein gewerbesteuerlicher Tatbestand verwirklicht
ist.7) Um diesen Ausgleich zu gew�hrleisten, erh�lt der
Gemeindebedienstete in Konstellationen, in denen Ge-
meinde und Steuerpflichtiger sich als Steuergl�ubiger
und Steuerschuldner gegen�ber stehen, nur Einblick
in diejenigen Unterlagen, die f�r die Festsetzung der
Gewerbesteuer relevant sind. In alle weiteren Unterla-
gen kann und darf er auch in diesen Konstellationen kei-
nen Einblick erhalten.8)

Stehen sich aber Gemeinde und Steuerpflichtiger – wie
hier – auch als Vertragspartner gegen�ber und besteht
die M�glichkeit, dass Vertrags- oder Kalkulationsgrund-
lagen bei dem Steuerpflichtigen vorliegen, die auch f�r
die Festsetzung der Gewerbesteuer relevant sind (z.B.
durch Auswirkung auf den Gewerbeertrag) und damit
grunds�tzlich vom Einsichtsrecht des Gemeindebe-
diensteten umfasst sind, so ist nach �berzeugung des
Senats in diesem Fall das Steuergeheimnis h�her zu be-
werten als das Einsichtsrecht der Gemeinde. Denn w�h-
rend der Gemeinde in diesem Fall nur der Einblick in
einen vergleichsweise geringen Anteil der Unterlagen
verwehrt wird – das Recht der Gemeinde also nur ge-
ringf�gig eingeschr�nkt wird – w�ren f�r die Kl�gerin
wesentliche Teile ihrer Gesch�ftsgrundlage – und damit
letztlich auch Gesch�ftsgeheimnisse – einsehbar; die
Gemeinde k�nnte sich so einen Wettbewerbsvorteil ver-
schaffen. Unerheblich ist in diesem Zusammenhang, ob
die Pr�fung sich auf �ltere Jahre bezieht, da auch aus
den Kalkulationsgrundlagen dieser Jahre R�ckschl�sse
auf aktuelle Vertragsbeziehungen m�glich w�ren.

Es bedarf dabei – entgegen der Ansicht des Beklagten
– keiner konkreten Hinweise auf eine Verletzung des
Steuergeheimnisses. Nach den Ausf�hrungen des
BFH besteht bei Bekanntwerden von Kalkulations-
grundlagen die Gefahr, dass die gewonnenen Er-
kenntnisse insoweit zum Vorteil der Gemeinde bei ih-
rer wirtschaftlichen T�tigkeit verwertet werden.9) Dies
muss der Steuerpflichtige nicht dulden, wenn er – wie
hier – substantiiert vortr�gt, dass Vertragsbeziehungen
zur Gemeinde bestehen und durch die Teilnahme des
Gemeindebediensteten die Gefahr einer Kenntnisnah-
me von entsprechenden Unterlagen wie Kalkulations-
grundlagen besteht. Soweit zum Teil vertreten wird,
dass als Anforderung an die bestehende Interessenkol-
lision der Maßstab der Besorgnis, wie ihn die prozessua-
len Ablehnungsvorschriften (§ 42 ZPO i.V.m. § 51 Abs. 3

5) F�r eine Einschr�nkung etwa Suck, DStZ 2009, 402, 406; ge-
gen eine Einschr�nkung etwa Dr�en, D�V 2012, 493, 497.

6) BFH v. 4.5.2017, IV B 10/17, BFH/NV 2017, 1009.
7) Vgl. Krumm in Tipke/Kruse, AO/FGO, § 21 FVG Rz. 2.
8) So auch BFH v. 23.1.2020, III R 9/18, BStBl II 2020, 436.
9) BFH v. 4.5.2017, IV B 10/17, BFH/NV 2017, 1009.
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FGO) vorsehen, herangezogen werden m�ssen,10)

braucht der Senat diese Frage im konkreten Fall nicht
zu entscheiden. Denn entweder w�re ein Gemeindebe-
diensteter aufgrund der ihm gegen�ber bestehenden
Weisungsbefugnis schon aus diesem Grund regelm�ßig
nach § 42 ZPO abzulehnen11), oder es liegt jedenfalls im
konkreten Fall ein solcher Misstrauensgrund vor. Denn
die Kl�gerin unterh�lt nicht nur in geringem Umfang
Gesch�ftsbeziehungen zur Stadt B, sondern beliefert
nach dem unwidersprochenen Vortrag der Kl�gerin
nicht nur die Stadt selbst, sondern auch weitere Tochter-
gesellschaften. Vor diesem Hintergrund sowie der Tatsa-
che, dass weder durch den Beklagten bzw. die Stadt B
n�her begr�ndet wurde, warum der Gemeindebediens-
tete unbedingt an dieser Pr�fung bzw. nach deren Ab-
schluss nun an der Folgepr�fung teilnehmen m�chte,
bestehen nach �berzeugung des Senats bei objektiver
Einsch�tzung Gr�nde, die geeignet sind, dem Informa-
tionsanliegen der Gemeinde zu misstrauen. Nicht aus-
schlaggebend ist dabei, dass auch der Gemeindebe-
dienstete an das strafbewehrte Steuergeheimnis
gebunden ist, da ansonsten die vom BFH gesehene Ge-
fahr immer ausgeschlossen w�re.12)

Um f�r einen Ausgleich der widerstreitenden Interes-
sen zu sorgen, ist es aus Sicht des Senats aber nicht
geboten, eine Teilnahme des Gemeindebediensteten
in F�llen wie dem vorliegenden grunds�tzlich und in
jedem Fall zu untersagen. Das die Pr�fung anordnen-
de Finanzamt – hier also der Beklagte – muss aber
– ggf. in Kooperation mit der Gemeinde – durch geeig-
nete Maßnahmen sicherstellen, dass die erw�hnten
Unterlagen vom Einsichtsnahmerecht des Gemeinde-
bediensteten ausgenommen sind, um zu gew�hrleis-
ten, dass diesem keine Kenntnisse offenbart werden,
die f�r eine wirtschaftliche T�tigkeit der Gemeinde
von Bedeutung sein k�nnen.

Diesen Anforderungen gen�gt die Pr�fungsanordnung
des Beklagten nicht. Zwar tr�gt er vor, dass die Abteilung
des Gemeindebediensteten vom Fachbereich „Beteili-
gungsmanagement und K�mmerei“ durch unterschiedli-
che Fachbereichs- und Abteilungsleiter getrennt sei. Ob
eine institutionelle Trennung �berhaupt f�r einen Schutz
des Steuergeheimnisses geeignet ist, bezweifelt der
BFH.13) Diese Zweifel teilt der Senat, zumal fraglich ist,
wie ein Gericht dies �berpr�fen soll.14) Im vorliegenden
Fall fehlt jedenfalls eine konkrete Darlegung, wieso die
Trennung der beiden genannten Fachbereiche bzw. Ab-
teilungen �berhaupt gew�hrleisten k�nnte, dass nicht
dennoch andere Fachbereichsleiter oder der B�rgermeis-
ter Kenntnisse zu Kalkulationsgrundlagen aus der Pr�-
fung erhalten. Konkrete Maßnahmen auf Ebene der Ge-
meinde15) sind nicht benannt.

Welche konkreten Maßnahmen im Falle der Anord-
nung der Teilnahme eines Gemeindebediensteten
zur Wahrung des Steuergeheimnisses erforderlich
sind, wird unterschiedlich beurteilt. So wird neben
der erw�hnten institutionellen Trennung z.T. vertre-
ten, die Pr�fung nur in den Gesch�ftsr�umen des
Steuerpflichtigen unter st�ndiger Anwesenheit eines
Mitarbeiters des Steuerpflichtigen erfolgen zu las-
sen.16) Andere Stimmen verlangen, dass durch orga-
nisatorische Maßnahmen ein Informationsfluss ausge-
schlossen wird, der zu einer Offenbarung von
Gesch�ftsgeheimnissen f�hren w�rde.17) In Betracht
komme auch eine inhaltliche Eingrenzung der bei

der Teilnahme rezipierten Informationen auf solche,
die keine wirtschaftliche Relevanz haben k�nnen, in-
dem z.B. der Gemeindebedienstete an unproblemati-
schen Teilen der Pr�fung teilhaben k�nne, ihm aber
die Teilnahme bei der Durchsicht einzelner Dokumen-
te oder der Er�rterung einzelner Umst�nde versagt
werde.18) Der Senat muss nicht entscheiden, ob diese
Maßnahmen geeignet w�ren, das Interesse der Kl�ge-
rin an der Wahrung des Steuergeheimnisses ausrei-
chend zu sch�tzen, weil die streitgegenst�ndliche
Pr�fungsanordnung entsprechende Sicherungsmaß-
nahmen nicht enth�lt. [...]

Verfahrensrecht

Entsch�digung bei �berlanger Dauer von Ver-
waltungsrechtsstreitigkeiten

BVerwG, Urteil vom 26.2.2021, 5 C 17/19 D.

Sachverhalt:

Die Beteiligten streiten �ber eine Entsch�digung f�r
die �berlange Dauer eines abgabenrechtlichen Klage-
verfahrens.

Der Kl�ger ist ein Zweckverband von St�dten und Ge-
meinden [...] mit der Aufgabe, im Verbandsgebiet die
Trinkwasserversorgung und die Schmutzwasserbesei-
tigung durchzuf�hren. Gegenstand des vom Kl�ger als
�berlang ger�gten Ausgangsverfahrens war ein von
ihm erlassener Beitragsbescheid f�r die Herstellung
der �ffentlichen Schmutzwasserbeseitigungsanlage,
gegen den der betroffene B�rger im Oktober 2011 Kla-
ge erhoben hatte. [...]

Aus den Gr�nden:

Die zul�ssige Revision des Kl�gers ist nicht begr�ndet.
[...]

Die allein streitige Frage, ob der Zweckverband an dem
als �berlang ger�gten Verfahren in Wahrnehmung eines
Selbstverwaltungsrechts beteiligt war, ist zu verneinen.
Ihm steht zwar ein Selbstverwaltungsrecht im Sinne von
§ 198 Abs. 6 Nr. 2 GVG zu (1.). Seine Beteiligung als Be-
klagter an dem als �berlang ger�gten verwaltungsge-
richtlichen Klageverfahren stellt sich aber nicht als
Wahrnehmung des Selbstverwaltungsrechts im Sinne
von § 198 Abs. 6 Nr. 2 GVG dar (2.).

1. Auf die R�ckausnahme des § 198 Abs. 6 Nr. 2 GVG
k�nnen sich grunds�tzlich alle K�rperschaften des �f-
fentlichen Rechts berufen, denen ein Selbstverwal-

10) Vgl. Krumm in Tipke/Kruse, AO/FGO, § 21 FVG Rz. 2a.
11) Vgl. dazu ausf�hrlich H�rtwig, FR 2018, 871.
12) So auch H�rtwig, FR 2018, 871.
13) BFH v. 4.5.2017, IV B 10/17, BFH/NV 2017, 1009.
14) So auch Krumm in Tipke/Kruse, AO/FGO, § 21 FVG Rz. 2a;

anders H�rtwig, FR 2018, 871 und Habighorst, FR 2019, 839,
die eine institutionelle Trennung als L�sungsm�glichkeit be-
vorzugen.

15) Z.B. eine sog. „Chinese Wall“ bzw. ein Ausschluss der Akten
des Gemeindepr�fers vom Zugriff der restlichen Kommunal-
verwaltung, vgl. etwa Habighorst, FR 2019, 839.

16) So Pietske-Kotny, KStZ 2018, 147; ablehnend H�rtwig, FR
2018, 871.

17) So Schmieszek in H�bschmann/Hepp/Spitaler, AO/FGO,
§ 21 FVG Rz. 17a.

18) Vgl. Habighorst, FR 2019, 839.
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tungsrecht einger�umt worden ist. Das gilt nicht nur
f�r Gemeinden, deren Recht auf kommunale Selbst-
verwaltung in Art. 28 Abs. 2 Satz 1 GG (auch) verfas-
sungsunmittelbar geregelt ist oder f�r K�rperschaften
des �ffentlichen Rechts, deren Selbstverwaltungsrecht
sich aus Grundrechten – wie zum Beispiel bei Univer-
sit�ten (aus Art. 5 Abs. 3 GG) oder Rundfunkanstalten
(aus Art. 5 Abs. 1 Satz 2 GG) – ableitet. Vielmehr ge-
n�gt auch ein – wie hier – einfachrechtlich begr�nde-
tes Selbstverwaltungsrecht. Das ergibt sich aus Wort-
laut und Entstehungsgeschichte des § 198 Abs. 6 Nr. 2
GVG, ohne dass dem der Sinn und Zweck der Vor-
schrift entgegenstehen.

a) Der Normtext erfasst einschr�nkungslos das Selbstver-
waltungsrecht und begrenzt dieses nicht auf ein solches
verfassungsrechtlichen Ursprungs. Auch die Gesetzes-
materialien sprechen daf�r, dass der Gesetzgeber Selbst-
verwaltungsk�rperschaften ohne Einschr�nkung in den
Schutz des § 198 Abs. 1 Satz 1 GVG einbeziehen wollte,
gleichg�ltig,obderenSelbstverwaltungsrecht (auch)ver-
fassungsrechtlich oder (nur) einfachrechtlich begr�ndet
ist. So werdensowohl indemReferentenentwurfdes Bun-
desministeriumsderJustizvom15.3.20101) alsauch in der
Stellungnahme des Bundesrates zum Gesetzesentwurf
der Bundesregierung, mit der dieser die Wiedereinf�-
gung der dort nicht �bernommenen R�ckausnahme aus
demReferentenentwurf in § 198Abs. 6 Nr. 2 verlangthat-
te,zwarlediglichKommunenunddamitTr�gereinesauch
verfassungsrechtlich verb�rgten Selbstverwaltungs-
rechts genannt, dies aber ausdr�cklich nur beispielhaft.
In beiden Begr�ndungen kommt deutlich zum Ausdruck,
dass staatliche Stellen ausnahmsweise, dann aber ein-
schr�nkungslos Anspruchsinhaber des Entsch�digungs-
anspruchs sein sollen, wenn sie „als Kl�ger gegen�ber
dem Staat subjektive Rechte geltend [machen]“2) bzw.
im Ausgangsrechtsstreit „dem Staat wie ein außenste-
hender Dritter gegen�ber [treten]“3). Dies kann grund-
s�tzlich dann angenommen werden, wenn sie staatlichen
Stellen gegen�ber eigenst�ndige Rechtspositionen gel-
tend machen, die ihnen zur autonomen Aus�bung zuge-
wiesen sind, ohne dass es auf die Art der normativen Ver-
ankerung solcher Rechtspositionen ankommt.

b) Der Sinn und Zweck der §§ 198 ff. GVG, den Anspruch
eines Verfahrensbeteiligten aus Art. 19 Abs. 4 und
Art. 20 Abs. 3 GG sowie aus Art. 6 Abs. 1 der Europ�i-
schen Konvention zum Schutz der Menschenrechte und
Grundfreiheiten – EMRK – auf Entscheidung seines ge-
richtlichen Verfahrens in angemessener Zeit einfach-
rechtlich durch einen effektiven Rechtsbehelf zu sichern,
steht dem nicht entgegen. Einer Kl�rung, in welchen F�l-
len auch �ffentlich-rechtlichen K�rperschaften aus-
nahmsweise ein verfassungsrechtlicher Anspruch auf
Rechtsschutz in angemessener Zeit zusteht, bedarf es in
diesem Zusammenhang nicht. Denn der Gesetzgeber
wollte mit der R�ckausnahme in § 198 Abs. 6 Nr. 2 GVG
jedenfalls bewusst �ber das hinausgehen, was insoweit
konventions- und verfassungsrechtlich geboten war.4)

Gemessen daran steht dem Zweckverband, f�r den der
Kl�ger als Beh�rde t�tig geworden ist, ein Selbstver-
waltungsrecht im Sinne von § 198 Abs. 6 Nr. 2 GVG
zu. Dieses ist zwar nicht durch das Grundgesetz ge-
sch�tzt. Denn insoweit ist gekl�rt, dass sich ein Zweck-
verband, der eine �ffentliche Wasserversorgungsein-
richtung betreibt, weder unmittelbar noch mittelbar
auf das Recht der kommunalen Selbstverwaltung aus

Art. 28 Abs. 2 GG berufen kann.5) Der kommunale
Zweckverband, f�r den der Kl�ger im Ausgangsver-
fahren gehandelt hat, ist jedoch gem�ß § 10 Abs. 2
des Gesetzes �ber kommunale Gemeinschaftsarbeit
im Land Brandenburg vom 10.7.20146) zuletzt ge�n-
dert durch Art. 2 des Gesetzes vom 19.6.20197), eine
K�rperschaft des �ffentlichen Rechts (Satz 1), die ihre
Angelegenheiten im Rahmen der Gesetze in eigener
Verantwortung verwaltet (Satz 2). Ihm ist daher ein-
fachrechtlich ein Selbstverwaltungsrecht zugewiesen,
das sich zugleich als Selbstverwaltungsrecht im Sinne
von § 198 Abs. 6 Nr. 2 GVG darstellt.

2. Ein kommunaler Zweckverband kann aber an einem
verwaltungsgerichtlichen Verfahren nur dann „in Wahr-
nehmung eines Selbstverwaltungsrechts“ im Sinne von
§ 198 Abs. 6 Nr. 2 GVG beteiligt sein, wenn er in diesem
Verfahren ein Selbstverwaltungsrecht gegen�ber einem
anderen Tr�ger �ffentlicher Gewalt geltend macht.

a) Dieses Auslegungsergebnis l�sst sich allerdings nicht
schon damit begr�nden, die genannte Formulierung des
Gesetzes sei eng auszulegen, weil es sich dabei um eine
(R�ck-)Ausnahme von dem Grundsatz handelt, dass
nach § 198 Abs. 6 Nr. 2 GVG Verfassungsorgane, Tr�ger
�ffentlicher Verwaltung und sonstige �ffentliche Stellen
von dem Entsch�digungsanspruch ausgenommen sind.
Denn auch Ausnahmevorschriften sind nicht generell
eng auszulegen. Ihre Interpretation folgt vielmehr den
allgemeinen Auslegungsgrunds�tzen, so dass auch die-
se Vorschriften je nach der ihnen innewohnenden
Zweckrichtung einer einschr�nkenden oder ausdehnen-
den Auslegung zug�nglich sind.8)

b) Das Gesetzesverst�ndnis, dass ein kommunaler
Zweckverband in einem verwaltungsgerichtlichen Aus-
gangsverfahren ein Selbstverwaltungsrecht gegen�ber
einem anderen Tr�ger �ffentlicher Gewalt geltend ma-
chen muss, um gem�ß § 198 Abs. 6 Nr. 2 GVG als Ver-
fahrensbeteiligter im entsch�digungsrechtlichen Sinne
zu gelten, folgt aus Wortlaut, Entstehungsgeschichte so-
wie Sinn und Zweck dieser Vorschrift.

aa) Daf�r spricht in gewichtiger Weise bereits die gram-
matikalische Auslegung des § 198 Abs. 6 Nr. 2 GVG. Ein
Recht – hier das Selbstverwaltungsrecht – in einem Ge-
richtsverfahren „wahrzunehmen“, meint dem Wortsinn
nach, dieses Recht in diesem Verfahren geltend zu ma-
chen, es zu verteidigen bzw. von ihm Gebrauch zu ma-
chen. Das Selbstverwaltungsrecht als subjektive Rechts-
stellung steht einem Tr�ger �ffentlicher Verwaltung nur
im Verh�ltnis zu anderen staatlichen Stellen zu, sodass
nur diese in das Selbstverwaltungsrecht eingreifen und
es verletzen k�nnen. Eine „Wahrnehmung“ des Selbst-
verwaltungsrechts im Sinne einer Geltendmachung
oder Verteidigung desselben kommt deshalb bei K�r-
perschaften, die – wie kommunale Zweckverb�nde –
selbst Teil der �ffentlichen Verwaltung sind, nur im Ver-

1) Referentenentwurf, abrufbar unter www.bundesgerichtshof.
de/DE/Bibliothek/GesMat/WP17/R/Rechtsschutz_ueberlang.
html

2) Referentenentwurf, 22.
3) BT-Drucks. 17/3802, 36.
4) Vgl. Gegen�ußerung der Bundesregierung zur Stellungnah-

me des Bundesrates, BT-Drucks. 17/3802, 42.
5) Vgl. BVerwG v. 8.11.2013, 8 B 6.13, juris, Rz. 5 m.w.N.
6) GVBl. I Nr. 32, 2.
7) GVBl. I Nr. 38, 1.
8) BVerwG v. 7.11.1995, 9 C 73.95, BVerwGE 100, 23, 30 und v.

11.12.2020, 5 C 9.19, juris, Rz. 30 m.w.N.
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h�ltnis zu anderen Tr�gern �ffentlicher Gewalt in Be-
tracht. Wie das Selbstverwaltungsrecht, das Kommunen
nach Art. 28 Abs. 2 GG einger�umt ist9), verleiht auch
das einfachrechtlich begr�ndete Selbstverwaltungs-
recht eines kommunalen Zweckverbandes diesem keine
abwehrrechtlich gesch�tzte Position gegen�ber den
B�rgern. Es dient vielmehr der Kompetenzverteilung
im Verh�ltnis zu anderen Verwaltungstr�gern und be-
trifft nicht das Außenverh�ltnis zu den B�rgern. Ein
kommunaler Zweckverband kann daher eine Verlet-
zung seines Selbstverwaltungsrechts grunds�tzlich nur
gegen�ber einem anderen Tr�ger �ffentlicher Gewalt,
nicht aber gegen�ber dem B�rger gerichtlich geltend
machen. An einem verwaltungsgerichtlichen Verfahren,
an dem – wie hier – ein B�rger beteiligt ist, kann er unter
diesem Blickwinkel von vornherein nicht „in Wahrneh-
mung eines Selbstverwaltungsrechts“ beteiligt sein.
Diese gesetzliche Wortwahl spricht damit zugleich ge-
gen die aus dem Vortrag des Kl�gers sinngem�ß zu ent-
nehmende Ansicht, der Gesetzgeber habe jegliches
Handeln eines Zweckverbandes, das sich auf Angele-
genheiten der Selbstverwaltung bezieht, erfassen und
auch die sich aus der Wahrnehmung von Selbstverwal-
tungsangelegenheiten ergebenden gerichtlichen Strei-
tigkeiten mit B�rgern in den Schutz des § 198 Abs. 1
Satz 1 i.V.m. Abs. 6 Nr. 2 GVG einbeziehen wollen.
Dem steht auch entgegen, dass der Gesetzgeber in § 198
Abs. 6 Nr. 2 GVG gerade nicht auf die Wahrnehmung
einer Selbstverwaltungsaufgabe oder Selbstverwal-
tungsangelegenheit abgestellt, sondern die Vorausset-
zung formuliert hat, dass der Tr�ger �ffentlicher Verwal-
tung in „Wahrnehmung eines Selbstverwaltungsrechts
an einem Verfahren beteiligt“ sein muss.

bb) Der sich damit bereits aus dem Wortlaut des § 198
Abs. 6 Nr. 2 GVG ergebende Befund, dass die Beteili-
gung am Gerichtsverfahren durch die Geltendma-
chung des Selbstverwaltungsrechts gegen�ber einem
anderen Hoheitstr�ger gekennzeichnet sein muss,
wird durch die Entstehungsgeschichte der Norm be-
kr�ftigt. So macht bereits die Begr�ndung des Referen-
tenentwurfs vom 15.3.2010 deutlich, dass mit der
Wahrnehmung des Selbstverwaltungsrechts in einem
Verfahren die gerichtliche Geltendmachung der dar-
aus folgenden subjektiven Rechtsposition gegen�ber
dem Staat gemeint ist. W�rtlich heißt es in dem Refe-
rentenentwurf zu der dort bereits vorgesehenen R�ck-
ausnahme des § 198 Abs. 6 Nr. 2 GVG: „Nicht unter
den Begriff des Verfahrensbeteiligten fallen damit
staatliche Stellen, [...] es sei denn, sie machen – wie
beispielsweise Kommunen – als Kl�ger gegen�ber
dem Staat subjektive Rechte geltend“10). Nachdem
die im Referentenentwurf vorgeschlagene Regelung
zun�chst keinen Eingang in den Gesetzesentwurf der
Bundesregierung gefunden hatte11), wurde der ent-
sprechende Zusatz in § 198 Abs. 6 Nr. 2 GVG auf Vor-
schlag des Bundesrates in seiner Stellungnahme vom
15.10.201012), dem die Bundesregierung in ihrer Ge-
gen�ußerung zustimmte13), wieder in den Gesetzes-
entwurf, der schließlich verabschiedet wurde, aufge-
nommen. Dass sich der Gesetzgeber dabei die
urspr�nglichen �berlegungen des Referentenentwurfs
zu eigen gemacht hat, folgt aus der uneingeschr�nkten
Bezugnahme des Bundesrates auf diesen.

cc) Der aus Wortlaut und Entstehungsgeschichte der
Norm gewonnene Befund wird durch teleologische Er-

w�gungen best�tigt. Dem Sinn und Zweck der R�ckaus-
nahme in § 198 Abs. 6 Nr. 2 GVG steht nicht entgegen,
dass kommunale Zweckverb�nde in einem verwal-
tungsgerichtlichen Verfahren nur dann einen Anspruch
auf Entsch�digung wegen �berlanger Dauer des Ver-
fahrens haben k�nnen, wenn sie gegen�ber einem an-
deren Tr�ger �ffentlicher Gewalt ein Selbstverwaltungs-
recht geltend machen. Ziel der Regelung ist es, auch
K�rperschaften des �ffentlichen Rechts einen effektiven
Rechtsbehelf zur Gew�hrleistung eines Gerichtsverfah-
rens in angemessener Zeit zur Verf�gung zu stellen, so-
weit sie darauf wie ein B�rger einen verfassungsrecht-
lich begr�ndeten Anspruch haben. Das erschließt sich
aus der Gesetzesbegr�ndung unter Einbeziehung des
Zwecks der §§ 198 ff. GVG sowie der Gr�nde, die den
Gesetzgeber bewogen haben, Verfassungsorgane, Tr�-
ger �ffentlicher Verwaltung und andere �ffentliche Stel-
len grunds�tzlich von dem Anspruch auf Entsch�digung
wegen �berlanger Dauer eines Gerichtsverfahrens nach
§ 198 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 GVG auszuschließen.

Zweck des Gesetzes �ber den Rechtsschutz bei �ber-
langen Gerichtsverfahren und strafrechtlichen Ermitt-
lungsverfahren ist die Schließung einer bis dahin be-
stehenden Rechtsschutzl�cke. Die Schaffung des
Gesetzes als innerstaatlicher Rechtsbehelf gegen �ber-
lange Gerichtsverfahren stellt sich als Reaktion auf ei-
ne entsprechende Forderung des Europ�ischen Ge-
richtshofs f�r Menschenrechte dar.14) Haftungsgrund
f�r den gesetzlich normierten Entsch�digungsan-
spruch wegen unangemessener Verfahrensdauer in
§ 198 Abs. 1 GVG ist mithin die Verletzung des in
Art. 19 Abs. 4 und Art. 2 Abs. 1 i.V.m. Art. 20 Abs. 3
GG sowie Art. 6 Abs. 1 EMRK verankerten Rechts ei-
nes Verfahrensbeteiligten auf Entscheidung eines ge-
richtlichen Verfahrens in angemessener Zeit.15)

Diese verfassungsrechtliche Verortung legt eine Inter-
pretation nahe, nach der Tr�ger �ffentlicher Verwal-
tung grunds�tzlich nur insoweit in § 198 Abs. 6 Nr. 2
GVG einbezogen werden sollten, als diesen gem�ß
Art. 19 Abs. 4, Art. 2 Abs. 1 i.V.m. Art. 20 Abs. 3 GG
oder aus anderen verfassungsrechtlichen Gr�nden
ein Recht auf effektiven Rechtsschutz durch Entschei-
dung eines gerichtlichen Verfahrens in angemessener
Zeit zusteht. Kommunale Zweckverb�nde k�nnen sich
aber in einem verwaltungsgerichtlichen Verfahren we-
der auf Art. 19 Abs. 4 GG oder den allgemeinen Justiz-
gew�hrleistungsanspruch gem�ß Art. 2 Abs. 1 i.V.m.
Art. 20 Abs. 3 GG noch auf die subjektive Rechtsstel-
lungsgarantie nach Art. 28 Abs. 2 Satz 1 GG berufen.

Die Rechtsschutzgarantie des Art. 19 Abs. 4 GG findet
auf kommunale Zweckverb�nde keine Anwendung.
Art. 19 Abs. 4 GG garantiert dem Einzelnen bei
Rechtsverletzungen durch die �ffentliche Gewalt ef-
fektiven Rechtsschutz als Grundrecht und gilt deshalb
grunds�tzlich nicht f�r inl�ndische juristische Perso-
nen des �ffentlichen Rechts. Diese k�nnen sich nach

9) Vgl. BVerwG v. 26.2.2021, 5 C 15.19 D, ZKF 2021, 144,
Rz. 13 ff.

10) Referentenentwurf, 22.
11) BR-Drucks. 540/10, 3 und 33.
12) BT-Drucks. 17/3802, 36.
13) BT-Drucks. 17/3802, 42.
14) Vgl. insbesondere EGMR v. 2.9.2010, Nr. 46344/06,

Rumpf/Deutschland, NJW 2010, 3355.
15) Vgl. BT-Drucks. 17/3802, 1 f., 15 ff. und 18; BVerwG v.

11.7.2013, 5 C 23.12 D, BVerwGE 147, 146, Rz. 38 m.w.N.
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st�ndiger Rechtsprechung des Bundesverfassungsge-
richts zwar auf die Prozessgrundrechte aus Art. 103
Abs. 1 und Art. 101 Abs. 1 Satz 2 GG berufen, nicht je-
doch auf die materiellen Grundrechte.16)

Aus dem gleichen Grund k�nnen kommunale Zweck-
verb�nde im Bereich der Wahrnehmung �ffentlicher
Aufgaben mangels Beschwerdeberechtigung den all-
gemeinen Justizgew�hrleistungsanspruch aus Art. 2
Abs. 1 i.V.m. Art. 20 Abs. 3 GG geltend machen, der
außerhalb des auf den Rechtsschutz gegen Akte der
�ffentlichen Gewalt beschr�nkten Anwendungsbe-
reichs des Art. 19 Abs. 4 GG effektiven Rechtsschutz
insbesondere in der Straf-, Zivil- und Arbeitsgerichts-
barkeit gew�hrleistet.17) Die Frage, ob etwa im Bereich
rein fiskalischen Handelns eines Zweckverbandes et-
was anderes gilt18), stellt sich hier nicht und ist gege-
benenfalls in einer zivilprozessualen Verfahrenskon-
stellation zu entscheiden.

Kommunale Zweckverb�nde haben schließlich auch
keinen Anspruch auf wirkungsvollen Rechtsschutz in
angemessener Zeit aus Art. 28 Abs. 2 Satz 1 GG, weil
sie sich schon – wie oben dargelegt – auf die verfas-
sungsrechtliche Garantie der kommunalen Selbstver-
waltung weder unmittelbar noch mittelbar berufen
k�nnen. Ihnen kommt der aus der subjektiven Rechts-
stellungsgarantie des Art. 28 Abs. 2 Satz 1 GG abgelei-
tete Anspruch auf effektiven Rechtsschutz also – anders
als im Fall der Gemeinden – selbst dann nicht zugute,
wenn sie in einem gerichtlichen Verfahren eine Beein-
tr�chtigung ihres Selbstverwaltungsrechts durch andere
Tr�ger �ffentlicher Verwaltung geltend machen.

Soweit der Gesetzgeber kommunale Zweckverb�nde
gleichwohl �ber das verfassungsrechtlich Notwendige
hinaus in den Anwendungsbereich der R�ckausnahme
nach § 198 Abs. 6 Nr. 2 GVG einbezogen hat, gibt es
jedenfalls keine Anhaltspunkte daf�r, er habe dies zu-
gleich auch auf verwaltungsgerichtliche Verfahren un-
ter Beteiligung von B�rgern erstrecken wollen und da-
mit f�r sie sogar eine bessere Behandlung bezweckt,
als sie in Bezug auf den Entsch�digungsanspruch von
Verfassungs wegen f�r Gemeinden geboten war. [...]

Aus der weiteren Absicht des Gesetzgebers, mit § 198
GVG den Anforderungen der Europ�ischen Men-
schenrechtskonvention Rechnung zu tragen19), ergibt
sich kein weitergehender Schutz von Selbstverwal-
tungstr�gern. Denn gem�ß Art. 34 Satz 1 EMRK ha-
ben grunds�tzlich nur nat�rliche Personen und nicht-
staatliche Organisationen oder Personengruppen das
Recht, den Europ�ischen Gerichtshof f�r Menschen-
rechte mit der Verletzung eines Konventionsrechts
zu befassen, sodass sich Gemeinden als Tr�ger �ffent-
licher Verwaltung unabh�ngig von ihrem eventuell
autonomen Status nicht auf das Recht auf ein faires
Verfahren gem�ß Art. 6 Abs. 1 Satz 1 EMRK berufen
k�nnen.20) F�r einen aus St�dten und Gemeinden
gebildeten Zweckverband kann nichts anderes gel-
ten.

3. Gemessen daran war der Kl�ger hier an dem verwal-
tungsgerichtlichen Ausgangsverfahren, dessen �ber-
l�nge er r�gt, schon deshalb nicht im Sinne von § 198
Abs. 6 Nr. 2 GVG in Wahrnehmung eines Selbstverwal-
tungsrechts beteiligt, weil sein Gegner in diesem Klage-
verfahren kein anderer Tr�ger �ffentlicher Gewalt, son-
dern ein B�rger gewesen ist, der einen Beitragsbescheid

angefochten hat und der das Recht des Kl�gers auf
Selbstverwaltung weder in Zweifel gezogen hat noch
�berhaupt zu beeintr�chtigen vermochte. [...]

Rechtsprechung in K�rze

Zusammengestellt von Dipl.-Vw. (FH) Erwin Ruff,
Bietigheim-Bissingen

Erschließungsbeitrag

Die zeitlich unbegrenzte Erhebung von Er-
schließungsbeitr�gen ist verfassungswidrig

BVerfG, Beschluss vom 3.11.2021, 1 BvL 1/19.

Sachverhalt: Das in einem Gewerbegebiet liegende
Grundst�ck des Kl�gers hatte im Jahr 1986 eine Stra-
ßenanbindung bekommen. Fertiggestellt in voller L�n-
ge und gewidmet wurde die Straße aber erst im Jahr
2007. Der Erschließungsbeitrag in H�he von rund
70 000 h wurde erst 2011 veranlagt. Die dagegen erho-
bene Klage blieb vor dem VG Koblenz und dem OVG
Rheinland-Pfalz erfolglos. Auf die Revision des Kl�gers
setzte das BVerwG das Verfahren mit dem Az. 9 C 8.18
aus. Nach § 3 Abs. 1 Nr. 4 KAG Rheinland-Pfalz (KAG
RP) kn�pft die Frist zur Erhebung von Erschließungs-
beitr�gen nicht an den Eintritt der tats�chlichen Vor-
teilslage an. Eine Veranlagung kann vielmehr noch
bis vier Jahre nach tats�chlicher Fertigstellung und
Widmung erfolgen. Ob eine derartige Norm mit Art. 2
Abs. 1 GG in Verbindung mit dem Grundsatz der
Rechtssicherheit und dem Gebot der Belastungsklar-
heit aus Art. 20 Abs. 3 GG vereinbar ist, wollte das
BVerwG vom BVerfG wissen.

Aus den Gr�nden: Zur Vorlage des BVerwG hat das
BVerfG entschieden: Grundst�ckseigent�mer d�rfen
nach der Fertigstellung einer Straße oder anderer Anla-
gen (Eintritt der Vorteilslage) von der Kommune nur f�r
begrenzte Zeit �ber Erschließungsbeitr�ge an den Bau-
kosten beteiligt werden. Eine Landesvorschrift, die das
nicht sicherstellt, verst�ßt gegen das Gebot der Belas-
tungsklarheit. Die Bestimmung des § 3 Abs. 1 Nr. 4
KAG RP ist mit Art. 2 Abs. 1 GG in Verbindung mit
dem verfassungsrechtlichen Grundsatz der Rechtssi-
cherheit in Art. 20 Abs. 3 GG insoweit unvereinbar, als
danach Erschließungsbeitr�ge nach dem Eintritt der
Vorteilslage zeitlich unbegrenzt erhoben werden k�n-
nen. Die tats�chliche Vorteilslage und die Beitragserhe-
bung k�nnen zeitlich weit auseinanderfallen. Dass die
vierj�hrige Verj�hrungsfrist erst mit der Widmung der
Straße zu laufen beginnt, ist nicht zul�ssig. Maßgeblich

16) Vgl. etwa BVerfG v. 19.8.2011, 2 BvG 1/10, BVerfGE 129, 108,
118; BVerwG v. 22.2.2019, 2 BvR 2203/18, NVwZ 2019, 642,
Rz. 17 ff. und v. 9.11.2020, 2 BvR 163/15, juris, Rz. 5, jeweils
m.w.N.

17) Vgl. zu Gemeinden BVerfG v. 8.7.1982, 2 BvR 1187/80,
BVerfGE 61, 82, 103 f.; BVerwG v. 21.2.2008, 1 BvR 1987/07,
NVwZ 2008, 778, Rz. 7 f. und v. 9.11.2020, 2 BvR 163/15, juris,
Rz. 5.

18) Vgl. BVerfG v. 29.5.2007, 2 BvR 695/07, BVerfGK 11, 241, 249.
19) Vgl. z.B. BT-Drucks. 17/3802, 39 und 42.
20) St. Rspr., vgl. z.B. EGMR v. 23.10.2010, Nr. 50108/06, D�seme-

alti Belediyesi/T�rkei, NVwZ 2011, 479, 480 m.w.N.
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muss demnach der Zeitpunkt sein, zu dem f�r den ein-
zelnen Grundst�ckseigent�mer der Vorteil entsteht.
Dieser ist f�r die Betroffenen erkennbar. Das bedeutet,
dass der Begriff der Vorteilslage an rein tats�chliche und
eben nicht rechtliche Entstehungsvoraussetzungen f�r
die Beitragsschuld ankn�pft. Es darf niemand im Unkla-
ren gelassen werden, ob noch mit Belastungen zu rech-
nen ist.

Anmerkung: Eine konkrete Vorgabe f�r die zeitliche
H�chstgrenze gibt das BVerfG nicht vor. Der Gesetzge-
ber hat hier einen weiten Spielraum. Eine Frist von 30
Jahren, wie sie manche Gerichte bisher aus dem Ver-
waltungsverfahrensgesetz abgeleitet hatten, ist jedoch
eindeutig zu lang. Wie in der Entscheidung ausgef�hrt
wird, haben sich Bayern, Baden-W�rttemberg, Branden-
burg, Hessen, Niedersachsen, Sachsen-Anhalt und Th�-
ringen �berwiegend f�r Fristl�ngen von 10 bis 20 Jahren
entschieden. In den anderen Bundesl�ndern besteht
keine ausdr�ckliche Regelung. Der Landesgesetzgeber
Rheinland-Pfalz ist nun verpflichtet, bis zum 31.7.2022
eine Neuregelung zu treffen. Es ist seine Aufgabe, die
berechtigten Interessen der Allgemeinheit am Vorteils-
ausgleich und der Einzelnen an Rechtssicherheit durch
entsprechende Gestaltung von Verj�hrungsbestimmun-
gen zu einem angemessenen Ausgleich zu bringen. Bis
dahin d�rfen Gerichte und Verwaltungsbeh�rden die
verfassungswidrige Norm nicht mehr anwenden. Von
der �nderung profitieren alle Grundst�ckseigent�mer
in Rheinland-Pfalz, deren Erschließungsbeitragsbe-
scheide noch nicht bestandskr�ftig sind.

Wiederkehrender Straßenausbaubeitrag

Gegen eine beg�nstigende Verschonungssat-
zung ist ein Normenkontrollantrag unzul�ssig

BVerwG, Beschluss vom 28.10.2021, 9 BN 2.21.

Sachverhalt: Mit einem Normenkontrollantrag wandte
sich ein Grundst�ckseigent�mer in einer rhein-
land-pf�lzischen Gemeinde gegen die Satzung zur
Verschonung von wiederkehrenden Straßenausbau-
beitr�gen in einem bestimmten Abrechnungsgebiet
(Verschonungssatzung). Die Satzung enthalte M�ngel.
Das OVG Rheinland-Pfalz wies den Normenkontroll-
antrag ab, weil der Antragsteller nicht in seinen Rech-
ten verletzt sei, da ihn die Verschonungssatzung aus-
schließlich beg�nstige. Die Revision wurde nicht
zugelassen. Dagegen hat der Antragsteller Beschwer-
de beim BVerwG erhoben.

Aus den Gr�nden: Das BVerwG hat die Beschwerde
zur�ckgewiesen. Der Normenkontrollantrag nach
§ 47 Abs. 2 Satz 1 VwGO ist unzul�ssig, weil die Ver-
schonungssatzung den Antragsteller nicht belastet,
sondern ihn bis zu dem in der Satzung genannten Zeit-
raum bis Ende 2028 ausschließlich beg�nstigt. Inner-
halb dieses Zeitraums wird er nicht zu wiederkehren-
den Straßenausbaubeitr�gen herangezogen. Eine
Normenkontrolle nach § 47 VwGO ist nicht als Popu-
lar-, sondern als Verletztenklage ausgestaltet. Deshalb
gen�gt es nicht, dass der Antragsteller Satzungsm�n-
gel ger�gt hat. Vielmehr muss er durch die Satzung in
seinen Rechten verletzt sein. Das ist aber bei der den
Antragsteller ausschließlich beg�nstigenden Verscho-
nungssatzung nicht der Fall.

Anmerkung: Auch den Einwand des Antragstellers, er
k�nne nach Ablauf der Verschonungszeit trotz vorge-
tragener Satzungsm�ngel wegen Ablaufs der Jahres-
frist des § 47 VwGO keinen Normenkontrollantrag
mehr stellen, wies das BVerwG zur�ck. Durch eine
Satzung ausschließlich Beg�nstigte k�nnen von vorn-
herein nicht geltend machen, durch die Rechtsvor-
schrift oder deren Anwendung in ihren Rechten ver-
letzt zu sein oder in absehbarer Zeit verletzt zu
werden. Deshalb ist ein Normenkontrollantrag solcher
Personen zu keiner Zeit m�glich.

Grundsteuer

Kein Grundsteuererlass bei baurechtswidriger
Nutzung

VG Koblenz, Urteil vom 16.11.2021, 5 K 256/21.KO.

Sachverhalt: Die Kl�gerin ist Eigent�merin einer in ei-
nem Gewerbegebiet der beklagten Stadt liegenden Im-
mobilie, die baurechtlich bis auf die Hausmeisterwoh-
nung nur gewerblich als B�rogeb�ude genutzt werden
darf. Da sich die R�ume nicht als B�ros eignen, aber nur
als solche vermietet werden d�rfen, fand die Eigent�-
merin außer f�r die Hausmeisterwohnung keine Mieter.
Sie bat um Grundsteuererlass, weil sie von acht Einhei-
ten des Geb�udes nur die Hausmeisterwohnung f�r eine
Monatsmiete in H�he von 600 h vermieten konnte. Die
Stadt lehnte den begehrten Grundsteuererlass ab und
f�hrte aus, die Kl�gerin habe sich nicht nachhaltig um
die Vermietung des Objekts bem�ht. Nach erfolglosem
Widerspruchsverfahren erhob die Kl�gerin Klage.

Aus den Gr�nden: Das VG Koblenz hat die Klage ab-
gewiesen. Die Grundsteuer kann nach den gesetzli-
chen Bestimmungen bei einer Minderung der erzielba-
ren Mieteinnahmen um mindestens 50 % teilweise nur
dann erlassen werden, wenn ein Eigent�mer die Min-
derung der Mieteinnahmen nicht zu vertreten hat.
Dies ist hier allerdings nicht der Fall. Der Kl�gerin
war beim Erwerb des Geb�udes, das bereits seit 20
Jahren im Eigentum ihrer Familie steht, bekannt, dass
eine Vermietung mit Blick auf die baurechtlichen Vor-
schriften nur zu Gewerbezwecken in Betracht kommt.
Das Objekt weist aber eine deutliche Pr�gung als rei-
nes Wohnhaus auf, was einer Vermietung der Einhei-
ten zu Gewerbezwecken (B�ronutzung) entgegen-
steht. Die Kl�gerin hat keine baulichen Maßnahmen
ergriffen, um die Einheiten einer gewerblichen Nut-
zung zuzuf�hren. Sie h�tte das Haus so umbauen k�n-
nen, dass es als B�rogeb�ude nutzbar ist. Weil sie das
unterlassen hat, hat sie die Ursache f�r den Leerstand
des Geb�udes selbst zu verantworten. Sie ist demnach
selbst schuld, dass sie keine Mieter findet.

Zweitwohnungsteuer

Zul�ssiger Ersatzmaßstab f�r Wohnungen im
Außenbereich

VG Schleswig-Holstein, Beschluss vom 29.10.2021,
4 B 27/21.

Sachverhalt: In einem Verfahren des vorl�ufigen
Rechtsschutzes wandte sich der Antragsteller gegen
einen Zweitwohnungsteuerbescheid. Er brachte vor,
dass die Zweitwohnungsteuersatzung f�r Grundst�-
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cke im Außenbereich keinen rechtswirksamen Bemes-
sungsmaßstab enthalte. Nach der Satzung bemesse
sich die Steuer u.a. nach einem Lagefaktor. Allerdings
habe die Gemeinde f�r Außenbereichsgrundst�cke
keinen Lagefaktor festgesetzt. Seine Veranlagung
nach dem Lagefaktor des Ortsmittelpunkts sei nicht
rechtm�ßig.

Aus den Gr�nden: Die von der Gemeinde in der Zweit-
wohnungsteuersatzung festgelegte Steuerermittlung
nach einem Fl�chenmaßstab (Quadratmeterzahl der
Wohnung) in Verbindung mit einem Lagewert (fl�chen-
abh�ngiger Bodenrichtwert), einem Wertfaktor f�r die
Geb�udeart und dem Verf�gbarkeitsgrad ist eine zul�s-
sige Bemessungsgrundlage f�r die Zweitwohnungsteu-
er.1) Die Gemeinde hat in der Satzung zwei unter-
schiedliche Bodenrichtwertzonen festgelegt. Sofern ein
Grundst�ck außerhalb einer Bodenrichtwertzone liegt,
wie das bei dem im Außenbereich liegenden Grund-
st�ck des Antragstellers der Fall ist, wird die Zweitwoh-
nung einer angrenzenden Bodenrichtwertzone zuge-
ordnet. Das unterliegt unter Ber�cksichtigung des
weitreichenden Entscheidungsspielraums der Gemein-
de bei der Bestimmung des Steuermaßstabs sowie der
Typisierung von Massenvorg�ngen keinen Bedenken
und verst�ßt nicht gegen den Grundsatz der Belastungs-
gleichheit nach Art. 3 Abs. 1 GG.

Abwassergeb�hr

Zul�ssige Sch�tzung der Abwassermenge bei
fehlendem Messwert

OVG Schleswig-Holstein, Beschluss vom 7.10.2021,
2 MB 3/21.

Sachverhalt: In einem Verfahren des vorl�ufigen
Rechtsschutzes gegen den Abwassergeb�hrenbe-
scheid f�r das 1. Halbjahr 2020 brachte der Antragstel-

ler vor, der Geb�hrenbescheid sei rechtswidrig, weil
der vorangegangene Geb�hrenbescheid f�r das Jahr
2019 wegen eines schwerwiegenden Fehlers nichtig
sei und deshalb der Vorjahreswert dem nachfolgenden
Geb�hrenbescheid nicht h�tte zugrunde gelegt wer-
den d�rfen. Die f�r 2019 angesetzte Abwassermenge
beruhe nicht auf einem gemessenen, sondern einem
gesch�tzten Wasserverbrauch. Die Gemeinde brachte
vor, auch in den vergangenen Jahren habe die Abwas-
sermenge gesch�tzt werden m�ssen, weil ihr trotz Auf-
forderung weder vom Grundst�ckseigent�mer noch
vom Mieter Messwerte des Wasserz�hlers mitgeteilt
worden seien. Als Schmutzwassermenge gelte die
durch Wasserz�hler ermittelte Wassermenge.

Aus den Gr�nden: Das OVG Schleswig-Holstein hat
den Antrag auf Anordnung der aufschiebenden Wir-
kung abgelehnt. Der Geb�hrenbescheid 2020 ist recht-
m�ßig. Es entspricht der g�ngigen Praxis, dass die Ge-
meinde den Wasserverbrauch und die darauf
anzusetzende Abwassermenge sch�tzen darf, wenn
ihr die Messwerte eines Wasserz�hlers trotz Aufforde-
rung nicht mitgeteilt werden. Weil in diesem Fall der
Vorjahresbescheid bestandskr�ftig geworden ist, wird
als Ausgangswert f�r 2020 der im Bescheid f�r 2019
angesetzte Endwert zugrunde gelegt. Dass dieser Wert
auf einer Sch�tzung beruht, �ndert daran nichts, weil
der Bescheid 2019 einerseits bestandskr�ftig ist und
andererseits die vorgenommene Sch�tzung wegen
des nicht mitgeteilten Z�hlerstandes seitens des Ge-
b�hrenpflichtigen rechtm�ßig ist.

1) OVG Schleswig-Holstein v. 30.1.2019, 2 LB 92/18, ZKF 2019,
96, und v. 23.8.2021, 5 MB 10/21, ZKF 2021, 263.
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